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Von Drohnen, Sanktionen und Sondergesandten

Die Drohneneinsätze der USA in Pakistan und das Debakel der geplanten Anschaffung des 
Euro Hawk in Deutschland haben eine heftige Debatte über den Einsatz dieser neuen Techno-
logie entfacht. Ist ihr Einsatz völkerrechtlich zulässig? Sind gezielte Tötungen mutmaßlicher Ter-
roristen erlaubt? Welchen Regeln unterliegen diese unbemannten Luftfahrzeuge? Robert Frau 
hat sich die internationale Rechtslage und Praxis angesehen. Entgegen der landläufigen Meinung 
kommt er zu dem Schluss, dass der bestehende internationale Rechtsrahmen klare Regulierun-
gen vorsieht. Darüber hinaus prognostiziert er für die Zukunft eine Zunahme der Drohnen-
einsätze.

Kontroversen ausgelöst haben auch die sogenannten Terrorlisten des UN-Sicherheitsrats. 
Personen, die auf der Liste stehen, hatten keine Möglichkeit, gegen die Listung und daraus fol-
gende Individualsanktionen Einspruch zu erheben. Dies hat zu Konflikten mit Vorschriften 
des europäischen Rechts wie rechtliches Gehör und in der Folge zu Kompetenzstreitigkeiten mit 
europäischer und nationaler Gerichtsbarkeit geführt. Um diese Defizite abzubauen, sind für 
den Al-Qaida-Sanktionsausschuss einige Reformen durchgeführt worden: Die Einrichtung des 
Amts der Ombudsperson und ein vereinfachtes Verfahren, um Namen von der Liste zu strei-
chen, hätten schon einige Erfolge gezeitigt, so Manfred Mimler.

Sie vermitteln, verwalten, leiten und vertreten ihn in Krisen weltweit: die Sondergesandten 
des UN-Generalsekretärs. Einige von ihnen sind aus den Medien bekannt, wie Lakhdar Bra-
himi oder Martti Ahtisaari, doch die meisten agieren hinter den Kulissen. Ihre Arbeit ist uner-
setzlich, weshalb ihre Anzahl von einem Dutzend in den achtziger Jahren auf heute knapp 70 
Sondergesandte anstieg. Wie vielfältig ihre Aufgaben und Befugnisse sind und wo die Grenzen 
ihrer Mandate liegen, erläutert Manuel Fröhlich in seinem Beitrag. 

An Kohärenz und Koordinierung mangelt es in vielen Organisationen. Dies gilt für die Ent-
wicklungszusammenarbeit der Vereinten Nationen in besonderem Maße. Nicht zuletzt deshalb 
wurde im Jahr 2006 eine Expertenkommission ins Leben gerufen, mit dem Auftrag einen Be-
richt zur systemweiten Kohärenz zu erstellen. Timo Mahn hat ausgewertet, inwieweit die Emp-
fehlungen umgesetzt wurden und was sich die UN-Mitgliedstaaten nach ihrer jüngsten umfas-
senden Überprüfung der Strukturen im Dezember 2012 vorgenommen haben. Sein Fazit: Es ist 
noch nicht alles erreicht, aber die Weichen sind gestellt.

In einem Interview gibt Patricia O’Brien Einblick in ihre Arbeit als Rechtsberaterin des UN-
Generalsekretärs. Unter den vielen Themen, zu denen sie Stellung nehmen muss, finden sich nicht 
wenige von politischer Brisanz: sei es der Gaza-Krieg von 2009, die Schuldfrage der Cholera-
Epidemie in Haiti 2010 oder aktuell die Schutzverantwortung in Syrien. Oft sei es nicht leicht, 
die beste aus dem Völkerrecht abzuleitende Position zu finden und zu vertreten.  

Ich wünsche eine anregende Lektüre.

Anja Papenfuß, Chefredakteurin
papenfuss@dgvn.de
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Der Einsatz von Drohnen 
Eine völkerrechtliche Betrachtung

Robert Frau

Drohneneinsätze werden in Zukunft zunehmen, weil 
viele Staaten von den Vorteilen überzeugt sind. Über­
ragende technische Fähigkeiten sowie die vermin­
derte Gefahr eigener Gefallener wiegen die Gegen­
argumente auf. Für diese Einsätze gelten die Men- 
schenrechte und – soweit anwendbar – das huma­
nitäre Völkerrecht. Im Ergebnis verfügt das Völker­
recht über einen befriedigenden Rechtsrahmen für 
den Einsatz von Drohnen.

Eine Novembernacht 2010 in Afghanistan: Deutsche 
ISAF-Soldaten werden darüber informiert, dass Auf-
ständische an einer Straße Sprengfallen installieren. 
Die militärische Aufklärung ergibt, dass sich keine 
Zivilisten in der Nähe befinden. Auf deutsche Anfor-
derung hin wird eine bewaffnete Drohne eingesetzt. 
Die Nacht endet mit vier Toten und einem Verletz-
ten.1 Zwei Jahre später wird der Vorfall ans Tages-
licht geholt und in einer politischen Debatte um den 
geplanten Drohnenankauf der Bundeswehr instru-
mentalisiert.2 Heute ist die Öffentlichkeit, auch durch 
die Praxis anderer Staaten,3 für das Thema sensibi-
lisiert. Befürchtet wird, der Einsatz von Drohnen ver-
letze in der Regel Völkerrecht und verstoße gegen 
Menschenrechte. Daher widmet sich der vorliegen-
de Beitrag den völkerrechtlichen Fragen. 

Drohneneinsätze in der Praxis

Drohnen sind unbemannte Luftfahrzeuge (unmanned 
aerial vehicles – UAVs), die ferngesteuert werden 
oder auf vorprogrammierten Routen fliegen. Die 
größten sind zugleich die bekanntesten Modelle: Die 
unbewaffnete Global Hawk ist ein sogenanntes 
HALE-Modell (high altitude, long endurance), das in 
einer Höhe von bis zu 20 000 Metern bis zu 48 Stun-
den in der Luft bleiben kann. Keinen Zweifel an ih-
rer Bewaffnung lassen die amerikanischen Modelle 
Predator (Raubtier) und Reaper (Sensenmann). Die-
se sogenannten MALE-Modelle (medium altitude, 
long endurance) fliegen in einer Höhe von bis zu 
15 000 Metern und bis zu 30 Stunden am Stück. 
Weniger prominent sind zahlreiche andere Modelle, 
deren Aussehen und Größe oft an Modellflugzeuge 
erinnern. Sie werden manchmal wie ein Papierflie-
ger aus der Hand gestartet und vor allem zur Auf-
klärung eingesetzt. Darüber hinaus gibt es Modelle 
wie die Mikado,4 von der auch die Bundeswehr ei-
nige Dutzend zur Nahaufklärung nutzt. Die Zukunft 
der unbemannten Luftfahrzeuge scheint rosig, denn 
die Militärs sind von ihrem Nutzen überzeugt.

Vorteile von Drohneneinsätzen

Die Drohnen einsetzenden Staaten schätzen insbe-
sondere, dass keine eigenen Soldaten gefährdet wer-
den. Gefallene müssen im Heimatland weder betrau-
ert noch gerechtfertigt werden. Drohnen ermöglichen 
durch unterschiedliche Sensoren bessere Informa-
tionsbeschaffung, sie sind leiser und effektiver als 
herkömmliche Kampfflugzeuge. Sowohl in der An-
schaffung als auch bei Betrieb und Wartung sind 
Drohnen deutlich günstiger als Kampfflugzeuge. Eine 
Drohne kann von jedem Ort der Welt nahezu in Echt-
zeit gesteuert werden, denn das Signal benötigt zwi-
schen dem tatsächlichen Geschehen vor Ort und der 
Übertragung in die Steuerungszentrale höchstens 
zwei Sekunden.

Nachteile von Drohneneinsätzen

Dennoch regt sich breite Kritik am Einsatz von UAVs. 
Es ist gerade nicht der Fall, dass die Bevölkerung nur 
die eigenen Opfer betrauert und den Opfern der ver-
meintlichen Gegenseite unbeteiligt gegenübersteht. 
Dies zeigen die breiten Diskussionen, die in den USA 
und Deutschland geführt werden. Des Weiteren 
stimmt es nicht, dass der Drohnen einsetzende Staat 
seine Soldaten keiner Gefahr mehr aussetzt. Selbst 
wenn die Piloten der Drohne tausende von Kilome-
tern entfernt in Sicherheit sind, sind andere Perso-
nen vor Ort, die die Luftfahrzeuge betanken, warten, 
bewaffnen oder auf die Startbahn rollen. Praktisch 
verhält es sich häufig so, dass der gesamte Start- und 
Landevorgang von Piloten vor Ort gesteuert wird, 
weil durch eine große Distanz die Reaktionszeit zwi-
schen einem Ereignis, dessen Übertragung in die Steu-
erungszentrale und dem Geben und Ausführen ei-
nes Reaktionsbefehls, vier Sekunden betragen kann. 
Das Einsatzgebiet von Drohnen ist aufgrund der ver-
gleichsweise langsamen Geschwindigkeit und gerin-
gen Beweglichkeit begrenzt. Noch dazu müssen we-
gen möglicher Signalüberlagerungen und fehlender 

Dr. Robert Frau,  
geb. 1979, ist 
wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am 
Lehrstuhl für 
Öffentliches Recht, 
insbesondere 
Völkerrecht, 
Europarecht und 
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Verfassungsrecht an 
der Europa-Universi-
tät Viadrina in 
Frankfurt (Oder).

   1  ISAF-Pressemitteilung Nr. 2010-11-CA-152, 12.11.2010.

   2  Thomas Wiegold, Die Deutschen und die Killer-Drohnen in Afgha-

nistan, 17.3.2013, über: www.augengeradeaus.net

   3  Vgl. dazu Felix Boor, Der Drohnenkrieg in Afghanistan und Pakistan, 

Humanitäres Völkerrecht-Informationsschriften (HuV-I), 24. Jg., 2/2011, 

S. 97–104; Wolfgang Richter, Kampfdrohnen versus Völkerrecht?, HuV-I, 

24. Jg., 2/2011, S. 105–112.

   4  Mikado steht für Mikroaufklärungsdrohne für den Ortsbereich.
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Gefahrerkennungsfähigkeiten5 Drohnen voneinan-
der Abstand halten, andernfalls versagt die Steuerung. 
Drohnen mögen zwar günstiger sein als Kampfflug-
zeuge, dennoch kostet beispielsweise ein Exemplar 
der Reaper-Drohne rund zehn Millionen Euro.6 Stürzt 
eine Drohne ab, wird sie geborgen – verbunden mit 
Gefahren für die Bergungsmannschaften und hohen 
Kosten.7 Darüber hinaus addieren sich die laufen-
den Kosten auf einen ähnlich hohen Betrag wie beim 
Einsatz von Raketen.8 

Ob Drohneneinsätze aus operativer, taktischer 
und strategischer Sicht tatsächlich erfolgreich sind, ist 
weitgehend ungeklärt. So ist beim Drohnenprogramm 
der USA in Pakistan umstritten, ob es die Terroror-
ganisationen schwächt oder ob es nicht vielmehr das 
beste Argument ist, Menschen zum Kampf gegen die 
Amerikaner zu bewegen.9 Einen Kausalzusammen-
hang zwischen Drohneneinsätzen und etwaigen Re-
aktionen nachzuweisen, ist derzeit nicht möglich.10 

Drohnen innerhalb und außerhalb  
bewaffneter Konflikte

Staaten setzen sowohl bewaffnete als auch unbewaff-
nete Drohnen innerhalb und außerhalb bewaffneter 
Konflikte ein. In bewaffneten Konflikten gilt das hu-
manitäre Völkerrecht. Dieses sieht bestimmte Rege-
lungen zum Schutz der Zivilbevölkerung vor, erlaubt 
allerdings, zulässige militärische Ziele anzugreifen. 
In bewaffneten Konflikten wird die Spannbreite der 
Einsatzmöglichkeiten voll ausgenutzt: Drohnen leis-
ten Aufklärungsarbeit, unterstützen Bodenoperatio
nen und greifen gezielt an.

Außerhalb von bewaffneten Konflikten werden 
Drohnen meist zur Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus eingesetzt. Unabhängig vom Aufent-
haltsort bestimmter Personen werden diese gezielt 
angegriffen und getötet. So sollen allein in Pakistan 
seit dem Jahr 2004 mehr als 2500 Menschen gezielt 
getötet worden sein.11 Darüber hinaus werden auch 
in Afghanistan, Jemen, Somalia und anderen Staa-
ten solche Angriffe durchgeführt. Besonders pro
blematisch sind dabei ›signature strikes‹, bei denen 
eine Angriffsentscheidung nach der Auswertung eines 
Bewegungs- und Verhaltensmusters getroffen wird, 
ohne dass weitere Informationen über die Zielper-
son bekannt sind.

Reaktionen der Vereinten Nationen

Die Vereinten Nationen befassen sich mit dem Frage-
komplex der Drohnen fast ausschließlich im Hin-
blick auf die USA und deren Drohnenprogramm zur 
Terrorismusbekämpfung. Bereits im Jahr 2010 hat 
der damalige Sonderberichterstatter der Vereinten 
Nationen zu außergerichtlichen, summarischen und 
willkürlichen Hinrichtungen Philip Alston darauf 
hingewiesen, dass der Einsatz von Drohnen men-
schenrechtswidrige Tötungen erleichtern könnte.12  
In bewaffneten Konflikten sei dies aber keine Frage 

der eingesetzten Technologie, sondern der bedienen-
den Menschen. Außerhalb von bewaffneten Konflik-
ten, so vermutete Alston, sei die Tötung mittels Droh-
nen fast niemals rechtmäßig, da regelmäßig men- 
schenrechtliche Standards unterlaufen würden.13 

In einer weiteren Studie über den Einfluss neuer 
Technologien auf Menschenrechte14 sorgte sich der 
Sonderberichterstatter über die zunehmende Auto-
nomisierung von Tötungen. Er warf der Völkerrechts-
wissenschaft vor, sich nur zurückhaltend mit den 
verbundenen komplexen Rechtsfragen befasst zu ha-
ben15 und schlug der Generalversammlung die Ein-
richtung einer Arbeitsgruppe vor, die unter anderem 
untersuchen sollte, ob eine ›Playstation-Mentalität‹ 
existiert, die das Töten mittels Drohnen einfacher 
mache.16 Bis heute liegt jedoch weder eine umfassen-
de empirische Studie zur ›Playstation-Mentalität‹ 
vor,17 noch wurde die Arbeitsgruppe eingerichtet.

Die Bedenken gegen das amerikanische Drohnen-
programm hat Alstons Nachfolger Christof Heyns 
aufrechterhalten, insbesondere aufgrund der gestie-
genen Einsatzzahlen.18 Besonders bedauert Heyns, 
dass die amerikanische Regierung keine genauen 
Zahlen zu den getöteten Zivilpersonen bekannt 
gibt19 – was auch von zivilgesellschaftlicher Seite 
kritisiert wird.20 

   5  Aufgrund dieses technischen Mangels hat die Bundeswehr den 

Plan aufgegeben, Euro-Hawk-Überwachungsdrohnen zu kaufen. Vgl. 

Aufklärungsdrohne Euro Hawk wird nicht zugelassen, Frankfurter All-

gemeine Zeitung, 14.5.2013.

   6  Andreas Lorenz et al., Botschafter des Todes, Der Spiegel, 14.11.2011.

   7  Nearly 450 British Military Drones Lost in Iraq and Afghanistan, 

The Guardian, 12.2.2013.

   8  Armin Krishnan, Gezielte Tötung, Berlin 2012, S. 178ff.

   9  Vg. Living Under Drones: Death, Injury, and Trauma to Civilians from 

US Drone Practice in Pakistan, Stanford International Human Rights 

and Conflict Resolution Clinic, 2012, S. 125ff.

10  Vgl. Krishnan, a.a.O. (Anm. 8), S. 160ff.

11  Living Under Drones, a.a.O. (Anm. 9), S. vi.

12  Report of the Special Rapporteur on Extrajudicial, Summary or Arbi-

trary Executions, UN Doc. A/HRC/14/24/Add.6 v. 28.5.2010, Abs. 80ff.

13  Report of the Special Rapporteur, a.a.O. (Anm. 12), Abs. 85.

14  Interim Report of the Special Rapporteur on Extrajudicial, Summa-

ry or Arbitrary Executions, UN Doc. A/65/321 v. 23.8.2010, insb. Abs. 29ff.

15  Interim Report of the Special Rapporteur, a.a.O. (Anm. 14), Abs. 45.

16  Interim Report of the Special Rapporteur, a.a.O. (Anm. 14), Abs. 47ff.

17  Vgl. Report of the Special Rapporteur, a.a.O. (Anm. 12), Abs. 84. Vgl. 

auch Air Force Drone Operators Report High Levels of Stress, New York 

Times, 18.11.2011.

18  Siehe Report of the Special Rapporteur on Extrajudicial, Summary 

or Arbitraty Executions, Christof Heyns, Addendum, Follow-up to Coun-

try Recommendations – United States of America, UN Doc. A/HRC/ 

20/22/Add.3 v. 30.3.2012, Abs. 80f.

19  Ebd.

20  Vgl. Living Under Drones, a.a.O. (Anm. 9), S. 32ff.

Ob Drohneneinsätze 
aus strategischer 
Sicht erfolgreich 

sind, ist ungeklärt.

Allein in Pakistan 
sollen seit dem Jahr 
2004 mehr als 2500 

Menschen gezielt 
getötet worden sein.



Frau  |  Der Einsatz von Drohnen

Vereinte Nationen  3/2013										           101

Der Sonderberichterstatter über die Förderung und 
den Schutz der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten bei der Bekämpfung des Terrorismus Ben Emmer-
son betont, dass sowohl Staaten, die Drohnen nut-
zen, als auch Staaten, in denen Drohnen eingesetzt 
werden, verpflichtet seien, diese Angriffe auf mög-
liche Menschenrechtsverletzungen hin zu untersu-
chen. Anfang 2013 initiierte er eine Untersuchung, 
die sich den Rechtsfragen stellen soll.21 Zu diesem 
Zweck hat er bereits Pakistan besucht und erklärt, 
dass die USA mit Drohnenangriffen die pakistani-
sche Souveränität verletzten.22 

Allen Bedenken zum Trotz gibt es im Bereich der 
Vereinten Nationen bislang keine Bestrebungen, einen 
gesonderten Vertrag zur halb- oder vollautonomen 
Kriegführung zu entwerfen, der die Entwicklung 
oder den Einsatz von Drohnen und ähnlichen Gerä-
ten verbietet oder reglementiert. Es steht auch nicht 
zu erwarten, dass sich die Staaten angesichts der Vor-
teile, die sie sich von Drohnen versprechen, einen ent-
sprechenden Vertrag ratifizieren würden.

Auch der am 2. April 2013 von der UN-General-
versammlung angenommene Vertrag über den Waf-
fenhandel (Arms Trade Treaty – ATT)23 erwähnt 
halb- und vollautonome Kriegführung nicht aus-
drücklich. Vielmehr reglementiert Artikel 2 (a) des 
Vertrags den Handel mit unter anderem »conventio-
nal arms within the following categories as a mini-
mum [...] (d) combat aircraft, (e) attack helicopters, 
(f) warships, (g) missiles and missile launchers […]«. 
Ob davon Drohnen und ähnliche Kriegsgeräte er-
fasst sind, ist unklar.

Gegen die Anwendbarkeit des ATT auf Drohnen 
spricht, dass sich dessen Aufzählung an den Kate-
gorien des UN-Waffenregisters orientiert. In diesem 
Rahmen ist umstritten, ob unbemannte Luftfahrzeu-
ge und ähnliches erfasst sind.24 Die Staaten sind zu-
rückhaltend und lehnen es eher ab, Drohnen als vom 
Waffenregister erfasst anzusehen.25 

Dafür spricht jedoch, dass ›konventionelle Waffen‹ 
der Sammelbegriff für Waffen ist, die keine Atom-, 
Bio- oder Chemiewaffen sind. Unzweifelhaft erfasst 
sind darüber hinaus sowohl Kampfflugzeuge als auch 
deren Bewaffnung wie etwa Hellfire-Raketen und 
Kriegsschiffe, zu denen unbemannte Schiffe gehören 
können.26 Es wäre widersprüchlich, wenn bemannte 
Plattformen (also Kampfflugzeuge und Kriegsschif-
fe) unter den ATT fielen, andere Plattformen (etwa 
UAVs) aber allein aufgrund der fehlenden Besatzung 
nicht erfasst wären. Verstärkt wird dies durch teleolo-
gische Aspekte, denn der ATT soll der Wahrung des 
Weltfriedens dienen. Ausgerechnet solche Geräte vom 
Anwendungsbereich auszuschließen, die in den letz-
ten Jahren als eine Gefahr wahrgenommen wurden, 
scheint dem Hauptziel des ATT zu widersprechen. 
Entscheidend für die Einbeziehung von Drohnen 
in den Text spricht aber, dass der Wortlaut des Ver-
trags schlicht nicht zwischen bemannten und unbe-

mannten Luftfahrzeugen unterscheidet. Gerade in 
Anbetracht der aktuellen Diskussion hätten die Staa-
ten, wenn sie Drohnen hätten ausnehmen wollen, 
dies im ATT deutlich machen müssen.

Darüber hinaus könnten die Vereinten Nationen 
bald selbst Überwachungsdrohnen nutzen. Diese sol-
len Blauhelm-Missionen in Gebieten unterstützen, 
die schwer zugänglich sind. So beinhaltet das neue 
Mandat der Stabilisierungsmission in der Demokra-
tischen Republik Kongo (MONUSCO) die Erlaub-
nis, Überwachungsdrohnen einzusetzen.27 Zur Dis-
kussion steht ferner, Drohnen in der Côte d’Ivoire 
einzusetzen, um einen Ausgleich zu abziehenden 
Blauhelm-Truppen zu schaffen.28 

Da kein ausdrückliches Verbot des Einsatzes von 
Drohnen besteht, muss die Rechtmäßigkeit von Droh-
neneinsätzen am Maßstab des Völkerrechts gemes-
sen werden.

Völkerrechtliche Bewertung

Verletzung des Gewaltverbots und  
der staatlichen Souveränität

Den Militäroperationen der USA im pakistanischen 
Luftraum wird entgegengehalten, dass sie die Sou-
veränität Pakistans und das Gewaltverbot aus Arti-
kel 2 Absatz 4 UN-Charta verletzten. Zwar stimmt 
es, dass der Luftraum eines Staates für militäri-
sche Luftfahrzeuge eines anderen Staates geschlos-
sen ist. Erst recht ist es verboten, dort Waffen ein-
zusetzen. Allerdings ist beim ›Drohnenkrieg‹ der 
USA in Pakistan unklar, ob Pakistan die Drohnen in 
seinem Luftraum nicht zumindest toleriert. Wäh-
rend dieses Einverständnis vor einiger Zeit noch vor-

21  Statement by Ben Emmerson, UN Special Rapporteur on Counter-

Terrorism and Human Rights, 24.1.2013, www.ohchr.org/Documents/

Issues/Terrorism/SRCTBenEmmersonQC.24January12.pdf

22  Statement of the Special Rapporteur Following Meetings in Pakis-

tan, 14.3.2103, www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.

aspx?NewsID=13146&LangID=E

23  The Arms Trade Treaty, Annex to the Draft Decision, UN Doc. A/

CONF.217/2013/L.3 v. 27.3.2013. 

24  UN Office for Disarmament Affairs, Assessing the UN Register of 

Conventional Arms, Occasional Paper 16, 2009, S. 25 und 37.

25  Vgl. etwa USA Non-Paper, Proposal of a New Category for Armed 

Unmanned Aerial Vehicles, 2009, www.un.org/disarmament/conv 

arms/Register/DOCS/GGE2009/US_expert_non-paper

26  Robert Frau, Regulatory Approaches to Unmanned Naval Systems 

in International Law of Peace and War, HuV-I, 25. Jg., 2/2012, S. 84–91.

27  UN-Dok. S/RES/2098 v. 28.3.2013, Abs. 12.

28  Ivory Coast Wants Surveillance Drones to Replace U.N. Troops, 

Reuters, 16.4.2013.

Es gibt bislang keine 
Pläne in den UN für 
einen Vertrag über 
autonome Kriegs-
führung.
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lag,29 scheint sich die pakistanische Auffassung seit 
dem Jahr 2012 gewandelt zu haben.30 

Die Befürchtung, ein Staat, der über Kampfdroh-
nen verfügt, würde eher zum Krieg schreiten als an-
dere Staaten,31 ist unbegründet. Bei allen heute schon 
verfügbaren Drohnen hat es noch keinen bewaff-
neten Konflikt gegeben, der nur aufgrund der Ver-
fügbarkeit begonnen wurde. Es gibt auch keinen 
Konflikt, der ausschließlich mit Drohnen geführt 
wird; vielmehr sind Drohnen eines von vielen Mit-
teln, die im bewaffneten Konflikt eingesetzt werden.

Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht

Auf den Drohneneinsatz im bewaffneten Konflikt ist 
das humanitäre Völkerrecht anwendbar, das Regeln 
für die Kriegführung vorhält. Der Einsatz von Droh-
nen muss daher an diesem Standard gemessen wer-
den. Die wichtigsten Fragen seien hier erörtert.32 

Das humanitäre Völkerrecht schafft einen Aus-
gleich zwischen humanitären Erwägungen und mi-
litärischer Notwendigkeit im bewaffneten Konflikt 
anhand der beiden Grundsätze des Verbots über-
flüssigen Leidens und unnötiger Verletzungen sowie 
des Unterscheidungsgrundsatzes.33 

Folglich sind solche Angriffe verboten, bei denen 
damit zu rechnen ist, dass sie Verluste an Menschen-
leben unter der Zivilbevölkerung, die Verwundung 
von Zivilpersonen, die Beschädigung ziviler Objekte 
oder mehrere derartige Folgen zusammen verursa-
chen, die in einem krassen Missverhältnis zum er-
warteten konkreten und unmittelbaren militärischen 
Vorteil stehen.34 Der Unterscheidungsgrundsatz 
schützt die Zivilbevölkerung und schreibt vor, stets 
zwischen zulässigen militärischen Zielen und unzu-
lässigen zivilen Objekten zu unterscheiden. Daher 
dürfen die Staaten auch mit Drohnen nur solche Ob-
jekte angreifen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit, 
Zweckbestimmung, Verwendung oder ihres Stand-
orts wirksam zu militärischen Handlungen beitra-
gen und gänzliche oder teilweise Zerstörung, deren 
Inbesitznahme oder Neutralisierung unter den zu 
dem betreffenden Zeitpunkt gegebenen Umständen 
einen eindeutigen militärischen Vorteil darstellt.35  

Kritiker des amerikanischen Drohnenprogramms 
nehmen an, dass zwischen der USA und organisier-
ten bewaffneten Gruppen ein bewaffneter Konflikt 
in Pakistan herrscht und bemängeln, dass eine un-
verhältnismäßig hohe Zahl ziviler Opfer zu beklagen 
wäre, die in einem krassen Missverhältnis zu dem 
militärischen Vorteil stehe. So sollen von Juni 2004 
bis September 2012 allein in Pakistan zwischen 2562 
und 3325 Menschen durch Drohnen getötet wor-
den sein, darunter zwischen 474 und 881 Zivilper-
sonen.36 Daher sei der Großteil dieser Drohnenein-
sätze als völkerrechtswidrig anzusehen. Darüber hin- 
aus würde die Distanz zum Kampfgeschehen sowie 
die an der Bedienung von Videospielen orientierte 
Steuerung von Drohnen das Töten ›leichter‹ machen. 

Drohnen würden den Piloten eher zum Angriff ver-
leiten. Somit begründeten Drohnen generell die Ge-
fahr, dass der Unterscheidungsgrundsatz unterlau-
fen werde.

Befürworter der Drohnentechnologie behaupten 
dagegen, dass der Einsatz von Drohnen die Einhal-
tung des humanitären Völkerrechts besser sicherstel-
len könne als andere Technologien. So sei insbeson-
dere die Entfernung zum Kampfgeschehen von Vor- 
teil. Piloten müssten nicht befürchten, selbst zum 
Ziel gemacht zu werden. Sie könnten daher viel ru-
higer abwägen – es gebe keinen Eifer des Gefechts. 
Darüber hinaus erlaube die eingesetzte Technik, ein 
viel besseres und klareres Bild vom Geschehen vor 
Ort zu erhalten. Anders als Piloten eines Kampfflug-
zeugs hätten Drohnenpiloten die Zielperson lange 
vor Augen. Sie würden eben genauer sehen, was sich 
im Fadenkreuz bewegt. Daher führten Drohnen eher 
dazu, viel genauer nur solche Ziele anzugreifen, die 
zweifelsfrei ein zulässiges militärisches Ziel oder ein 
feindlicher Kämpfer sind. Damit könnten Staaten 
auch besser ihre Pflicht erfüllen, alle praktisch mög-
lichen Vorsichtsmaßnahmen zu treffen, wenn sie Per-
sonen oder Objekte angreifen.

Welche Zahlen stimmen und wie hoch der Anteil 
der getöteten Zivilpersonen ist, ist umstritten. Es lässt 
sich daher nicht abschließend feststellen, welche An-
griffe gegen das Verbot exzessiver Kollateralschäden 
verstoßen haben und welche nicht. Mehr noch, es 
mag Fälle geben, in denen Zivilisten ein Drittel der 
Opfer und einen zulässigen Kollateralschaden dar-
stellen, während in anderen Fällen dieses Verhältnis 
ein verbotenes krasses Missverhältnis darstellt. Auch 
hier gilt, dass die Frage der Rechtmäßigkeit nur im 
Einzelfall beantwortet werden kann.

Problematisch aus der Sicht des humanitären Völ-
kerrechts ist, dass sowohl die Drohne als auch ihre 

29  Living Under Drones, a.a.O. (Anm. 9), S. 104f.

30  Living Under Drones, a.a.O. (Anm. 9), S. 105; Krishnan, a.a.O. (Anm. 8), 

S. 77; vgl. Mark Mazzetti, The Way of the Knife, New York 2013, S. 227f.; 

Statement by Ben Emmerson, a.a.O. (Anm. 21).

31  Interim Report of the Special Rapporteur, a.a.O. (Anm. 14), insb. 

Abs. 44.

32  Ausführlicher zur Bewertung nach humanitärem Völkerrecht vgl. 

die Beiträge von Robert Frau, Philipp Stroh und Dieter Fleck im Themen-

heft »Nicht-bemannte Waffensysteme und Humanitäres Völkerrecht« 

HuV-I, 24. Jg., 2/2011 sowie Robert Frau, Reicht das geltende Völker-

recht für Drohneneinsätze aus?, HuV-I, 26. Jg., 1/2013 (im Erscheinen).

33  International Court of Justice, Legality of the Threat or Use of Nu-

clear Weapons, Gutachten vom 8. Juli 1996, ICJ Reports, 1996, S. 226ff. 

34  Siehe Artikel 51 Absatz 5, lit. b) des I. Zusatzprotokolls zu den Gen-

fer Konventionen von 1977.

35  Siehe Artikel 52 Absatz 2 des I. Zusatzprotokolls zu den Genfer 

Konventionen von 1977.

36  Living Under Drones, a.a.O. (Anm. 9), S. vi.
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Steuerungszentrale zulässige militärische Ziele dar-
stellen. In einem nicht-internationalen bewaffneten 
Konflikt kann eine Drohne in einem Land einge-
setzt, aber aus einem anderen Land gesteuert wer-
den. Dies ist zum Beispiel bei den amerikanischen 
Drohnen im afghanischen Konflikt der Fall. Es stellt 
sich dann die Frage, ob eine Steuerungszentrale auf 
amerikanischem Territorium ein zulässiges militä-
risches Ziel ist. Da die Zerstörung einen militäri-
schen Vorteil darstellt, ist eine Steuerungszentrale 
auch dort zulässiges militärisches Ziel.37 Damit ist 
jedoch die Gefahr der Ausweitung der Kampfzone 
verbunden.

Das humanitäre Völkerrecht gibt im Ergebnis ei-
nen befriedigenden Rahmen für den Einsatz von be-
waffneten und unbewaffneten Drohnen vor. Ob ein 
Angriff rechtmäßig ist, muss im Einzelfall geprüft 
werden.

Bindung an die Menschenrechte

Darüber hinaus müssen sich Drohneneinsätze auch 
an menschenrechtlichen Standards messen lassen. 
Menschenrechte gelten außerhalb und innerhalb be-
waffneter Konflikte, auch wenn sie im bewaffneten 
Konflikt durch die insoweit spezielleren Vorschrif-
ten des humanitären Völkerrechts ergänzt werden.38 

Die extraterritoriale Anwendung von Menschen-
rechten ist jedoch nicht einfach zu begründen. Er-
forderlich ist, dass der jeweilige Staat ›jurisdiction‹ 
ausübt.39 Darunter ist die Ausübung effektiver Kon-
trolle zu verstehen.40 So hat der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR) in seiner Bankovic-
Entscheidung abgelehnt, das Bombardieren eines Ge- 
biets im Überflug ohne Truppen am Boden als eine 
solche effektive Kontrolle zu qualifizieren.41 Folgt 
man dieser Auffassung,42 dann wären Menschenrech-
te bei Drohneneinsätzen wie in Pakistan, wo der Staat 
keine Bodentruppen vor Ort hat, nicht anwendbar.43 

Diese Ansicht kann jedoch nicht überzeugen. Zum 
einen unterscheiden sich Drohnen von Kampfflug-
zeugen nicht nur durch die fehlende Besatzung. Sie 
fliegen langsamer und können wesentlich länger über 
einem Gebiet verbleiben als ein Kampfflugzeug. Der 
Einzelne am Boden nimmt nicht ein hoch fliegen-
des Flugzeug wahr, das die Gegend innerhalb von Se-
kunden überflogen hat. Möglich ist vielmehr, dass 
eine Drohne lange Zeit über einem eng begrenzten 
Bereich bleibt oder gar einem Individuum folgt. Der 
Einzelne muss dann aber jederzeit einen Angriff auf 
sein Leben fürchten. Diese Todesangst stellt die ›ulti-
mative‹ öffentliche Gewalt dar, die erst recht von ›ju-
risdiction‹ erfasst sein muss.44 Darüber hinaus scheint 
der EGMR das Konzept der effektiven Kontrolle nun 
weiter zu verstehen als er es zuvor getan hat. Er hat 
unter anderem seinen Alles-oder-Nichts-Ansatz45 auf-
gegeben und spricht sich für eine maßgeschneiderte 
Anwendung von Menschenrechten abhängig von der 
Situation aus.46 Daher stellt der Einsatz von Drohnen 

über Territorium, auf dem der einsetzende Staat kei-
ne Truppen vor Ort hat, die Ausübung effektiver Kon-
trolle über ein klar begrenztes Gebiet beziehungswei-
se ein Individuum dar. Der Staat hat Hoheitsgewalt 
und er ist an Menschenrechte gebunden.47 

Zusammenfassung

Drohnen werden von Staaten als vorteilhaft ange-
sehen. Sie sind billiger als Kampfflugzeuge und ver-
mindern die Gefahr von Verlusten in den eigenen Rei-
hen. Trotz der Kritik an den Drohneneinsätzen wiegen 
die militärischen Vorteile nach Ansicht der Staaten 
die Nachteile auf. Daher ist es wahrscheinlich, dass 
immer mehr Drohnen eingesetzt werden. Im Rah-
men der Vereinten Nationen werden diese auch in 
Zukunft vereinzelt Kritik hervorrufen. Ein umfas-
sender völkerrechtlicher Vertrag, der sich der Prob-
lematik der »autonomisierten Kriegführung« wid-
met, ist wenig wahrscheinlich – er ist auch nicht 
erforderlich. Das humanitäre Völkerrecht hält mit 
dem Unterscheidungsgrundsatz, der in zahlreichen 
einzelnen Vorschriften konkretisiert wird, einen ge-
eigneten Maßstab vor, der Drohneneinsätze ausrei-
chend reglementiert. Darüber hinaus sind auch die 
Menschenrechte zu beachten. Ob das Völkerrecht be-
folgt wird, ist keine rechtliche, sondern eine politi-
sche Frage, die sich unabhängig von der eingesetzten 
Technologie stellt.

37  Vgl. Artikel 52 Absatz 2 des I. Zusatzprotokolls zu den Genfer Kon-

ventionen von 1977.

38  International Court of Justice, Legality of the Threat or Use of Nu-

clear Weapons, Gutachten vom 8. Juli 1996, ICJ Reports, 1996, S. 226ff. 

39  Artikel 1 Europäische Menschenrechtskonvention, Artikel 2 Absatz 1 

Zivilpakt, Artikel 1 Absatz 1 Amerikanische Menschenrechtskonvention, 

Artikel 3 Absatz 1 Arabische Menschenrechtscharta.

40  EGMR, Loizidou/Türkei, Nr. 15318/89, Urteil vom 23. März 1995, 

Rn. 62f.

41  EGMR, Bankovic et al./Belgien et al., Nr. 52207/99, Urteil vom  

12. Dezember 2001, Rn. 71ff.

42  Zwar sind die USA nicht an die Europäische Menschenrechtskon-

vention gebunden. Die Rechtsprechung des EGMR hat jedoch eine 

Vorbildfunktion für andere Organe des Menschenrechtsschutzes, 

vgl. David Harris et al. (Eds.), Law of the European Convention on 

Human Rights, Oxford, 2009, S. 30.

43  Marko Milanovic, Al-Skeini and Al-Jedda in Strasbourg, European 

Journal of International Law, 23. Jg., 1/2012, S. 121–139, hier S. 130.

44  Ebd.

45  EGMR, Bankovic et al./Belgien et al., a.a.O. (Anm. 43), Rn. 75.

46  EGMR, al-Skeini et al./Vereinigtes Königreich, Nr. 55721/07, Urteil 

vom 7. Juli 2011, Rn. 137.

47  Ausführlicher Robert Frau, Unmanned Military Systems and Ex

traterritorial Application of Human Rights Law, Groningen Journal of 

International Law, 1. Jg., 1/2013, S. 1–16.
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Der 29. Mai – ein guter Anfang

Ekkehard Griep

Im Dezember 2002 erklärte die UN-Generalversamm
lung den 29. Mai zum Internationalen Tag der Friedens-
sicherungskräfte der Vereinten Nationen (International 
Day of UN Peacekeepers). Gleichzeitig wurden alle Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen aufgefordert, die-
sen Tag in angemessener Weise zu begehen. Warum 
dieses Datum? Am 29. Mai 1948 hatte der Sicherheits-
rat das Mandat der ersten UN-Friedensmission (UNTSO) 
beschlossen, die bis heute im Nahen Osten tätig ist. Dass 
sich in den Jahrzehnten danach, vor allem aufgrund neuer 
Impulse nach dem Ende des Kalten Krieges, mit der UN-
Friedenssicherung ein heute nicht mehr wegzudenken-
des Instrument des internationalen Krisenmanagements 
entwickeln würde – das war damals nicht absehbar.

Elf Jahre nach dem Appell aus New York hat Deutsch-
land die Aufforderung der Generalversammlung nun 
erstmals in die Tat umgesetzt: Auf Initiative des Aus-
wärtigen Amtes wurden aus Anlass des ›Tages der Peace-
keeper‹ am 12. Juni 2013 ausgewählte zivile Experten, 
Polizisten und Soldaten gemeinsam durch die zustän-
digen Bundesminister (Außen, Innen, Verteidigung) 
öffentlichkeitswirksam gewürdigt – Frauen und Män-
ner, die in Friedensmissionen weltweit unter oft schwie-
rigen Bedingungen einen Beitrag zur Herbeiführung, 
Wahrung oder Gestaltung des Friedens geleistet haben. 
Realisiert wurde hier eine von 25 Empfehlungen für 
eine politische Aufwertung der UN-Friedenssicherung 
in Deutschland, die die Deutsche Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen im Sommer 2011, nach Beginn der 
deutschen Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat, vorge-
legt hatte. Vielleicht kann mit dem 29. Mai eine neue 
Tradition entstehen.

Schon jetzt gehen von der öffentlichkeitswirksamen 
Würdigung deutscher UN-Peacekeeper zwei starke Sig-
nale aus. Zum einen erkennt die Bundesregierung aus-
drücklich die individuellen Leistungen der zahlreichen 
zivilen, polizeilichen und militärischen Friedenskräfte aus 
Deutschland an. In der Tat ist die Liste der bisherigen 
Einsatzgebiete im Dienste der UN-Friedenssicherung 
lang: Sie reicht von Kambodscha und Namibia in den 
Anfangsjahren deutschen UN-Engagements über Geor-
gien, Kuwait und den Balkan bis zu Liberia und Südsu-
dan in der Gegenwart.

Zum anderen wird das öffentliche Interesse auf ein 
elementares Handlungsfeld der Vereinten Nationen ge-
lenkt: die internationale Friedenssicherung. Weil sich 
deren Instrumente fortwährend an wandelnde Rah-
menbedingungen anpassen müssen, ist die konstruktive 
Beteiligung der UN-Mitgliedstaaten wichtig. Deutsch
land hat sich seit dem Beitritt beider deutscher Staaten 
zur Weltorganisation im Jahr 1973 kontinuierlich, wenn 

auch weiterhin mit Steigerungspotenzial, in die Frie-
densmissionen der Vereinten Nationen eingebracht. 
Dass sich nun auch hierzulande die Scheinwerfer auf 
eines der weltweit sichtbarsten Handlungsfelder der 
UN richten, ist also mehr als angemessen. 

Das deutsche UN-Engagement beschränkt sich aber 
bei weitem nicht auf die Friedenssicherung, sondern 
umfasst viel mehr. Seit 1973 kann die deutsche UN-
Politik manche Erfolge aufweisen: für den weltweiten 
Schutz der Menschenrechte, beim Aufbau einer wirk-
samen internationalen Strafgerichtsbarkeit, im Entwick-
lungsbereich, durch wichtige Impulse im Kontext des 
globalen Klimawandels und im Bereich der humanitä-
ren Hilfe. Gerade im System der Vereinten Nationen 
zeigt sich Deutschland immer wieder als verantwortli-
cher Multilateralist. Und nicht zuletzt leistet Deutsch-
land, im Vergleich aller Mitgliedstaaten, durch den dritt-
größten Anteil der Pflichtbeiträge zum ordentlichen 
UN-Haushalt Erhebliches, um die Vereinten Nationen als 
Institution zu stärken, ihre Leistungsfähigkeit und Re-
formbereitschaft voranzubringen. Findet all dies eine 
Entsprechung in der öffentlichen Selbstwahrnehmung?

 Oder wäre es vor diesem Hintergrund nicht fol
gerichtig, wenn Deutschland – ganz in der Logik des 
29. Mai – nicht nur deutsche UN-Peacekeeper, sondern 
die Vereinten Nationen insgesamt stärker in den öf-
fentlichen Blickpunkt rückte? Gerade im Jahr 2013, in 
dem sich die deutsche Mitgliedschaft in den Vereinten 
Nationen zum 40. Mal jährt, fällt der Blick auf jenes 
Datum, das auch innerhalb der UN jährlich als Tag der 
Vereinten Nationen (UN Day) begangen wird: den  
24. Oktober. Am jenem Tag im Jahr 1945 trat die UN-
Charta in Kraft. 

Doch auf Bundesebene findet in Deutschland ein ›Tag 
der Vereinten Nationen‹ offiziell bisher nicht statt. Da-
bei bieten sich zahlreiche Möglichkeiten, und der Auf-
wand scheint überschaubar. Das Spektrum denkbarer 
Aktivitäten reicht etwa von der Beflaggung öffentli-
cher Gebäude mit der blauen UN-Flagge über einen 
UN-Tag an Schulen bis zum internationalen Fachsym-
posium. Die deutsche Politik könnte in einer Hauptver-
anstaltung jährlich am 24. Oktober mit engem Bezug 
zu den Vereinten Nationen eine Person, ein Thema oder 
eine Organisation in den Mittelpunkt stellen. Zivilge-
sellschaftliche Akteure könnten integriert werden. Der 
24. Oktober könnte zu einem markanten Datum im deut-
schen Kalender werden. 

Der 29. Mai ist ein guter Anfang. Deutschland kann 
aber weitergehen – bis zum 24. Oktober. Ein ›Tag der 
Vereinten Nationen‹ in Deutschland: das wäre Ziel und 
Symbol in einem. 

Dr. Ekkehard Griep, 
geb. 1960, ist 

stellvertretender 
Vorsitzender

der Deutschen
Gesellschaft für die
Vereinten Nationen

(DGVN).

104 			   Vereinte Nationen  3/2013

Standpunkt



Mahn  |  Kohärenz der UN-Entwicklungsaktivitäten

Vereinte Nationen  3/2013										           105

Kohärenz der UN-Entwicklungsaktivitäten 
Die Weichen für den Wandel sind gestellt

Timo Mahn

Die rund 30 mit Entwicklungszusammenarbeit be-
fassten Organisationen der Vereinten Nationen 
sind dazu aufgerufen, kohärenter zu arbeiten als in 
der Vergangenheit. Diesbezügliche Empfehlungen 
einer hochrangigen Expertengruppe aus dem Jahr 
2006 wurden jedoch bisher nur teilweise umge-
setzt. Die Grundsatzresolution zu den Entwick-
lungsaktivitäten (QCPR) vom Dezember 2012 stellt 
nun die Weichen für mehr Kohärenz.

Rund 23 Milliarden US-Dollar fließen jährlich an 
die Vereinten Nationen für operative Tätigkeiten im 
Bereich Entwicklungszusammenarbeit (in der Folge 
Entwicklungsaktivitäten). Von den drei Haupttätig-
keitsfeldern der Weltorganisation entfallen damit 
rund zwei Drittel des Budgets auf die Entwicklungs-
aktivitäten.1 Vor dem Hintergrund der im Dezem-
ber 2012 verabschiedeten Grundsatzresolution zu den 
Entwicklungsaktivitäten der Vereinten Nationen greift 
dieser Beitrag die Frage nach der systemweiten Ko-
härenz in diesem bedeutenden Handlungsfeld auf.

Grundzüge des UN-Entwicklungssystems

Die rund drei Dutzend Organisationen der Verein-
ten Nationen,2 die Entwicklungsaktivitäten durch-
führen, werden häufig als ›UN-Entwicklungssystem‹ 
bezeichnet. Allerdings ist der Begriff etwas irrefüh-
rend, da er eine (bisher) nicht existierende Einheit sug-
geriert. Als Spiegelbild globaler Herausforderungen 
verfügt das UN-Entwicklungssystem über ein breit 
gefächertes Spektrum an Fachwissen und Unterstüt-
zungsinstrumenten, das in den Entwicklungsländern 
hohe Akzeptanz genießt. Es umfasst neben humani-
tären Organisationen mit kurzen Zeithorizonten ins-
besondere die auf längerfristiges Engagement aus-
gerichteten Fonds und Programme. Die einzelnen 
Fonds und Programme sind im juristischen Sinne Ne-
benorgane der Generalversammlung. Sie weisen zum 
Teil große Unterschiede bezüglich ihrer Finanzaus-
stattung und programmatischen Ausrichtung auf. 
Im Gegensatz dazu können die Sonderorganisationen 
aufgrund ihrer eigenen Gründungsverträge, Haus-
halte und Organe de jure und de facto überwiegend 
autonom von den UN handeln. Ihr vornehmlich be-
ratendes, Normen und Standards setzendes Man-
dat ergänzt die eher operativen Entwicklungsakti-
vitäten der Fonds und Programme auf sinnvolle Weise. 
In der Tat wird das Zusammenspiel von Normset-
zung und operativem Geschäft häufig als ein kom-
parativer Vorteil des Entwicklungssystems der Ver-

einten Nationen gegenüber anderen Formen der Ent- 
wicklungsarbeit angesehen. 

In der Praxis birgt das komplexe und heteroge-
ne Organisationsgefüge allerdings eine Reihe von 
Problemen: 
1.	 Aus mangelhafter Abgrenzung ergeben sich Dop-

pelungen und Überschneidungen; 
2.	 Die Koordinierung ist aufwendig; und 
3.	 Die Zusammenarbeit wird durch inkompatible 

Geschäftspraktiken und Wettbewerb erschwert. 
Viele Missstände lassen sich historisch erklären. So 
wurden die meisten Organisationen seit Mitte des 
20. Jahrhunderts als Antwort auf neu auftretende 
Entwicklungsprobleme und in kurzen Abständen 
nacheinander von den UN-Mitgliedstaaten geschaf-
fen – weitgehend ohne strategische und systemische 
Erwägungen.

Einige Zahlen helfen, das Ausmaß der Heraus-
forderung zu verdeutlichen. So unterhalten die Ver-
einten Nationen über 1000 Länderbüros; darunter 
36 Regionalbüros.3 Im Durchschnitt sind nicht we-
niger als 15 verschiedene Organisationen der Verein-
ten Nationen pro Land in der Entwicklungsarbeit tä-
tig, die oft über eigene Büros, Unterstützungsstruk- 
turen und Personal verfügen.4  

Bericht zur systemweiten Kohärenz  
von 2006: Wo stehen wir heute?

Das Bemühen, in dieses fragmentierte UN-Entwick-
lungssystem mehr Kohärenz zu bringen, findet seit 
Mitte der neunziger Jahre seinen Ausdruck in einem 
Prozess kontinuierlicher Reformen. Insbesondere Ge-
neralsekretär Kofi Annan hat sich während seiner 
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   1  Der Gesamthaushalt freiwilliger bzw. anteiliger Pflichtbeiträge für 

die Entwicklungsaktivitäten der Vereinten Nationen von 36,1 Mrd. US-

Dollar gliederte sich im Jahr 2010 wie folgt auf: 63 Prozent für Ent-

wicklungsaktivitäten, 22 Prozent für die Friedenssicherung und 15 Pro-

zent für die Normsetzung, Report of the Secretary-General, UN-Doc. 

A/67/94 –E/2012/80 v. 13.6.2012, S. 11 und 55.

   2  Nach Angaben des UN-Sekretariats führen insgesamt 37 Organi-

sationen Entwicklungsaktivitäten durch. Die vollständige Liste fin-

det sich in: Report of the Secretary-General, a.a.O. (Anm. 1), S. 55.

   3  Future of the United Nations Development System, Fact Book on 

the UN Development System, November 2010, Genf, S. 12.

   4  UN Development Group, UN Country Coordination: Jointly Achie-

ving Development Results. Synthesis of 2010 Resident Coordinator 

Annual Reports, New York 2011.
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Amtszeit (1997–2006) durch die Modernisierung von 
Organisation und Management des Sekretariats her-
vorgetan5 (siehe Grafik). Ein wichtiger Grund für 
den Erfolg der Reformen unter Generalsekretär An-
nan bestand darin, dass Zeitpunkt und Gelegenheit 
jeweils zu Beginn einer Amtszeit günstig waren.  

Kernanliegen der Bemühungen seit 1997 war das 
einheitliche Auftreten der UN auf Landesebene. Al-
lerdings zeigte sich schnell, dass eine Reform der 
Strukturen am UN-Amtssitz ebenso unabdingbar 
sein würde. Diese Erkenntnis führte im Jahr 2006 
zur Einsetzung der Hochrangigen Gruppe für sys-
temweite Kohärenz und deren Bericht ›Delivering 
as One‹.6  

In einer ersten Einschätzung der Reformvorschläge 
resümierte François Rohner, dass dem Bericht »weg-
weisende Bedeutung« zukomme.7 Thalif Deen ver-
wies allerdings darauf, dass die Sichtweise auf den Be-
richt bei den in der Gruppe der 77 (G-77) organisierten 
130 Entwicklungsländern deutlich kritischer war.8  

Die Umstände im Jahr 2006 waren im Gegensatz 
zu früheren Reformen weniger günstig. Durch den 
Wechsel von Kofi Annan zu Ban Ki-moon an der Spit-
ze des Sekretariats ging zwischen Veröffentlichung 
und Befassung mit den Ergebnissen durch die Gene-
ralversammlung sowie der Positionierung des neuen 
Generalsekretärs wertvolle Zeit sowie das Momen-
tum für Reformen verloren. Zähe Verhandlungen, 
die vom Gegensatz zwischen Nord und Süd geprägt 
waren, führten in den Jahren 2008 und 2009 zu 
kaum nennenswerten Ergebnissen.9 Lediglich der An-
satz ›Delivering as One‹ wurde in acht Pilotländern 
fünf Jahre lang erprobt. 

Gründung von ›UN Women‹ 

Dreieinhalb Jahre nach Vorlage des Berichts der 
Hochrangigen Gruppe kam es bei den Verhandlun-
gen über systemweite Kohärenz mit der Einigung 
auf Resolution 64/289 zu einem Durchbruch.10 Der 
wichtigste Beschluss war die Gründung der Einheit 
der Vereinten Nationen für Gleichstellung und Er-

mächtigung der Frauen, kurz ›UN Women‹. In vielen 
Belangen verkörpert die neue Organisation, worin die 
Zukunft des Entwicklungssystems der Vereinten Na-
tionen liegen könnte:

n	 Struktur: ›UN Women‹ ist ein Zusammenschluss 
aus vier bestehenden Institutionen und wird da-
her gerne als Vorbild für Zusammenlegungen in 
anderen Arbeitsfeldern herangezogen. 

n	 Mandat: Die Organisation ist mit einem zweige-
teilten Mandat ausgestattet, das normative und 
operative Aufgaben verbindet. 

n	 Governance: Der Aufsichtsrat von ›UN Women‹ 
gibt den Entwicklungs- und Schwellenländern als 
künftigen ›Stützen‹ der Vereinten Nationen ein 
größeres Stimmgewicht als in den Fonds und Pro-
grammen allgemein üblich. 

n	 Ansatz: Die Organisation koordiniert und unter-
stützt für ihren Mandatsbereich die systemweiten 
Entwicklungsaktivitäten der Vereinten Nationen. 

Neben der Schaffung von ›UN Women‹ wurden im 
Rahmen der Resolution die Fortschritte bei der Um-
setzung von ›Delivering as One‹ hervorgehoben und 
mit Blick auf eine mögliche Ausweitung nach erfolg-
reichem Abschluss der Pilotphase eine umfangreiche 
Evaluierung beschlossen. Beide Maßnahmen stellen 
wichtige Etappen auf dem Weg zur systemweiten 
Kohärenz dar. 

Stand der Umsetzung

Insgesamt ist festzustellen, dass die Mitgliedstaaten 
die Empfehlungen des Berichts nur in Teilen abgear-
beitet haben. So wurden bisher von den elf wichtigs-
ten Empfehlungen eine voll, fünf teilweise und fünf 
überhaupt nicht umgesetzt (siehe Tabelle S. 108). 
Schließlich wurde die Notwendigkeit eines stärker 
geeinten UN-Entwicklungssystems als klares Leit-
bild benannt, und damit nachfolgenden Reformpro-
zessen die Richtung vorgegeben. Dieser Geist spricht 
nicht zuletzt auch aus der Grundsatzresolution zu 
den Entwicklungsaktivitäten vom Dezember 2012. 

Grafik: Meilensteine auf dem Weg zur systemweiten Kohärenz

Quelle: Darstellung des Autors.
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Grundsatzresolution (QCPR)

Die Grundsatzresolutionen zu den Entwicklungsak-
tivitäten der Vereinten Nationen (Quadrennial Com-
prehensive Policy Review – QCPR) führen den im 
Jahr 2010 abgeschlossenen Prozess zur systemwei-
ten Kohärenz inhaltlich fort. Die Grundsatzresolu-
tionen werden regelmäßig alle vier Jahre (bisher alle 
drei Jahre)11 von der Generalversammlung ausgehan-
delt. Rein rechnerisch behandelte die jüngste Grund-
satzresolution vom Dezember 201212 über die Dauer 
ihrer Gültigkeit hinweg die Verwendung von rund 
80 Milliarden US-Dollar. Als direktes Ergebnis von 
Verhandlungen der Mitgliedstaaten genießen die Be-
schlüsse eine hohe Legitimität. 

Die Grundsatzresolutionen sind das einzige Ins-
trument der Mitgliedstaaten, Empfehlungen und An-
weisungen direkt an das gesamte UN-Entwicklungs-
system zu richten. Die Umsetzung der Beschlüsse ist 
dabei für die der Generalversammlung unterstellten 
Fonds und Programme verpflichtend; den Sonder-
organisationen kann aufgrund ihres autonomen Sta-
tus eine Umsetzung lediglich empfohlen werden. Für 
die Umsetzung der Arbeitsaufträge ist es daher ent-
scheidend, dass die Forderungen in den mittelfristi-
gen Strategieplänen der Fonds und Programme ver-
ankert werden. Um dies technisch zu ermöglichen, 
wurde im Jahr 2007 die Verabschiedung der Reso-
lutionen extra von einem dreijährigen auf einen vier-
jährigen Rhythmus umgestellt und damit den Lauf-
zeiten der Strategiepläne angepasst.

Wichtige Beschlüsse der QCPR 2012

Die Ergebnisse der Grundsatzresolution vom Dezem-
ber 2012 (QCPR 2012) wurde vom UN-Sekretariat 
als »Meilenstein«13 für die Reform der Entwicklungs-
aktivitäten der Vereinten Nationen bezeichnet. Die 
Resolution enthält insgesamt 187 Arbeitsaufträge 
an verschiedene Akteure beziehungsweise Akteurs-
gruppen im Entwicklungssystem. Im Folgenden soll 
auf die fünf wesentlichen Themenbereiche näher ein-
gegangen werden. Insgesamt geht von dieser Grund-
satzresolution das Signal aus, dass die Kohärenzbe-
mühungen auf Landesebene wichtige Erfolge zeitigen 
und deshalb fortgesetzt sowie durch Reformschritte 
auf Ebene der Amtssitze der Entwicklungsorgani-
sationen flankiert werden sollen. 

1. Finanzierung der Entwicklungsaktivitäten

Die Finanzierung der Entwicklungsaktivitäten der 
Vereinten Nationen gleicht seit Jahren einer Groß-
baustelle. Für die Vereinten Nationen erweist es sich 
zunehmend als problematisch, dass die Geber ihnen 
lediglich freiwillige und zweckgebundene Beiträge 
für die Entwicklungsaktivitäten zur Verfügung stel-
len. Dies bedeutet, dass die Geber ihre Beiträge mehr-
heitlich an spezifische Vorgaben für die Verwendung 

knüpfen, anstatt ein organisationsübergreifendes oder 
systemweites Mandat mittels Kernbeiträgen zu fi-
nanzieren. Der Anteil zweckgebundener Mittel liegt 
mittlerweile bei über 70 Prozent, der Anteil an Kern-
beiträgen beträgt dementsprechend 30 Prozent; vor 
20 Jahren war dieses Verhältnis noch umgekehrt.14 
Viele kleinteilige Projekte zersplittern die Entwick-
lungsaktivitäten. 

Es wurde eine Reihe von Maßnahmen beschlos-
sen, von denen zu hoffen ist, dass sie im Fall ihrer 
Umsetzung die Abwärtsspirale bei den Kernbeiträ-
gen aufhalten. Hierzu zählt zum einen der Auftrag 
an die Fonds und Programme, bis 2014 konkrete 
Vorschläge zu machen, wie eine ›kritische Masse‹ an 
Kernfinanzierung erhalten werden kann (Abs. 39). 
Zum anderen werden für die Zukunft kostendecken-
de Verwaltungsanteile für zweckgebunden finanzierte 
Projekte gefordert (Abs. 53). Hintergrund ist, dass 
die Verwaltung von Projekten im Auftrag einzelner 
Geber häufig durch Kernbeiträge der Allgemeinheit 
gedeckt und damit indirekt subventioniert wird. 
Schließlich wurde beschlossen, dass zukünftig sämt-
liche Projekte in sogenannten integrierten Finanz-
plänen erfasst werden sollen (Abs. 41 und 42). Da-
mit soll einerseits die Transparenz erhöht, andererseits 
verlorene Steuerungsmacht der Verwaltungsräte zu-
rückgewonnen werden.

Die frühere Leiterin des UN-Koordinierungsbüros 
für Entwicklungsaktivitäten gab zu bedenken, dass 
die Disfunktionalitäten des UN-Entwicklungssys-
tems überwiegend auf die Finanzierungsmechanis-

   5  Erneuerung der Vereinten Nationen: Ein Reformprogramm. Bericht 

des Generalsekretärs, UN-Dok. A/51/950 v. 14.7.1997; Stärkung der 

Vereinten Nationen: Eine Agenda für weitere Veränderungen. Be-

richt des Generalsekretärs, UN-Dok. A/57/387 v. 9.9.2002.

   6  Deutsch: Einheit in der Aktion. Bericht der Hochrangigen Gruppe 

des Generalsekretärs für Kohärenz des Systems der Vereinten Natio-

nen auf dem Gebiet der Entwicklung, der humanitären Hilfe und der 

Umwelt, UN-Dok. A/61/583 v. 20.11.2006.

   7  Francois Rohner, Systemweite Kohärenz – aus der Sicht des Nor-

dens. Die Reformvorschläge zu den UN-Entwicklungsaktivitäten sind 

wegweisend, Vereinte Nationen (VN), 2/2007, S. 45–51. 

   8  Thalif Deen, Systemweite Kohärenz – aus der Sicht des Südens. 

Die G-77 lehnt eine Verbindung von Entwicklungshilfe und Menschen-

rechte ab, VN, 2/2007, S. 52–55.

   9  UN-Dok. A/RES/62/277 v. 7.10.2008; UN-Dok. A/RES/63/311 v. 

2.10.2009. 

10  UN-Dok. A/RES/64/289 v. 21.7.2010.

11  ›Triennial Comprehensive Policy Review – TCPR‹.

12  UN Doc. A/RES/67/226 v. 21.12.2012. 

13  Note on 2012 QCPR Outcome, DCPB/OESC/DESA, New York 2013.

14  Timo Mahn, Finanzierung der Entwicklungszusammenarbeit der 

Vereinten Nationen: Steigende Beiträge, aber weniger Multilateralis-

mus, Analyse und Stellungnahmen 08/2012, Deutsches Institut für 

Entwicklungspolitik, Bonn 2012, S. 2. 
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men zurückzuführen seien.15 Insgesamt wird mit 
den genannten Maßnahmen in der QCPR 2012 zwar 
der große Wurf – nämlich die notwendige Umstel-
lung des Entwicklungssystems auf eine verbindliche-
re Grundfinanzierung – nicht erreicht. Wohl aber 
wurden wichtige Weichen hin zu einem systemkom-
patiblen Finanzierungssystem gestellt.  

2. Stärkung der Residierenden Koordinatoren

Wichtige Reformschritte betreffen auch die Residie-
renden Koordinatoren, die als ranghöchste Bediens-
tete der Vereinten Nationen in enger Abstimmung 
mit den Partnerländern für die systemweite Kohä-
renz auf Landesebene verantwortlich sind. Die Ar-
beit der Residierenden Koordinatoren wurde bisher 
dadurch erschwert, dass sich viele Büroleiter vor Ort 
in erster Linie dem Auftrag ihrer jeweiligen Auf-
sichtsräte und nicht den Koordinatoren verpflichtet 
fühlen. Vor diesem Hintergrund wurde in der QCPR 
2012 beschlossen, die Residierenden Koordinatoren 
in ihrer Autorität zu stärken. So wurde ihnen erst-
malig das Recht eingeräumt, Änderungen an den 
Projekten der Organisationen vorschlagen zu kön-
nen, um sie in Einklang mit dem Entwicklungshil-
fe-Programmrahmen der Vereinten Nationen (UN-
DAF) zu bringen (Abs. 126). Außerdem wurde das 
Instrumentarium der Residierenden Koordinatoren 
deutlich ausgeweitet. Insbesondere soll der General-

sekretär Optionen für die Verabschiedung der UN-
DAFs als »Gesamtpaket« in den ›Delivering as One‹-
Ländern entwickeln (Abs. 143). Bisher müssen die 
Aufsichtsräte jeder Organisation, die zu einem UN-
DAF beitragen, ihre spezifischen Programme se-
parat verabschieden, was umständlich ist.

Darüber hinaus war bisher problematisch, dass 
der oder die Landesdirektor/in des UN-Entwicklungs
programms (UNDP), der finanzkräftigsten aller Or-
ganisationen, das Koordinierungsmandat in Perso-
nalunion ausübt. Dies führte in der Vergangenheit 
regelmäßig zu bösem Blut bei den anderen Organisa-
tionen. Ob das Problem durch die auf Empfehlung 
der Hochrangigen Gruppe eingeführte funktionale 
Abgrenzung der Koordinierungsrolle dauerhaft ver-
bessert wurde, bleibt bis zu deren vollständiger Um-
setzung abzuwarten. Die QCPR 2012 fordert rasche 
Erfolge (Abs. 130). Dazu gehört auch, dass sich zu-
künftig das gesamte Entwicklungssystem an der Fi-
nanzierung der Residierenden Koordinatoren betei-
ligen soll (Abs. 128).

3. Die Harmonisierung der Geschäftspraktiken

Unter dem Motto ›Harmonisierung der Geschäfts-
praktiken‹ sind eine Reihe operativer Aspekte der 
Entwicklungsaktivitäten zusammengefasst. Hierzu 
zählen etwa das Liegenschaftsmanagement, die un-
terstützenden Dienstleistungen und Strukturen wie 

Bericht der Hochrangigen Gruppe für Systemweite Kohärenz

Empfehlungena Stand der Umsetzungb

1. Schaffung einer einheitlichen Präsenz der Vereinten Nationen auf Landesebene (›Delive-
ring as One‹) mit einem Leiter, einem Programm, einem Haushalt und soweit möglich 
einem Büro in geeigneten Ländern bis 2012

Teilweise umgesetzt

2. Einrichtung eines Aufsichtsgremiums für nachhaltige Entwicklung durch Fusion beste-
hender Aufsichtsgremien (UNDP, UNFPA, UNICEF, WFP) für die Verabschiedung einheitli-
cher Landesprogramme

Nicht umgesetzt

3. Ernennung eines Entwicklungskoordinators mit Verantwortung für die Entwicklungsak-
tivitäten und damit verbundene Rechenschaftslegung

Nicht umgesetzt

4. Einsetzung einer unabhängigen Arbeitsgruppe für die Beseitigung verbliebener Über-
schneidungen und die Zusammenlegung von Institutionen

Nicht umgesetzt

5. Schaffung eines mehrjährigen Finanzierungsmechanismus für die Millenniums-Entwick-
lungsziele über die einheitlichen Landesprogramme

Teilweise umgesetzt

6. Mehrjährige Kernfinanzierung für reformorientierte Organisationen der Vereinten Nationen Teilweise umgesetzt

7. Schaffung eines gemeinsamen Evaluierungssystems der Vereinten Nationen zur Förde-
rung der Transparenz und Rechenschaftslegung bis 2008

Nicht umgesetzt

8. Stärkung der Rolle der UN und der Koordinierung der verschiedenen Akteure bei humani-
tären Katastrophen und Notfällen (diverse Vorschläge)

Teilweise umgesetzt

9. Aufwertung und Stärkung des UN-Umweltprogramms (UNEP) und der internationalen 
Lenkungsstrukturen im Umweltbereich (diverse Vorschläge)

Teilweise umgesetzt 

10. Schaffung einer einzigen Institution der Vereinten Nationen für Fragen der Gleichstellung 
der Geschlechter und der Ermächtigung der Frauen

Voll umgesetzt 

11. Aufforderung an den UN-Generalsekretär, den Weltbank-Präsidenten und den IWF-Exekutiv-
direktor, ihre bestehenden Kooperationsvereinbarungen zu überprüfen und die Arbeits-
teilung zwischen ihren Organisationen den veränderten Umständen anzupassen.

Nicht umgesetzt

a Quelle: UN-Dok. A/61/583 v. 20.11.2006. 
b Eigene Bewertung, vgl. auch: Stephen Browne/Thomas G. Weiss (Eds.): Future of the United Nations Development System. Making 
Change Happen. Enhancing the UN’s Contribution to Development, New York 2013, S. 14.
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Beschaffung, Sicherheit, Logistik, Informationstech-
nologie sowie Verwaltung von Personal und Finan-
zen. Obwohl vermeintlich technischer Natur, ist die 
Harmonisierung der Geschäftspraktiken der ver-
schiedenen Organisationen in Wirklichkeit ein we-
sentlicher Hebel zur Überwindung der Zersplitte-
rung des UN-Entwicklungssystems mit hohem Ein- 
sparungspotenzial. In der QCPR 2012 wurden weit-
gehende Beschlüsse in diesem Bereich gefasst, insbe-
sondere was den Abbau von Doppelungen und Re-
dundanzen der Verwaltungsstrukturen angeht. Ein- 
sparungen sollen erreicht werden durch: die Nutzung 
der Servicestellen einer Organisation durch das ge-
samte Entwicklungssystem, die Gründung gemein-
samer Serviceeinrichtungen und das ›Outsourcing‹ 
unterstützender Dienstleistungen (Abs. 152–156). 
Darüber hinaus soll bis Ende 2013 auch eine Stra-
tegie zur Einrichtung gemeinsamer Landesbüros vor-
gelegt werden, wo diese von den Partnerländern ge-
wünscht sind (Abs. 161). 

Möglicherweise sehr weitreichend ist schließlich 
die Aufforderung an die Fonds und Programme, für 
ein einheitliches beziehungsweise kompatibles Ver-
waltungssystem (Enterprise Resource Planning – 
ERP) zu sorgen (Abs. 160). Die Umsetzung einer sol-
chen Maßnahme würde einer ›stillen Revolution‹ 
gleichkommen, da die unterschiedlichen Verwal-
tungssysteme hohe Barrieren für die systemweite 
Kohärenz darstellen. Die Einführung eines einheit-
lichen Verwaltungssystems ist allerdings politisch 
und technisch schwierig, daher ist der angestrebte 
Termin 2016 sehr optimistisch. In der Vergangen-
heit hat sich nicht zuletzt die mangelnde Entschei-
dungsbefugnis der interorganisatorischen Manage-
mentstrukturen häufig als Schwachstelle solcher 
Vorhaben herausgestellt.16 Für den Bereich des Ge-
neralsekretariats läuft bereits seit einigen Jahren ein 
entsprechendes Vorhaben unter dem Projekttitel 
›Umoja‹ (Suaheli für Einheit).

4. ›Delivering as One‹ als neues Geschäftsmodell 

Die Einführung von ›Delivering as One‹ als einem 
neuartigen Geschäftsmodell für die Zusammenar-
beit der Organisationen der Vereinten Nationen auf 
Landesebene war eine der Hauptempfehlungen der 
Hochrangigen Gruppe. Das Modell wurde von 2007 
bis 2012 in acht Ländern in einer Pilotphase erprobt 
und mit der QCPR 2012 nun erstmalig in den Status 
eines offiziellen Geschäftsmodells erhoben (Abs. 132–
143). Es beruht auf vier Säulen: gemeinsames Pro-
gramm, gemeinsamer Haushalt, gemeinsame Leitung 
und gemeinsames Büro. Hauptziel von ›Delivering as 
One‹ ist ein kohärentes Auftreten nach außen; zudem 
sollen Effektivität und Effizienz gesteigert werden. 
Aufgrund des Beschlusses der QCPR 2012 könnten 
die Partnerländer nun erstmals eine Zusammenar-
beit gemäß neuer Prinzipien von den Vereinten Na-
tionen einfordern (Abs. 141). Die dafür notwendigen 

Standardprozeduren wurden im März 2013 festge-
legt.17 Die Partnerländer erwarten von ›Delivering as 
One‹ eine dauerhafte Reduzierung ihres Abstim
mungsbedarfs mit den Vereinten Nationen. Ein um-
fassender Evaluierungsbericht der Pilotphase konnte 
hierfür auch gewichtige Indizien liefern; für Einspa-
rungen auf Seiten des Entwicklungssystems steht ein 
Nachweis allerdings aus. 

5. Systemweite Evaluierungen

Die UN-Mitgliedstaaten diskutieren seit Jahren über 
die Schaffung einer unabhängigen Instanz für sys-
temweite Evaluierungen. Weitgehend einig ist man 
sich, dass eine zentrale Evaluierungsinstanz einen 
wichtigen Mechanismus für die Förderung des Sys-
temzusammenhalts darstellen würde. Im Gegensatz 
zu den bisherigen Evaluierungsarbeiten der Organi-
sationen geht es bei systemweiten Evaluierungen um 
institutionenübergreifende Fragestellungen. Ein sol-
cher Perspektivwechsel ist unter Kohärenzgesichts-
punkten bedeutsam. Denn was aus Sicht einer ein-
zelnen Organisation sinnvoll oder effizient erscheint, 
muss es bei systemweiter Betrachtung nicht sein. 

Die Einrichtung einer systemweiten Evaluierungs-
instanz scheiterte bisher stets an der konkreten Aus-
gestaltung sowie insbesondere an der Frage der in-
stitutionellen Anbindung. Einige wenige Institutionen 
führen bereits heute Evaluierungen durch, wobei le-
diglich die Gemeinsame Inspektionsgruppe (JIU) 
über ein systemweites Mandat verfügt, diesem aber 
mangels Kapazitäten nicht gerecht wird. Zwar konn-
ten die offenen Fragen auch in der QCPR 2012 nicht 
abschließend geklärt werden, doch sieht die Resolu-
tion zumindest einen konkreten Zeitplan bis Mitte 
2013 vor (Abs. 181). Auf dessen Grundlage soll ein 
praktikabler Vorschlag entwickelt werden. 

Bilanz und Ausblick

Mit der QCPR 2012 haben die UN-Mitgliedstaaten 
ihren Reformwillen deutlich zum Ausdruck gebracht. 
Für zukünftige Bemühungen um systemweite Kohä-
renz werden die folgenden Aspekte von grundlegen-
der Bedeutung sein. Insbesondere die Autonomie der 
Sonderorganisationen stellt sich immer deutlicher als 
eine wesentliche Strukturschwäche heraus, die Ko-
ordinierung, geschweige denn Steuerung kaum zu-
lässt. Die enge Verbindung von normativer und ope-

15  Jonas von Freiesleben, If Dunkin’ Donuts Can Do It, Why Can’t the 

UN?, 22.5.2008, www.centerforunreform.org/node/340

16  Joachim Müller, United Nations System Coordination: The Chal-

lenge of Working Together, Journal of International Organization Stu-

dies, 1. Jg., 1/2010, S. 29–56, hier S. 54.

17  UN Development Group: Standard Operating Procedures for Coun-

tries Wishing to Adopt the ›Delivering as One‹ Approach, New York 2013.
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rativer Arbeit stellt allerdings einen komparativen 
Vorteil der Vereinten Nationen dar, der beibehalten 
werden muss. Ein wichtiger Schritt wäre daher, wenn 
die Mitgliedstaaten in sämtlichen Aufsichtsgremien 
der Sonderorganisationen die Geltung der QCPR 
2012 anerkennen und damit dem Beispiel der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) so-
wie der UNESCO folgen würden. 

Neben den strukturellen Bedingungen haben sich 
die Finanzierungsfragen als entscheidender Faktor 
für die systemweite Kohärenz herausgestellt. Die Pra-
xis der Geber, einen immer größeren Anteil ihrer Bei-
träge zweckgebunden zu vergeben, führt systemwei-
te Steuerungsprozesse regelmäßig ad absurdum. Ein 
ehemaliger UNDP-Insider hat dies folgendermaßen 
auf den Punkt gebracht: »Die Mitgliedstaaten bekom-
men das System, das sie finanzieren.18« Daher wird 
entscheidend sein, den Wandel hin zu einem Finanzie-
rungsmechanismus einzuleiten, der einer systemwei-
ten Logik entspricht. Die gemeinsamen Haushalte im 
Rahmen von ›Delivering as One‹ weisen in diese Rich-
tung und sollten deshalb weiterentwickelt werden. 

Um den systemimmanenten Herausforderungen 
gerecht zu werden, befindet sich das UN-Entwick-
lungssystem derzeit im Umbruch hin zu einer kohä-
renteren Struktur. Gleichzeitig muss den Mitglied-
staaten bewusst sein, dass ein Strukturwandel von 
traditionell für sich stehenden Organisationseinhei-
ten hin zu einer systemweiten Funktionslogik große 
Umwälzungen mit sich bringt, aus denen sich teilwei-
se auch neuer Reformbedarf ergibt. Insbesondere in 
der Frage der Stimmengewichtung in den Aufsichts-
gremien steigt der Reformdruck. In diesem Bereich 
waren bisher kaum Fortschritte zu verzeichnen. Die 
EU und die G-77 als Meinungsführer des Nordens 
beziehungsweise des Südens stehen deshalb in der 
Pflicht, ihre jeweiligen Vorbehalte zu prüfen und ei-
nen Kompromiss zu schließen, der den neuen Kräf-
teverhältnissen Rechnung trägt. 

Der Lackmus-Test für die nachhaltige Wirkung 
der QCPR 2012 wird deren Umsetzung bis zum Jahr 
2016 sein. Die Erfahrung mit früheren Reformini-
tiativen zeigt, dass die Erfolgsaussichten deutlich hö-
her sind, wenn die Mitgliedstaaten und der Gene-
ralsekretär an einem Strang ziehen. In seiner zweiten 
(und letzten) Amtszeit bestünde für Ban Ki-moon nun 
die Gelegenheit, sich mit der Umsetzung der system-
weiten Kohärenz ein Vermächtnis zu schaffen. Mit 
der QCPR 2012 wurden dafür die ersten Weichen ge-
stellt. Ob sich der Zug mit Mitgliedstaaten und Gene-
ralsekretär an Bord in Bewegung setzt und auch ans 
Ziel kommt, bleibt abzuwarten.

18  Bruce Jenks, Emerging Issues in Development Operations. A Re-

port Prepared for the UN Department of Economic and Social Affairs, 

New York 2012.

Drei Fragen an Helen Clark

Wo setzen Sie die Prioritäten für Ihre zweite 
Amtszeit? 

      Mein Ziel ist, die Position des Entwicklungs-
programms der Vereinten Nationen (UNDP) 
in mehrfacher Hinsicht zu festigen: als globa-
ler Meinungsführer für den Bereich Entwick-
lung und als allseits anerkannter Wunschpart-
ner aufgrund seines positiven Einflusses auf 
Entwicklung – dies alles mit ausreichenden 
und verlässlichen Ressourcen. In meiner zwei-
ten Amtszeit liegt der Schwerpunkt darauf, zu 

mehr Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit beizutragen. Zu diesem Zweck 
unterstützen wir zum einen die Staaten bei der Umsetzung der Millen-
niums-Entwicklungsziele bis Ende 2015 und eine Beschleunigung auf 
dem Weg dahin, und zum anderen die Ausarbeitung einer neuen glo-
balen Entwicklungsagenda sowie nachhaltiger Entwicklungsziele. 

Was wird sich im UNDP als Folge der Rio+20-Konferenz ändern?

Die Rio+20-Konferenz im Juni 2012 hat deutlich gemacht, dass integ-
rierte Ansätze für die Entwicklungszusammenarbeit notwendig sind. 
Auch immer mehr Länder verlangen nach solchen integrierten Ansät-
zen. Daher wird das UNDP seine Kapazitäten ausbauen, um zusammen 
mit anderen Entwicklungspartnern auf diese Forderungen eingehen zu 
können. Wirtschaftswachstum, nachhaltige Entwicklung und Armuts-
minderung können und müssen ganzheitlich angegangen werden. 
›Capable Governance‹, also eine fähige Regierungsführung, ist der Schlüs-
sel, um diese drei Ziele erfolgreich zusammenzuführen. Ich hoffe, dass 
das UNDP ein starkes Mandat erhalten wird, um diesen Nexus in seinen 
neuen Strategieplan aufzunehmen, der im September 2013 im UNDP-
Exekutivrat zur Genehmigung ansteht.

Wer oder was ist schuld an der Fragmentierung des UN-Entwicklungs-
systems? Wie könnte diese Fragmentierung überwunden werden?

Wir arbeiten intensiv daran, die Kohärenz im System zu erhöhen. Zu-
letzt hat die UN-Generalversammlung im Dezember 2012 die alle vier 
Jahre anstehende Grundsatzresolution zu den operativen Entwicklungs-
aktivitäten des UN-Systems (Quadrennial Comprehensive Policy Review – 
QCPR) verabschiedet. Diese Resolution fordert eine stärkere organisa-
tionsübergreifende Koordinierung sowie die Harmonisierung der 
Verfahren und Geschäftspraktiken. Das UN-Entwicklungssystem arbei-
tet derzeit an Standardprozeduren, die in den gemeinsamen Entwick-
lungsrahmen in den 32 Ländern, welche dies bei den UN-Landesteams 
angefragt haben, angewandt werden sollen. Das wird die Kohärenz 
von Programmen und Verwaltung sicherstellen und dazu beitragen, 
die Transaktionskosten zu verringern, die durch unterschiedliche orga-
nisatorische Ansätze und Arbeitsweisen entstehen. 

Wie die UN-Entwicklungsarbeit finanziert und umgesetzt wird, spielt 
auch eine wichtige Rolle. Geberländer und Programmländer können 
dazu beitragen, dass das UN-Entwicklungssystem besser zusammen-
arbeitet, indem sie gemeinsame Programme und gemeinsame Fonds 
unterstützen sowie ihre Erwartungen klar zum Ausdruck bringen. Denn 
es gibt keinen besseren Kohärenz-Mechanismus als eine nationale Re-
gierung, die die Koordinierung und die Wirksamkeit von Entwicklungs-
zusammenarbeit einfordert.

Helen Clark leitet seit April 2009 als Administratorin das Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen (UNDP).  Sie ist zugleich Vorsitzende der 32 Organisationen 
umfassenden Gruppe der Vereinten Nationen für Entwicklungsfragen (UNDG). Das 
1966 eingerichtete UNDP ist in mehr als 170 Ländern vertreten.
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Vertreter, Vermittler und mehr als Verwalter 
Die Arbeit der Sondergesandten des UN-Generalsekretärs

Manuel Fröhlich

Die Arbeit der UN-Sondergesandten hat sich in den 
letzten Jahrzehnten zu einem wesentlichen Teil der 
Bemühungen der Weltorganisation für Frieden und 
Sicherheit herausgebildet. Ihre Anzahl ist seit Grün-
dung der Vereinten Nationen signifikant gestiegen, 
und die von ihnen übernommenen Aufgaben haben 
sich ebenso kontinuierlich erweitert. Trotzdem hat 
ihre Arbeit bislang in Wissenschaft und Öffentlich-
keit nur wenig Beachtung gefunden. Daher lohnt 
ein näherer Blick auf ihren Ursprung, die Grundla-
gen ihres Handelns sowie die Entwicklung und Re-
levanz dieses Akteurstypus.

Sie arbeiten meist hinter den Kulissen, oft auch un­
entdeckt von den Medien, sind aber unentbehrlich 
geworden: die Sondergesandten des Generalsekre­
tärs der Vereinten Nationen. Bekannt sind die we­
nigsten von ihnen. Doch neben Martti Ahtisaari, 
der für seine Arbeit als Sondergesandter in Namibia 
den Friedensnobelpreis verliehen bekam, oder Lakh­
dar Brahimi, der vor Syrien in Ländern wie Afgha­
nistan, Südafrika und Haiti als Krisenmanager tätig 
war, arbeiten heute mehr als sechzig Persönlichkei­
ten als Gesandte, Beauftragte und Berater in Vertre­
tung des UN-Generalsekretärs.1 

Während die Idee der Gesandtschaft ein klassi­
scher Bestandteil der zwischenstaatlichen Diploma­
tie und Außenpolitik ist, ist die Repräsentanz einer 
internationalen Organisation eng mit der Herausbil­
dung solcher Organisationen als Akteure aus eige­
nem Recht verbunden. Einige der ersten Ernennun­
gen im Rahmen der Vereinten Nationen illustrieren 
diesen Zusammenhang:2 So ernannte der erste UN-
Generalsekretär Trygve Lie im Jahr 1946 den Polen 
Wlodzimierz Moderow zu seinem Repräsentanten 
in Genf, der die Überführung von einigen Bestän­
den des Völkerbundes zur UN überwachen sollte. Die 
Logik ist klar: Der Generalsekretär konnte nicht län­
gere Zeit vor Ort mit dieser Angelegenheit verbrin­
gen, entsandte jedoch jemanden, der in seiner Vertre­
tung auf Augenhöhe mit dem Generalsekretär des 
Völkerbunds verhandeln konnte. Ebenfalls 1946 
wurde der Sekretariatsbedienstete Victor Hoo als 
persönlicher Repräsentant Lies beim ›Special Com­
mittee on Palestine‹ ernannt – also als Kontaktper­
son zu einem Sonderausschuss der Generalversamm­
lung, der auch vor Ort tagte. Die Idee einer Reprä- 
sentanz des Generalsekretärs im Feld zeigte ein Jahr 
später auch die Entsendung des Norwegers Erik Col­
ban als persönlicher Repräsentant zur Beobachter­
mission der Vereinten Nationen in Indien und Pakis­

tan. Hier deutet sich eine Entwicklung an, die bis 
heute wesentlich ist: Danach übernehmen Sonder­
gesandte und Vertreter des Generalsekretärs regel­
mäßig die Leitung von UN-geführten Friedensope­
rationen. 

Viele Titel und Aufgaben

Schon der Blick auf die Akteure der ersten Stunde 
macht deutlich, dass es kaum eine Einheitlichkeit in 
der Bezeichnung dieser Gesandten gibt.3 Bis heute ist 
hier nur ansatzweise eine Systematik erkennbar. Ganz 
allgemein gesprochen sind diese Akteure zunächst 
hochrangige Ernennungen des Generalsekretärs.

Darunter fallen persönliche Beauftragte und Son­
derbeauftragte, Gesandte, Berater, Verwalter und 
ähnliches. In der Praxis werden alle diese verschie­
denen Titel jedoch unter dem Akronym SRSG (Spe­
cial Representative of the Secretary-General) gefasst 
und im Deutschen oft mit ›Sondergesandte‹ über­
setzt.4 Zwei Orientierungen können die spezifische 
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   1  Dieser Beitrag beruht auf den laufenden Arbeiten des seit dem 

Jahr 2011 an der Universität Jena durchgeführten und von der Deut-

schen Stiftung Friedensforschung geförderten Forschungsprojekts 

›Individual and International Leadership: The Special Representa

tives of the UN Secretary-General and the Maintenance of Internatio-

nal Peace and Security‹. Der Beitrag baut zudem auf den Erkenntnis-

sen einer Reihe von Veröffentlichungen auf; zuletzt Manuel Fröhlich, 

The Special Representatives of the United Nations Secretary-General, 

in: Bob Reinalda (Ed.), Routledge Handbook of International Organiza

tion, Abingdon 2013, S. 231–243 mit weiteren Verweisen. Der Autor 

dankt Dorothea Prell und Patrick Rosenow für ihre Unterstützung.

   2  Die Angaben in diesem Beitrag stammen aus der Version 1.0 der 

im Rahmen des Forschungsprojekts, a.a.O. (Anm. 1), erstellten Daten-

bank zum Einsatz von Sondergesandten 1946–2011.

   3  Alle folgenden Funktionsbezeichnungen sind geschlechtsneutral 

zu verstehen. Zum Anteil von Frauen unter den SRSGs siehe unten. 

   4  Zu den wenigen Veröffentlichungen, die sich explizit mit SRSGs 

beschäftigen, gehören u.a. Donald J. Puchala, The Secretary-General 

and his Special Representatives, in: Benjamin Rivlin/Leon Gordenker 

(Eds.), The Challenging Role of the UN Secretary-General: Making 

›The Most Impossible Job in the World‹ Possible, Westport 1993,  

S. 81–97; Cyrus R. Vance/David A. Hamburg, Pathfinders for Peace: A 

Report to the UN Secretary-General on the Role of Special Represen-

tatives and Personal Envoys, New York 1997; Fafo Peace Implemen

tation Network (Ed.), Command from the Saddle: Managing United 

Nations Peace-Building Missions, Oslo 1999; Connie Peck, Special Re-

presentatives of the Secretary General, in: David M. Malone (Ed.), The 
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Benennung erhellen. So ist der Unterschied in der Be­
zeichnung ›personal‹ oder ›special‹ in der Regel da­
mit verbunden, dass Erstere direkt vom Generalse­
kretär ohne Auftrag eines anderen UN-Hauptorgans 
berufen wurden, während bei Letzteren ein weiteres 
Organ (in der Regel der Sicherheitsrat) die Berufung 
an den Generalsekretär übertragen hat. 

Ferner lassen sich grob drei Gruppen von SRSGs 
unterscheiden, auch wenn hier ebenfalls keine Ein­
heitlichkeit herrscht:
n	 SRSGs als Leiter von Friedensoperationen im Feld 

(›Representatives‹ im engeren Sinne (Deutsch: Son­
derbeauftragte); aktuelles Beispiel: Roger Meece 
als SRSG und Leiter von MONUSCO);

n	 SRSGs als Vermittler vor Ort mit wenig oder gar 
keinen weiteren Mitarbeitern (›Envoys‹; aktuel­

les Beispiel: Lakhdar Brahimi als ›Joint Special 
Envoy‹, also Gemeinsamer Sondergesandter der 
Vereinten Nationen und der Arabischen Liga für 
Syrien); 

n	 SRSGs als Berater für ein spezielles Thema, das 
vom UN-Sekretariat aus bearbeitet wird (›Ad­
visers‹; aktuelles Beispiel: Adama Dieng als ›Spe­
cial Adviser‹, also Sonderberater des Generalse­
kretärs für die Verhütung von Völkermord).5 

Selbst der ehemalige Leiter der UN-Hauptabteilung 
Politische Angelegenheiten Marrack Goulding be­
klagte die »verwirrende Vielfalt der Titel«6 von 
SRSGs, die sich auch in unterschiedlichen Dienst­
verhältnissen, Vertragslaufzeiten und Entlohnungen 
der Sondergesandten wiederfindet. Anstelle systema­
tischer Bezeichnungen sind bei der Titelwahl offen­

Deutsche UN-Sondergesandte
(Stand: Juni 2013)

Ländermandate*
Name Titel Einsatzland Mission Zeitraum
Norbert Heinrich Holl Head of United Nations Special Mission 

to Afghanistan
Afghanistan United Nations Special Mission to 

Afghanistan (UNSMA)
1996–1997

Gerd Dietrich Merrem Special Representative of the Secretary-
General for Tajikistan

Tadschikistan United Nations Mission of Observers 
in Tajikistan (UNMOT)

1996–1998

Dieter Boden Special Representative of the Secretary-
General for Georgia

Georgien United Nations Observer Mission  
in Georgia (UNOMIG)

1999–2002

Gerd Dietrich Merrem Representative of the Secretary-General 
for Guatemala

Guatemala United Nations Verification Mission 
in Guatemala (MINUGUA)

2000–2002

Tom Koenigs Representative of the Secretary-General 
for Guatemala

Guatemala United Nations Verification Mission 
in Guatemala (MINUGUA)

2002–2004

Michael Steiner Special Representative of the Secretary-
General for Kosovo

Kosovo United Nations Interim Administra
tion Mission in Kosovo (UNMIK)

2002–2003

Tom Koenigs Special Representative of the Secretary-
General for Afghanistan

Afghanistan United Nations Assistance Mission  
in Afghanistan (UNAMA)

2006–2007

Joachim Rücker Special Representative of the Secretary-
General for Kosovo

Kosovo United Nations Interim Administrati-
on Mission in Kosovo (UNMIK)

2006–2008

Michael von der 
Schulenburg

Executive Representative of the Secretary-
General for the United Nations Integrated 
Peacebuilding Office in Sierra Leone

Sierra Leone United Nations Integrated Peacebuil-
ding Office in Sierra Leone (UNIPSIL)

2009–2012

Martin Kobler Special Representative of the Secretary-
General for Iraq

Irak United Nations Assistance Mission 
for Iraq (UNAMI)

2011–

Wolfgang Weisbrod-
Weber

Special Representative of the Secretary-
General for Western Sahara

Westsahara United Nations Mission for the 
Referendum in Western Sahara 
(MINURSO)  

2012–

Thematische Mandate
Name Titel Thema Zeitraum
Klaus M. Leisinger Special Adviser of the Secretary-General for  

the Global Compact
Globaler Pakt (UN und Privatwirtschaft) 2005–2006

Wilfried Lemke Special Adviser of the Secretary-General on 
Sport for Development and Peace

Sport für Entwicklung und Frieden 2008–

Quelle: Universität Jena, Forschungsprojekt Sondergesandte, Datenbankversion 1.0 mit Aktualisierungen bis 2013.
* Weitere hochrangige Ernennungen auf dieser Ebene mit etwas anderem Charakter sind etwa die Ernennung von Detlev Mehlis zum ›Commissioner of the United Na-
tions International Independent Investigation Commission into the Assassination of former Lebanese Prime Minister Rafik Hariri‹ (2005–2006) oder die für eine kurze 
Zeitspanne erfolgte Ernennung Heidemarie Wieczorek-Zeuls zur ›Special Envoy for the Doha Conference‹, die sie im Jahr 2008 mit vorbereitete. Wiederum anderen 
Charakter hat die Arbeit Angela Kanes, die seit dem Jahr 2012 als ›High Representative for Disarmament Affairs‹ eine fest etablierte Einheit des Sekretariats leitet (das 
›Office for Disarmament Affairs‹).
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sichtlich auch weitere Kriterien wie etwa der Wunsch 
des ›Gastlands‹ zu berücksichtigen. Deutlich wird 
jedoch, dass die SRSGs Aufgaben in allen drei Be­
reichen der Friedensarbeit der Vereinten Nationen 
übernehmen: als Vermittler in der Friedensschaffung 
(Peacemaking), als Leiter von Friedensmissionen 
(Peacekeeping und Peacebuilding) sowie als Themen­
beauftragte in der langfristigen und länderübergrei­
fenden Friedenskonsolidierung (Peacebuilding). In 
vielen Missionen gehen diese Aufgaben jedoch flie­
ßend ineinander über und erfordern von SRSGs un­
terschiedliche Qualifikationen und Fähigkeiten. Da­
bei ist festzuhalten, dass der systematische und wie- 
derholte Einsatz von SRSGs ebenso wie die impro­
visierte Erfindung der Blauhelmtruppen in die Amts-
zeit des zweiten UN-Generalsekretärs Dag Ham­
marskjöld fällt.7 Einsätze seiner persönlichen Ver- 
trauten in Jordanien, Israel, Kongo oder Thailand 
legten den Grundstein für die heute weit verbreitete 
Praxis der Entsendung von SRSGs. Für Hammar­
skjöld stellten sie einen Eckpunkt der ›Präsenz‹ der 
Vereinten Nationen dar, die eben von einer Person bis 
hin zu einer großen Blauhelmtruppe reichen konnte.8 
Gemeinsam sollte ihnen jedoch das Bemühen um die 
Vertretung und Vermittlung des Einflusses der Ver­
einten Nationen, ihrer Grundsätze im Allgemeinen 
und ihres Generalsekretärs im Besonderen sein.

Blickt man davon ausgehend auf die politischen 
und rechtlichen Grundlagen des Amtes, so lässt sich – 
ähnlich wie bei den Blauhelmen – keine explizite, 
wohl aber eine implizite Behandlung dieses Instru­
ments in der UN-Charta finden. Zunächst einmal 
fällt ihre Ernennung rein formal unter die Kompe­
tenz des Generalsekretärs (Art. 97). In ihrem Wir­
ken haben sie sich den Grundsätzen internationaler 
Loyalität und des Einsatzes für die Ziele und Werte 
der Vereinten Nationen zu verpflichten (Art. 100 und 
101). Ihre konkreten Aufträge lassen sich dabei so­
wohl innerhalb der politischen Kompetenzen des 
Generalsekretärs (Art. 99 – vor allen Dingen mit 
Blick auf die Guten Dienste und präventive Diplo­
matie)9 als auch der Beauftragung durch weitere 
Hauptorgane der UN (Art. 98) einordnen. Ihre Stel­
lung eröffnet damit einen ähnlich breiten Interpre­
tationsspielraum wie die des Generalsekretärs, der 
ja unter den gleichen Bedingungen arbeiten muss: 
relativ geringe materielle Ausstattung, Abhängig­
keit von der Unterstützung und dem Vertrauen der 
Mitgliedstaaten sowie Konzentration auf kommu­
nikative Prozesse, die mit der Autorität des Amtes und 
der Organisation verbunden sind. Diese gewollte 
Analogie zum Amt des Generalsekretärs, als dessen 
Vertretung sie ja wahrgenommen werden sollen, zeigt 
sich auch in dem Umstand, dass SRSGs oftmals den 
Rang eines Untergeneralsekretärs haben, der sie 
auch im Feld zum höchsten Mitarbeiter der Verein­
ten Nationen macht und entsprechende Autorität 
begründet. Diese Funktion wurde besonders unter 

Generalsekretär Kofi Annan im Zuge der Bemühun­
gen einer weiteren Integration von UN-Aktivitäten 
vor Ort ausgebaut.10 Dabei sind dem SRSG seiner­
seits häufig Stellvertreter zugeordnet, die zugleich 
auch den ›zweiten Hut‹ des ›humanitären‹ oder ›re­
sidierenden Koordinators‹ aufhaben. Idealerweise 
zeichnet sich das Verhältnis des Generalsekretärs 
zu seinen Gesandten durch persönliches Vertrauen 
aus. Fest steht jedenfalls, dass er formal die Ernen­
nung vornimmt – auch wenn die Mitgliedstaaten oft 
versuchen, Einfluss zu nehmen und der Generalse­
kretär sich regelmäßig mit dem Sicherheitsrat ab­
stimmen muss.

Die Entwicklung der SRSGs

Von diesen Ernennungen haben die Generalsekre­
täre nach Hammarskjöld im zunehmenden Maße 
Gebrauch gemacht. In den ersten 35 Jahren des Be­
stehens der Vereinten Nationen war die Zahl der 
SRSGs noch gering. Nimmt man das Jahr 1980 als 
Ausgangspunkt, dann ist die Zahl der SRSGs gera­
de in den letzten Jahrzehnten dramatisch gestiegen: 
von etwas über einem Dutzend im Jahr 1980 auf fast 
70 im Jahr 2000.11 Auch wenn der Anstieg abflacht, 
führte die Liste des Generalsekretärs im Juni 2013 
67 Namen.12 Der Zuwachs ist in allen oben genann­

UN Security Council: From the Cold War to the 21st Century, Boulder 

2004, S. 325–339 sowie Manuel Fröhlich, Leadership for Peace. The 

Special Representatives of the Secretary-General, in: Till Blume/Juli-

an Junk/Francesco Mancini/Wolfgang Seibel (Eds.), Peace Operations 

as Political and Managerial Challenges, Boulder 2013 (im Erscheinen).

   5  Vgl. die nach Kontinenten und thematischen Zuständigkeiten 

gegliederte Liste unter www.un.org/sg/srsg/africa.shtml

   6  Siehe Marrack Goulding, Peacemonger, London 2002, S. 16.

   7  Vgl. Richard Miller, Dag Hammarskjöld and Crisis Diplomacy, 

New York 1961; Manuel Fröhlich/Henning Melber, Die Hammarskjöld-

Tradition in der internationalen Politik. Das Vermächtnis des zweiten 

UN-Generalsekretärs, Vereinte Nationen, 6/2011, S. 262–265.

   8  Vgl. Manuel Fröhlich/Maria Bütof/Jan Lemanski, Mapping UN 

Presence: A Follow-Up to the Human Security Report, Die Friedens-

Warte, 81. Jg., 2/2006, S. 13–31 sowie Manuel Fröhlich, ›The Unknown 

Assignation‹: Dag Hammarskjöld in the Papers of George Ivan Smith, 

in: Dag Hammarskjöld Foundation (Ed.), Beyond Diplomacy: Perspec-

tives on Dag Hammarskjöld from the Papers of George Ivan Smith 

and the Ezra Pound Case, Uppsala 2008, S. 9–35.

   9  Vgl. dazu im Besonderen Vratislav Pechota, The Quiet Approach. 

A Study of the Good Offices Exercised by the United Nations Secreta-

ry-General in the Cause of Peace, New York 1972, S. 72–75.

10  Vgl. Secretary-General’s Note of Guidance on Integrated Missi-

ons, 9.2.2006 http://reliefweb.int/report/world/secretary-generals-

note-guidance-integrated-missions

11  Die Zahlen stammen aus der Datenbankversion  1.0, siehe Anm. 2.

12  Vgl. www.un.org/sg/srsg/africa.shtml. Nicht mitgezählt wurden 

die dort auch aufgeführten Stellvertreter und Truppenkommandeure.
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ten Kategorien zu verzeichnen – am deutlichsten 
jedoch bei den Leitern von Friedensmissionen und 
den thematischen SRSGs. Schaut man auf die Ein­
satz- und Herkunftsländer der SRSGs, dann arbei­
ten sie überwiegend in Afrika und kommen meist 
aus Europa. Dennoch sind insgesamt gesehen in den 
Einsatz- und Herkunftsländern alle Regionen ver­
treten. Ein näherer Blick auf die SRSGs, die im Jahr 
2006 in Konfliktländern gearbeitet haben,13 lässt 
weitere Rekrutierungs- und Gruppenmerkmale der 
SRSGs erkennen: Etwa zwei Drittel kamen aus dem 
diplomatischen Dienst, wiederum ein Drittel davon 
hatte schon einmal das jeweilige Heimatland bei den 
UN vertreten und ein ähnlicher Prozentsatz war als 
Botschafter im Land eines ständigen Mitglieds des 
Sicherheitsrats tätig.14 Diplomatische Erfahrungen 
sind also wichtig. Dies wird in einem anderen Kon­
text nochmals deutlich: Über die Hälfte der SRSGs 
des Jahres 2006 waren ›Wiederholungstäter‹, hatten 

also vor dem damaligen Auftrag bereits als SRSG 
gearbeitet. Hier deutet sich an, dass es sich bei den 
SRSGs um eine diplomatische Akteursgruppe mit 
spezifischen Eigenschaften handelt, denen Fähigkei­
ten zugetraut werden, die auch unabhängig von den 
Spezifika eines Konfliktfalls zum Einsatz kommen 
können. Beispiele solcher Mehrfach-SRSGs sind der 
bereits erwähnte Algerier Brahimi (Einsätze unter 
anderem in Südafrika, Liberia, Haiti, Jemen, Afgha­
nistan, Nepal und Irak), der Peruaner Álvaro de Soto 
(Mittelamerika, Myanmar, Zypern, Westsahara, Na­
her Osten) oder in jüngerer Zeit auch der Brite Ian 
Martin (Timor-Leste, Nepal, Libyen). Das durch­
schnittliche Alter der SRSGs des Jahres 2006 lag 
bei 63 Jahren und sämtliche dieser SRSGs waren 
Männer. Diese auffällige Nichtrepräsentation von 
Frauen wurde erst in den letzten Jahren, verstärkt 
in der Amtszeit Ban Ki-moons, etwas korrigiert. So 
forderte die bahnbrechende Resolution 1325 des Si­
cherheitsrats den Generalsekretär konkret auf, mehr 
weibliche SRSGs zu ernennen – eine Forderung, die 
der Rat mehrfach wiederholte. Nachdem lange Zeit 
die Britin Margaret Anstee als SRSG in Angola 
(1992–1993) die Ausnahme einer weiblichen SRSG 
darstellte, waren im Juni 2013 von den genannten 
67 SRSGs immerhin zwölf weiblich (fünf in Afrika, 
eine in Zypern und sechs als thematische SRSGs). 
Bemerkenswert für den Akteurstypus ist der Um­
stand, dass auch unter den Frauen Mehrfach-SRSGs 
zu finden sind: Die Schwedin Karin Landgren etwa 
arbeitete in Nepal, Burundi und nun in Liberia.

Der zahlenmäßige Anstieg von SRSGs allein sagt 
natürlich noch nichts aus über ihre Bedeutung oder 
Effektivität. Tatsächlich hielt schon George Ivan 
Smith, der Pressesprecher Hammarskjölds, auf 
dessen Reisen in den Nahen Osten fest, dass er lie­
ber nicht das Wort von der UN-Präsenz erfunden 
hätte, denn von nun an sei es als Allheilmittel an­
gesehen worden.15 Die Ernennung eines SRSGs kann 
dabei sicher auch als symbolischer Akt verstanden 
werden, mit dem der Generalsekretär, der Sicher­
heitsrat oder die Staatengemeinschaft dokumentiert, 
dass sie ›etwas tut‹, ohne dass dies eine nennenswer­
te Veränderung oder Verbesserung der Situation vor 
Ort darstellt. Damit stellt sich die Frage nach der 
Relevanz der Arbeit der SRSGs.

Die Relevanz der SRSGs

Zum einen ist der zunehmende Einsatz von SRSGs 
in Konfliktländern insbesondere seit dem Ende des 
Kalten Krieges ein starker Indikator für das gestie­
gene Engagement der Vereinten Nationen bei der Ver­
hinderung und Beendigung innerstaatlicher Konflik­
te. Der ›Human Security Report‹, eine im kanadischen 
Vancouver erarbeitete, umfassende Bestandsaufnah­
me von weltweiten Konflikten und Bedrohungssze­
narien für menschliche Sicherheit, hat in diesem Sin­

Sonderberichterstatter
Von den Sondergesandten (SRSGs) zu unterscheiden sind die Sonderbe-
richterstatter (Special Rapporteurs), die im Rahmen der Sonderverfahren 
des UN-Menschenrechtsrats zum Einsatz kommen. Unter die Sonderver-
fahren fällt die Ernennung von Sonderberichterstattern, unabhängigen 
Experten und Arbeitsgruppen durch den Menschenrechtsrat. Die Son-
derberichterstatter werden vom Menschenrechtsrat als unabhängige 
Experten mit einer spezifischen fachlichen Qualifikation für einen Be-
reich des Menschenrechtsschutzes berufen. Anders als die Sonderge-
sandten erstatten sie ihren Referenzgremien (Menschenrechtsrat, Wirt-
schafts- und Sozialrat sowie Generalversammlung) direkt Bericht und 
nicht ›über‹ den Generalsekretär, der die Einschätzungen und Rückmel-
dungen seiner Gesandten und Vertreter regelmäßig redigiert und als Do-
kument in seinem Namen veröffentlicht. Verwirrenderweise findet sich 
auf den Listen des Menschenrechtsrats auch – als Ausnahme – die Titel-
bezeichnung SRSG. In diesen Fällen geht es in der Regel um SRSGs mit 
einem klar erkennbaren Bezug zu Menschenrechtsfragen (Beispiele sind 
John Ruggie als SRSG für Menschenrechte und Wirtschaftsunterneh-
men, Walter Kälin als SRSG für die Menschenrechte von Binnenvertriebe-
nen oder Hina Jilani für die Situation von Menschenrechtsverteidigern). 
Die Ernennung Francis Dengs zum SRSG für Binnenvertriebene illustriert 
die Ratio der unterschiedlichen Bezeichnungen:*  Zwar ging Dengs Man-
dat auf einen Auftrag der Menschenrechtskommission zurück, mit Rück-
sicht auf Empfindlichkeiten nationaler Regierungen, die mit einem Son-
derberichterstatter Evaluationsbesuche verbinden, wurde jedoch der 
Titel SRSG gewählt. Zudem markiert die Titelwahl, dass es um die Erkun-
dung eines Themenfelds der Vereinten Nationen geht und nicht um die 
Überprüfung eines bereits etablierten rechtlichen Standards. Dazu kann 
der SRSG angesichts des Querschnittscharakters solcher Aufgaben auch, 
anders als Sonderberichterstatter, im Namen des Generalsekretärs mit 
weiteren UN-Einheiten etwa in den Arbeitsbereichen humanitäre Hilfe 
oder Entwicklungspolitik in Kontakt treten.** 

* Vgl. Francis Deng, The Global Challenge of Internal Displacement, Washington University 
Journal of Law and Policy, 5. Jg., 1/2001, S. 141–155.
** Siehe: www.ohchr.org/EN/HRBodies/SP/Pages/Welcomepage.aspx



Fröhlich  |  Vertreter, Vermittler und mehr als Verwalter

Vereinte Nationen  3/2013										           115

ne erste Ergebnisse des Jenaer Forschungsprojekts16  
als wichtige Ergänzung ihrer Analysen zu erhöhter 
internationaler Aktivität in der Konfliktbearbeitung 
gewertet.17 Neben so bedeutenden Kennziffern wie 
der Zahl der weltweit eingesetzten Blauhelme ist auch 
die Rolle der Sondergesandten, die im Umfeld gro­
ßer Friedensmissionen präventiv und nachsorgend 
tätig werden, ein wichtiger Faktor. Die Rolle Álva­
ro de Sotos in El Salvador, Ian Martins in Timor-
Leste oder Yasushi Akashis im ehemaligen Jugosla­
wien zeigen, dass es dabei oft auf die individuellen 
Fähigkeiten der SRSGs ankommt. Viele SRSGs ver­
stehen ihre Arbeit auch als Alternative zu einer grö­
ßeren Präsenz der Vereinten Nationen. In diesem 
Sinne hatte Brahimi das Konzept des ›light foot­
print‹ der UN-Mission in Afghanistan geprägt.18 Die 
in den letzten Jahren zu verzeichnende Zunahme an 
kleinen politischen Missionen und Büros der Verein­
ten Nationen bestätigt diesen Trend. Dabei spielen 
persönliche Überzeugungen, biografisch-kulturelle 
Prägungen und individuelle Führungsqualitäten19 
eine beachtliche Rolle, wie Samantha Power am 
Beispiel der Einsätze von Sergio Vieira de Mello 
(vor Irak als SRSG in Timor-Leste und Kosovo) ge­
zeigt hat.20  

Ein zweiter Grund für die Relevanz der SRSGs 
ist darin zu erkennen, dass sich viele Sondergesand­
te im Laufe ihrer Arbeit »selbst erfinden«21 und erst 
auf diesem Weg zu einflussreichen Akteuren wer­
den. Eine solche Entwicklung hat gelegentlich ih­
ren Ursprung in einem starken Mandat für den SRSG. 
Dies ist besonders am Beispiel der SRSGs für Koso­
vo nachweisbar. Auf der Grundlage einer Resolu­
tion des Sicherheitsrats und eines darauf aufbauen­
den Berichts des Generalsekretärs konnte die erste 
Vorschrift, die durch die Übergangsverwaltung ver­
öffentlicht wurde, in geradezu lapidarem Ton fest­
halten: »Die gesamte legislative und exekutive Au­
torität in Bezug auf Kosovo, einschließlich der 
Verwaltung der Judikative, liegt bei der UNMIK 
und wird durch den SRSG ausgeübt.«22 Dieses Ex­
trembeispiel illustriert nochmals, wieso auf die Ar­
beit, die Auswahl und die Qualifikation des SRSGs 
sorgfältig geachtet werden sollte. Dass SRSGs als 
einflussreich eingeschätzt werden, zeigt sich auch 
ex negativo: So wurde der Niederländer Jan Pronk 
im Jahr 2006 von der Regierung Sudans des Lan­
des verwiesen, da sie ihn der psychologischen Kriegs­
führung gegen die Truppen Khartums in Darfur be­
schuldigte.23 Pronk hatte kaum Ressourcen für eine 
solche ›Kriegsführung‹ – genutzt hat er einen priva­
ten Blog, der jedoch offenbar als so wirkmächtig 
angesehen wurde, dass die Regierung den diploma­
tischen Preis einer öffentlich skandalisierten Auswei­
sung Pronks zu zahlen bereit war. Tatsächlich war 
Pronks deutliche Positionierung wohl auch am UN-
Amtssitz nicht immer gerne gesehen; er jedoch ver­
stand sich als Repräsentant der Werte der Vereinten 

Nationen und spielte diese Rolle bis zur Konsequenz 
der öffentlich vermarkteten Ausweisung durch eine 
Regierung, die seiner Meinung nach diese Werte nicht 
anerkennen wollte. Einen ähnlichen Mechanismus 
der ›Selbsterfindung‹ kann man nicht nur im Feld, 
sondern auch bei einigen Aufgaben im UN-Sekre­
tariat in New York feststellen: So entschlossen sich 
die Sonderberater des Generalsekretärs für die Schutz­
verantwortung und für die Verhütung von Völker­
mord dazu, angesichts der Lage in Libyen eigene 
Presseerklärungen herauszugeben, um ihrem Man­
dat gerecht zu werden.24 Die Vereinten Nationen, ihre 
Ziele und Grundsätze zu vertreten und zu vermit­
teln, kann auch so verstanden werden, dass dadurch 
der Handlungsspielraum der Organisation erweitert 
und ihre Stimme hörbar gemacht wird.

Mehr als bloße Verwaltung

Damit werden Analogien zwischen dem Generalse­
kretär und seinen Vertretern deutlich, die sogar noch 
weiter reichen: So übertragen die Mandate von kom­
plexen Friedensmissionen dem Generalsekretär und 

13  Vgl. Manuel Fröhlich, The Peace-Makers: Zur Rolle der Special Re-

presentatives des UN-Generalsekretärs, Papier für die Drei-Länder-

Tagung der Gesellschaften für Politikwissenschaft, 30.11.–2.12.2006, 

Wien, www.oegpw.at/tagung06/papers/ak6_froehlich.pdf

14  Mehrfachzuordnungen sind dabei möglich. Daneben gibt es 

auch Berufungen aus anderen Teilen nationaler Regierungen oder 

aber von Spezialisten aus dem akademischen Bereich.

15  Fröhlich, ›The Unknown Assignation‹, a.a.O. (Anm. 8), S. 22.

16  Siehe Anm. 1 und 2.

17  Vgl. Andrew Mack/Eric Nicholls, Interrogating the Human Securi-

ty Report, Die Friedens-Warte, 82. Jg., 1/2007, S. 117–123, hier S. 117 

sowie Human Security Report Project, Human Security Brief, 2007,  

S. 30, www.humansecuritybrief.info

18  Alex J. Bellamy/Paul Williams, Understanding Peacekeeping, 2. Aufl., 

Cambridge 2010, S. 233ff.

19  Vgl. Manuel Fröhlich, Leadership for Peace. The Special Represen-

tatives of the Secretary-General, in: Till Blume/Julian Junk/Francesco 

Mancini/Wolfgang Seibel (Eds.), Peace Operations as Political and 

Managerial Challenges, Boulder 2013 (im Erscheinen) sowie Fabrizio 

Hochschild, In and above Conflict: A Study on Leadership in the Uni-

ted Nations, Genf 2010, www.hdcentre.org/uploads/tx_news/28 

InandaboveConflict-AstudyonLeadershipintheUnitedNations.pdf

20  Vgl. Samantha Power, Chasing the Flame: Sergio Vieira de Mello 

and the Fight to Save the World, New York 2008.

21  Thomas M. Franck, Nation against Nation: What Happened to 

the U.N. and What the U.S. Can Do about It, Oxford 1985, S. 117–133.

22  Vgl. UN Doc. UNMIK/REG/1999/1 v. 25.7.1999.

23  Vgl. Fröhlich, The Peace-Makers, a.a.O. (Anm. 13).

24  UN Press Release, Special Adviser on the Prevention of Genocide, 

Francis Deng, and Special Adviser on the Responsibility to Protect, 

Edward Luck, on the Situation in Libya, 22.2.2011, www.un.org/en/

preventgenocide/adviser/statements.shtml
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seinen Vertretern oftmals eine kaum zu überschau­
ende Fülle von Aufgaben und Zielvorgaben, ohne 
die entsprechenden materiellen Ressourcen oder auch 
nur die notwendige langfristige politische Unterstüt­
zung bereitzustellen. Der Aufgabenkatalog des SRSG 
in Burundi etwa umfasste das gesamte Spektrum 
der Friedensarbeit: vom Schutz der Menschenrech­
te über den Aufbau staatlicher Strukturen und der 
Entwaffnung ehemaliger Kämpfer bis hin zur Ko­
ordinierung wirtschaftlicher Hilfe.25 Um diese un­
terschiedlichen Aufgaben zu erfüllen, muss der SRSG 
auf mehreren Ebenen kommunizieren: mit den Mit­
gliedstaaten des Sicherheitsrats, den Mitarbeitern im 
UN-Sekretariat, den Konfliktparteien und den ver­
schiedenen Teilen einer Friedensmission vor Ort. In 
der Summe ergibt dies ein anspruchsvolles Profil. 

So erinnert sich der ehemalige SRSG Pierre Schori 
aus Schweden: »Als Generalsekretär Kofi Annan 
mich bat, sein Sonderbeauftragter für die Côte 
d’Ivoire zu werden, sagte er, dass die Situation dort 
eine Person verlangt, die exekutive und legislative 
Erfahrung in Regierung und Parlament hat, über 
Insider-Kenntnisse der Europäischen Union und der 
UN verfügt, aus einem Land kommt, dass keine ko­
loniale Vergangenheit hat und eine Tradition der 
Unterstützung von Befreiungsbewegungen in Afrika 
aufweist sowie schließlich die französische Sprache 
beherrscht und eine Reihe von afrikanischen Füh­
rungsfiguren persönlich kennt.«26 Es ist eher unwahr­
scheinlich beziehungsweise selten, dass eine Person 
ein solches breitgefächertes Profil aufweist und auch 
nutzbringend in die Arbeit einbringen kann. Des­
halb ist die Aufgabe der SRSGs oft auch eine Gemein­
schaftsaufgabe, bei der sich idealerweise die ver­
schiedenen in einer Mission vorhandenen Profile und 
Fähigkeiten ergänzen. Doch selbst wenn all diese Be­
dingungen erfüllt sind, kann ein SRSG allein nur be­
dingt auf den Erfolg einer Mission Einfluss nehmen. 
Strukturelle Faktoren und politische Rahmenbedin­
gungen schränken seine Handlungsmöglichkeiten 
ein. Ob und wie er diese nutzt, ist eine Frage der 
individuellen Fähigkeiten, die dann eine Konfliktsi­
tuation auch transformieren können.27 So allgemein 
und unspezifisch wie die Aufgabenbeschreibungen 
in einem kurzen Ernennungsschreiben oder einigen 
Absätzen einer Resolution auch sein mögen: Selten 
wird die bloße ›Verwaltung‹ einer Stelle verlangt. Un­
schärfe in den Vorgaben bedeutet auch die Möglich­
keit zur individuellen Auslegung eines Mandats. Im 
Idealfall kommen dann günstige internationale Rah­
menbedingungen und individuelle Fähigkeiten zu­
sammen.28 

Die gescheiterte Mission des ehemaligen Gemein­
samen Sondergesandten von UN und Arabischer Liga 
für Syrien Kofi Annan hält in diesem Zusammen­
hang eine interessante Einsicht29 bereit: Zunächst 
hat Annan das Mandat unter Nutzung seines inter­
nationalen Ansehens und seiner Kontakte geradezu 

lehrbuchartig umgesetzt. Er erkannte unter ande­
rem, dass seine Vermittlungsarbeit nicht nur zwi­
schen Regime und Opposition in Syrien, sondern in 
mindestens ebenso großem Maße zwischen den zer­
strittenen Mitgliedern des Sicherheitsrats ansetzen 
musste. So gelang es ihm, die einhellige Unterstüt­
zung des Rates für den von ihm entwickelten Sechs-
Punkte-Plan zu erhalten. Dahinter verbarg sich ein 
von ihm selbst formuliertes Dokument, das er nicht 
selbst veröffentlichte, sondern als Anhang einer Si­
cherheitsratsresolution international legitimieren 
ließ.30 Der Sondergesandte führte hier dem Rat die 
Feder; schon mittelfristig konnte jedoch auch seine 
geschickte Arbeit die Differenzen zwischen den Rats-
mitgliedern nicht überbrücken und es kam zu kei­
ner Folgeresolution. Annan erkannte, dass sich seine 
begrenzte Autorität damit erschöpft hatte und trat 
zurück. Der nun ehemalige Generalsekretär und 
ehemalige Sondergesandte wurde kurze Zeit später 
gefragt, in welchem der beiden Ämter er eine höhere 
Frustration verspürt habe.31 Er antwortete bemer­
kenswerterweise, dass er als Sondergesandter »mehr 
Handlungsspielraum und Flexibilität« besessen ha­
be – einschließlich der Möglichkeit, die Gründe sei­
nes Scheiterns öffentlich zu machen: als Vertreter und 
Vermittler der aus der Charta erwachsenen Verant­
wortlichkeiten der Staatengemeinschaft, die er allein 
zwar nicht umsetzen, aber zumindest anmahnen 
kann. Sondergesandte vertreten mithin nicht nur 
das Amt des Generalsekretärs nach außen, ihre Ar­
beit ist jeweils auch ein Abbild der Möglichkeiten 
und Grenzen, die dieses Amt an der Spitze der Ver­
einten Nationen vorgibt.

25  Vgl. UN-Dok. S/RES/1719 v. 25.10.2006.

26  Pierre Schori, Leadership on the Line: Managing Field Complexi-

ty, in: Caty Clement/Adam C. Smith (Eds.), Managing Complexity: 

Political and Managerial Challenges in United Nations Peace Opera-

tions, New York 2009, S. 28.

27  Diese Frage steht auch im Mittelpunkt des Forschungsprojekts in 

Jena (siehe Anm. 1). Dass solche Faktoren neben strukturellen Bedin-

gungen relevant sind, betont ferner Michael Doyle, Building Peace, 

Global Governance, 13. Jg., 1/2007, S. 2–3 auf der Grundlage seiner 

gemeinsam mit Nicholas Sambanis vorgenommenen, umfassenden 

Auswertung der UN-Friedensmissionen.

28  Fafo Peace Implementation Network, a.a.O. (Anm. 4), S. 32ff.

29  Vgl. Kofi Annan: Interventions. A Life in War and Peace, New York 

2012, S. 367–369 sowie Kofi Annan, My Departing Advice on How to 

Save Syria, Financial Times, 2.8.2012.

30  Vgl. UN-Dok. S/RES/2042 v. 14.4.2012.

31  Im Interview mit Jon Stewart, The Daily Show, 17.9.2012, www.

thedailyshow.com/watch/mon-september-17-2012/exclusive---kofi-

annan-extended-interview-pt--2
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»In Syrien finden Kriegsverbrechen statt« 

Interview mit Patricia O’Brien, UN-Untergeneralse-
kretärin für Rechtsangelegenheiten und UN-Rechts-
beraterin, über sensible Themen der Rechtsberatung, 
Immunität des UN-Personals, die Schutzverantwor-
tung (Responsibility to Protect – R2P) in Syrien und 
Geschlechtergleichheit in den Vereinten Nationen.

Frage: Seit August 2008 sind Sie UN-Untergene
ralsekretärin für Rechtsangelegenheiten und UN-
Rechtsberaterin. Womit beschäftigen Sie sich am 
meisten?

Patricia O’Brien: Im Bereich Rechtsangelegenhei-
ten haben wir sechs Abteilungen. Zum einen das 
Büro der Rechtsberaterin, dann die Abteilung Allge-
meine Rechtsfragen für ein breites Themenspektrum 
wie zum Beispiel Verträge, Beschaffungswesen oder 
Fragen der Friedenssicherung. Eine weitere Abtei-
lung beschäftigt sich mit Meeresangelegenheiten und 
Seerecht. Eine vierte Abteilung in Wien widmet sich 
dem Internationalen Handelsrecht. Die Abteilung Ko-
difizierung ist für Fragen der Kodifizierung des Völ-
kerrechts zuständig, und schließlich haben wir die 
Abteilung Verträge, die für die internationalen Ver-
tragsbeziehungen und die Rolle des UN-Generalse-
kretärs als Hüter der Verträge verantwortlich ist.

Der Großteil meiner Arbeit konzentriert sich auf 
das Büro der Rechtsberaterin und die Abteilung All-
gemeine Rechtsfragen. Im Büro der Rechtsberaterin 
haben wir im Moment Themen wie die Anwendung 
des humanitären Völkerrechts in Situationen wie 
Mali und Ostkongo im Blick. So befassen wir uns 
zum Beispiel mit der Positionierung zu den Anklagen 
des Internationalen Strafgerichtshofs gegen Uhuru 
Muigai Kenyatta und seinen Stellvertreter, William 
Ruto. Auch bei den Verhandlungen für den jüngst ver-
abschiedeten Waffenhandelsvertrag haben wir zu den 
Verfahrensregeln intensive Beratungsarbeit geleis-
tet. Wir beraten auch sehr viel und umfassend in der 
Frage chemischer Waffen in Syrien und bei einigen of
fenen Fragen des ›Öl-für-Lebensmittel‹-Programms.

Also recht sensible Themen. 
Ja, das sind politisch sehr heikle Themen. Das ge-

hört zu meiner Arbeit.

Was war in Ihrer bisherigen Amtszeit der schwie-
rigste Fall? 

Jedes Thema ist eine Herausforderung. Wir müs-
sen uns mit einer Reihe sehr unterschiedlicher und 
schwieriger Fragen beschäftigen. Seit meiner Ernen-
nung haben wir uns zum Beispiel mit Fragen zu Gaza 

auseinandergesetzt: die Bombardierung des Gaza-
Streifens, die daraufhin erhobenen Ansprüche ge-
gen Israel und auch der Flotilla-Zwischenfall. Wenn 
internationales Strafrecht ins Spiel kommt, wird es 
immer sehr kompliziert. 

Ein besonders heikler Fall war die Frage nach der 
Sorgfaltspflicht für die Menschenrechte bei den UN-
Friedensmissionen, vor allem bei der UN-Mission in 
der Demokratischen Republik Kongo, der heutigen 
MONUSCO. Das war aus unserer Sicht ein Erfolg: 
Aufbauend auf unserem rechtlichen Rat wurde fest-
gelegt, dass Menschenrechte auch in unserem Um-
gang mit nationalen Streitkräften geachtet werden 
müssen. Das war sehr schwierig.

Sind die UN und die Blauhelme an UN-Menschen-
rechtskonventionen gebunden?

Zuerst einmal sind die UN an ihre eigene Charta 
gebunden. Die daraus abgeleitete Verpflichtung für 
die UN, Menschenrechte zu fördern und zu achten, 
ist eine der tragenden Säulen der Vereinten Natio-
nen. Für uns ist es eine conditio sine qua non, dass 
die Menschenrechte in all ihren Formen für das Han-
deln der UN gelten. 

Das ist also selbstverständlich?
Genau. Zusätzlich ist auch Artikel 55 der Charta 

sehr klar, was die Förderung der Achtung der Men-
schenrechte angeht. Und Artikel 56 verpflichtet die 
Mitgliedstaaten, mit den Vereinten Nationen auf die-
ses Ziel hinzuarbeiten. Die Einhaltung der Menschen-

Patricia O’Brien (links) im Gespräch mit Anja Papenfuß.                        Foto: Monique Lehmann
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»Wir müssen anerkennen, dass der Sicherheitsrat wegen  
der Positionen gewisser Staaten hinsichtlich bestimmter 
Aspekte einer Intervention in Syrien gelähmt ist.«

rechte zieht sich wie ein roter Faden durch den gesam-
ten juristischen Rahmen und die Architektur der UN. 

Abgesehen von der Charta haben wir auch speziell 
für unsere Friedensmissionen eine Reihe anwend-
barer Instrumente: Abkommen über die Rechtsstel-
lung der Truppen (SOFA), Abkommen über die 
Rechtsstellung der Mission (SOMA), Vereinbarun-
gen, Einsatzregeln und andere. All diese Abkommen 
handeln wir so mit den Staaten aus, dass sie men-
schenrechtliche Standards enthalten. 

Lassen Sie uns zu Haiti kommen. Der Ausbruch der 
Cholera im Oktober 2010, durch den in der Folge 
8000 Menschen gestorben sind, wurde UN-Blau-
helmen aus Nepal angelastet, die die Krankheit ein-
geschleppt hätten. Die UN hat jede Verantwort-
lichkeit von sich gewiesen, unter Verweis auf die 
Immunität des UN-Personals. Ist das die richtige 
Antwort auf diese Katastrophe?

Die UN haben dieses Thema auf mehreren Ebe-
nen sehr ernst genommen, angefangen bei der juris-
tischen Ebene. Es stimmt, dass die Vereinten Natio-
nen kürzlich entschieden haben, die gegen die Or- 
ganisation vorgebrachten Ansprüche als nicht zu-
lässig anzusehen. Die Generalversammlung hat das 
Übereinkommen über die Vorrechte und Immuni-
täten der Vereinten Nationen geschaffen. Relevant ist 

Sektion 29, wonach wir festgestellt haben, dass die 
Ansprüche nicht zulässig sind. Die Ansprüche sind 
nicht zulässig, weil eine Untersuchung dieser An-
sprüche notwendigerweise eine Überprüfung politi-
scher Entscheidungen beinhalten würde. Aus rein 
rechtlicher Sicht sind wir sicher, dass diese Ansprü-
che laut Übereinkommen nicht zulässig sind.

Allerdings hat der Generalsekretär kürzlich eine 
Initiative für Haiti ins Leben gerufen. 118 Millionen 
US-Dollar wurden bisher bereitgestellt, um die Cho-
lera zu bekämpfen. Es macht besonders den Gene-
ralsekretär sehr traurig. Er hat intensiv daran ge-
arbeitet, die Situation in Haiti zu verbessern.

Finden Sie nicht, dass Bans Initiative zu spät kommt, 
angesichts von 8000 Toten? 

Das kann man so sehen, aber es ändert nichts an 
der Tatsache, dass die Vereinten Nationen seit dem 
ersten Verdacht auf Cholera daran arbeiten, die 
Seuche zu bekämpfen. Es gibt keinen Zeitpunkt, an 
dem wir in der Organisation nicht ehrlich und auf-
richtig bedauern, was den Menschen in Haiti wider-
fahren ist. Der Generalsekretär war dort und hat 
mit dem Team vor Ort gearbeitet, um alles zu tun, 

was notwendig war und was die UN realistischer-
weise tun konnten. Sie müssen bedenken, dass die 
gesamte Infrastruktur des Landes zerstört war. Wir 
standen also nicht nur vor einem Problem, sondern 
vor einer Vielzahl von Problemen. Und der Gene-
ralsekretär hat bei diesem Thema sehr stark geführt.

Was ist Ihre Haltung zu Syrien und der Schutzverant-
wortung (Responsibility to Protect – R2P)? Sie ha-
ben einmal gesagt: »Syrien ist ein Testfall für die 
R2P«. Was ist Ihr Rat an den Generalsekretär oder 
den Sondergesandten?

Was meine juristische Beratung angeht, kann ich 
hier nicht in die Tiefe gehen. Sie können sich vor-
stellen, dass es in Bezug auf Syrien sehr viele Prob-
leme gibt, die täglich besprochen werden. Die Tat-
sache, dass wir nicht viel tun konnten, bedeutet nicht, 
dass die Schutzverantwortung nicht mehr relevant ist. 
Sie ist im Gegenteil sogar relevanter als zuvor. Wie 
Sie wissen, gibt es drei Säulen der R2P. Und es ist 
offensichtlich, dass der Staat selbst darin versagt hat, 
seiner Verpflichtung zum Schutz der syrischen Zi-
vilbevölkerung nachzukommen. Also stellt sich die 
Frage, in welchem Ausmaß die internationale Ge-
meinschaft kollektiv handeln sollte, wenn die Be-
völkerung von Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit und Völkermord bedroht ist.  

Schon vor einiger Zeit beurteilte das Internatio-
nale Komitee vom Roten Kreuz die Situation in Syrien 
als eine, bei der die Schwelle zu einem internen be-
waffneten Konflikt überschritten wurde. Deshalb 
besteht kein Zweifel, dass das humanitäre Völker-
recht Anwendung findet und Themen wie Kriegs-
verbrechen – die für die Schutzverantwortung rele-
vant sind – nicht mehr reine Spekulation sind. Sie 
finden statt. Wir müssen anerkennen, dass der Sicher-
heitsrat wegen der Positionen gewisser Staaten hin-
sichtlich bestimmter Aspekte eines Eingreifens in 
Syrien gelähmt ist. 

Was halten Sie von Palästinas Antrag, dem Römi-
schen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs 
beizutreten? 

Dazu habe ich keine Position und die UN haben 
auch keine. Mit Resolution 67/19 vom 29. Septem-
ber 2012 hat sich Palästinas Status in den Verein-
ten Nationen verändert. Es ist jetzt ein Nicht-Mit-
gliedstaat mit Beobachterstatus. Bezüglich des Rö- 
mischen Statuts kommt es darauf an, dass Palästi-
na zu uns kommt, um seine Urkunde zu hinterlegen 
und dem Römischen Statut beizutreten. Bislang hat 
es das noch nicht getan. 

Das fällt dann in meinen Zuständigkeitsbereich. 
Wie ich vorhin erwähnte, haben wir die Registratur 
des Generalsekretärs für 550 multilaterale Verträge, 
darunter auch das Römische Statut. Also spielt der 
Generalsekretär eine Rolle. Was Palästina angeht, 
müssen wir abwarten. 
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Welches Problem in den internationalen Beziehun-
gen wurde bisher Ihrer Meinung nach nur unzurei-
chend angegangen?

Es gibt viele Themen mit Entwicklungspotenzial. 
Weitreichende Fortschritte wurden in den letzten Jah-
ren bei der Weiterentwicklung und Kodifizierung des 
Völkerrechts gemacht. Es wurde schon die Meinung 
vertreten, wir seien über das goldene Zeitalter hin-
aus und dass die Kodifizierung deshalb wieder langsa-
mer voranschreitet. Zurzeit gibt es sehr viele …

Ermüdungserscheinungen?
Ja, in einem gewissen Sinn. Wir sind gerade in ei-

ner Phase, in der sich die Aufmerksamkeit eher auf 
fortschreitende Entwicklungen konzentriert. Im 
Sechsten Ausschuss der Generalversammlung, der 
sich mit Rechtsfragen beschäftigt, werden immer 
noch viele Themengebiete geprüft, etwa die Frage 
nach universeller Gerichtsbarkeit oder eine umfassen-
de Konvention gegen Terrorismus. Es ist bedauerlich, 
dass es hierzu noch keine Einigung gegeben hat. Selbst 
die Definition von Terrorismus ist zwischen Staaten 
stark umstritten. Viel Optimismus für eine Konven-
tion gegen Terrorismus besteht nicht. Das ist ein unge-
löstes Problem. Aber es gibt viele andere Themenbe-
reiche, in denen mehr getan werden könnte und sollte. 
Aber der Sechste Ausschuss und die Völkerrechts-
kommission arbeiten an diesen Themen, und wir 
unterstützen beide in ihrer Arbeit.

Was kann Ihr Büro tun, um Staaten zu überzeugen, 
UN-Übereinkommen zu ratifizieren? Können Sie de-
ren Rechtsabteilungen beraten, um Hindernisse zu 
überwinden?

Wir beraten und machen so viel Kapazitätsaufbau 
wie möglich. Wir haben rund 200 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, was sehr wenig ist. Aber vor allem 
für die Entwicklungsländer bieten wir so viel Kapa-
zitätsaufbau und Unterstützung wie möglich. Ka-
pazitätsaufbau für Verträge ist ein sehr wichtiger Be-
reich für die Entwicklung des Völkerrechts. Zusätzlich 
dazu haben wir jedes Jahr den ›treaty event‹ zu Beginn 
der Tagung der Generalversammlung. Den nutzen 
wir, um Staaten zu ermutigen, internationale Verträ-
ge zu unterzeichnen, zu ratifizieren und ihnen beizu-
treten.

Überwachen Sie auch die Einhaltung von Verträgen? 
Wir kontrollieren nicht. Das können wir nicht, 

und es ist auch nicht unsere Aufgabe. Wir wissen 
natürlich, was passiert. Aber das ist eine Angelegen-
heit, die in der Verantwortung der souveränen Staaten 
liegt.

Werden im Moment neue Konventionen diskutiert? 
Die wichtigste Konvention ist zurzeit der Waffen-

handelsvertrag, der ein außerordentlicher Erfolg der 
Staaten ist. Er ist beim Generalsekretär hinterlegt. 

Also warten wir ab, bis die notwendige Zahl von 50 
Staaten den Vertrag ratifiziert hat und er 90 Tage 
später in Kraft tritt. Wir wissen, dass viele Staaten 
dem Vertrag so schnell wie möglich beitreten wollen. 
Deswegen vermute ich, dass es mit dem Vertrag 
schnell voran gehen wird, aber wir haben viel zu tun. 

Zum Thema Cyberkrieg und bewaffnete Drohnen: 
Was halten Sie davon? Gibt es eine Arbeitsgruppe, 
die sich mit dem Thema beschäftigt?

Ja, das ist sehr wichtig. Wir haben keine richtige 
Arbeitsgruppe dafür. Selbstverständlich haben wir 
eine sehr eindeutige Haltung bezüglich der Anwen-
dung des humanitären Völkerrechts. Die Organisa-
tion sagt sehr deutlich, dass humanitäres Völkerrecht 
im Kontext eines bewaffneten Konflikts gilt und be-
folgt werden muss. Im Hinblick auf den Einsatz von 
Drohnen äußern wir keine Meinung. Wir beobach-

ten die Entwicklungen natürlich sehr genau. Der 
Sonderberichterstatter über die Förderung und den 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei 
der Bekämpfung des Terrorismus, Ben Emmerson, 
hat vor kurzem angekündigt, eine Studie über die 
zivilen Auswirkungen des Einsatzes von Drohnen 
vorzulegen und an die Generalversammlung noch 
in diesem Jahr Empfehlungen abzugeben. Wir war-
ten ab und sehen, was dabei herauskommt.

Wie schätzen Sie das Ziel der Geschlechtergerech-
tigkeit in den UN ein? Würden Sie eine 30-Prozent-
Quote für Frauen auf allen Ebenen des UN-Sekreta-
riats unterstützen? 

Wir haben keine verbindliche Regulierung. In vie-
lerlei Hinsicht halte ich das für gut. Das Bekenntnis 
Ban Ki-moons zur Gleichheit der Geschlechter ist 
tief und fest. Eine seiner wichtigsten Prioritäten be-
steht darin, Geschlechtergleichheit so effizient, schnell 
und effektiv wie möglich zu erreichen. Er hat un-
glaublich viel dafür gearbeitet, mehr Posten an der 
Spitze der Organisation mit Frauen zu besetzen. Jetzt 
haben wir bei den höchsten Posten einen Frauenan-
teil von 40 Prozent. Nun konzentriert er sich auf die 
mittlere Ebene. Sein persönliches Engagement hat 
dazu geführt, dass es heute in der Organisation ein 
richtiges Bewusstsein dafür gibt, dass es nicht tole-
rierbar ist, sich nicht aufrichtig für Geschlechter-
gleichheit einzusetzen. Wir arbeiten sehr hart daran, 
aber es ist nicht einfach. 

Das Gespräch in englischer Sprache fand am 4. April 2013 in 
Berlin statt. Die Fragen stellte Anja Papenfuß. 

»Es ist bedauerlich, dass es über eine umfassende Konvention 
gegen Terrorismus noch keine Einigung gegeben hat.«
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Terrorismusbekämpfung bei den Vereinten Nationen 
Der Al-Qaida-Sanktionsausschuss unter deutschem Vorsitz 2011/2012

Manfred Mimler

In der Praxis des Al-Qaida-Sanktionsausschusses des 
UN-Sicherheitsrats treffen die Maxime politischer Er-
messensfreiheit im Handeln des Sicherheitsrats und 
der Anspruch Betroffener auf Rechtsschutz unver-
mittelt aufeinander. Die bislang zögerliche Haltung 
des Ausschusses bei der Aufhebung von Sanktionen 
sowie Eigenheiten des Al-Qaida-Sanktionsregimes 
verstärken diese Diskrepanz, die deutliche Kritik her-
vorruft. Reformmaßnahmen, vor allem das Ombuds-
verfahren, können Abhilfe schaffen.

Mit Resolution 1267 vom 15. Oktober 1999 rich-
tete der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen den 
Al-Qaida/Taliban-Sanktionsausschuss ein. Durch 
die Verhängung von Sanktionen sollte die Taliban-
Führung in Afghanistan dazu bewegt werden, ihre 
Unterstützung für die Al-Qaida-Organisation ein-
zustellen und deren Anführer Osama bin Laden an 
einen zur Strafverfolgung berechtigten Staat auszu-
liefern. Hintergrund waren die Bombenanschläge ge-
gen die amerikanischen Botschaften in Nairobi und 
Daressalam vom August 1998, für die Bin Laden und 
Al-Qaida verantwortlich gemacht wurden. Mit wei-
teren  Maßnahmen, so vor allem Sicherheitsratsre
solution 1390 nach den Anschlägen in den USA vom 
11. September 2001, wurde das Sanktionspaket auf 
Bin Laden und Mitglieder der Al-Qaida-Organisa-
tion sowie deren Unterstützerkreise ausgedehnt.

Auf Vorschlag von UN-Mitgliedstaaten nahm der 
Sanktionsausschuss Personen oder Organisationen 
in die Konsolidierte Liste (consolidated list) auf, gegen 
die Sanktionen (Einfrieren von Finanzmitteln, Reise-
beschränkungen, Waffenembargo) wirksam wurden.

Die gegen Al-Qaida und die Taliban gerichteten 
Resolutionen des Sicherheitsrats werden mit Bezug 
auf Kapitel VII UN-Charta (Bedrohung des Weltfrie-
dens) verabschiedet; die Umsetzung daraus abgelei-
teter Maßnahmen ist für die UN-Mitgliedstaaten bin-
dend. Das Al-Qaida/Taliban-Sanktionsregime war in 
anderthalbjährigem Turnus durch sogenannte Folge-
resolutionen verlängert worden.

Schließlich wurde der Al-Qaida/Taliban-Sank-
tionsausschuss am 17. Juni 2011 getrennt in einen 
Taliban-Sanktionsausschuss (Resolution 1988) und 
einen Al-Qaida-Sanktionsausschuss (Resolution 
1989). In diesem Beitrag wird das Hauptaugenmerk 
auf den Al-Qaida-Sanktionsausschuss gelegt, da an 
diesem spezifischen Sanktionsformat die Problema-
tik der UN-Sanktionspolitik besonders deutlich wird. 
Der Taliban-Sanktionsausschuss dagegen reiht sich 
ein in das herkömmliche, länderbezogene Sanktions-

format. Mit Interesse ist zu verfolgen, ob Reformen 
im Al-Qaida-Sanktionsregime Auswirkungen haben 
werden auf das herkömmliche Sanktionsformat.

Das Al-Qaida-Sanktionsregime  
in der Kritik

Die Bekämpfung des internationalen Terrorismus  
ist auch Aufgabe der Vereinten Nationen – soweit 
besteht Einigkeit in der politischen Öffentlichkeit. 
Mehrere Gründe sprechen dafür:
n	 Transnational und überregional handelnde Ter-

rorgruppen, allen voran Al-Qaida, erfordern ein 
entsprechend aufgestelltes, auf weltweite Koope-
ration ausgerichtetes Abwehrregime;

n	 Terrorgruppen wie die Al-Qaida stellen eine an-
haltende Bedrohung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit dar, deren Wahrung die 
Kernaufgabe der Vereinten Nationen ist; und

n	 Abwehrmaßnahmen der Vereinten Nationen wer-
den, da getragen von der internationalen Gemein-
schaft, als legitim angesehen.

Der Fall Kadi

In puncto Legitimität wurden in den letzten Jahren 
jedoch zunehmend Zweifel laut: Das Al-Qaida-Sank-
tionsregime steht wegen mangelhafter Beachtung 
rechtsstaatlicher Grundsätze im Sanktionsverfahren 
in der Kritik.1 Als exemplarisch für diese Vorwürfe 
mag der Fall des saudischen Staatsbürgers Jassin Kadi 
herangezogen werden, der im Jahr 2001 auf die Kon-
solidierte Liste gesetzt worden war. Gegen die Um-
setzung der UN-Sanktionen durch die Europäische 
Union hatte Kadi Klage eingereicht. Der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) hatte im Zuge dieses Verfah-
rens mit Urteil vom 3. September 2008 zwischen 
der Verhängung der Sanktionen durch den UN-
Sanktionsausschuss und deren Umsetzung durch 
die EU unterschieden; dabei habe die Union, so das 
höchste europäische Gericht, ihren eigenen Rechts-
grundsätzen Rechnung zu tragen; dazu zählt insbe-
sondere der Grundsatz der Gewährung rechtlichen 
Gehörs und des effektiven Rechtsschutzes. Der EuGH 
räumte dem Europäischen Rat eine dreimonatige 
Frist zu rechtskonformen Nachbesserungen bei der 
Umsetzung ein. Nach entsprechenden Korrekturen 
verfügte die EU erneut die Umsetzung der Sanktionen 
gegen Kadi, der mit Urteil des Gerichts der Euro-
päischen Union vom 30. September 2010 erneut und 
wieder erfolgreich dagegen klagte. Das Gericht mo-
nierte weiterhin Mängel bei rechtlichem Gehör und 
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effektivem Rechtsschutz: Bei einem Widerspruch 
gegen Entscheidungen für die Aufnahme in die Liste 
seien diese umfassend zu prüfen, ihnen zugrundelie-
gende Informationen seien grundsätzlich offenzule-
gen. Zudem rügte das Gericht die lange Dauer der 
Anwendung der Sanktionen, die ihrem stets postu-
lierten präventiven Charakter widerspreche. Gegen 
dieses erstinstanzliche Urteil hat die Europäische 
Kommission beim EuGH Berufung eingelegt. Sie 
bezieht sich dabei insbesondere auf die Verpflich-
tung aller UN-Mitgliedstaaten, Maßnahmen des Si-
cherheitsrats gemäß Kapitel VII UN-Charta unmit-
telbar umzusetzen.

Einige Beobachter schließen angesichts dieser Dis-
paritäten eine Kollision der Rechtskreise Völkerrecht 
und europäisches Recht nicht mehr aus. EU-Staaten 
fänden sich dann in dem Dilemma, entweder Ver-
pflichtungen gegenüber den UN nur unter Verstoß 
gegen europäisches Recht nachkommen zu können 
oder europäisches Recht zu wahren unter Verletzung 
völkerrechtlicher Pflichten.2 

In der Diskussion über die Sanktionspolitik der 
UN waren Unstimmigkeiten zwischen den sicherheits-
politischen Maßnahmen einerseits und der Wah-
rung rechtsstaatlicher Standards andererseits, wie sie 
in der Praxis des Sanktionsausschusses angelegt 
sind, frühzeitig erkannt worden. In einem im Juni 
2006 den Vereinten Nationen vorgelegten Bericht 
sah das ›Watson Institute for International Studies‹ 
Verbesserungsbedarf in vier Bereichen: 
1.	 Benachrichtigung der Personen oder Organisa-

tionen über ihre Aufnahme in die Liste, 
2.	 Zugang für in der Liste aufgeführte Personen oder 

Organisationen zum Sanktionsausschuss, 
3.	 rechtliches Gehör und 
4.	 wirksamer Rechtsschutz. 
Die Studie, die von Deutschland, der Schweiz und 
Schweden finanziert worden war, wurde als offizi-
elles UN-Dokument veröffentlicht.3 

In seinem im Oktober 2009 vorgelegten Folge-
bericht erkennt das Institut Fortschritte bei der Be-
achtung rechtsstaatlicher Standards im Sanktions-
regime an. So seien die Benachrichtigung auf der 
Liste aufgeführter Personen und Organisationen so-
wie der Zugang der Betroffenen zum Sanktions-
ausschuss hinreichend geregelt worden. Erhebliche 
Defizite bestünden allerdings nach wie vor beim wirk-
samen Rechtsschutz.4 

Angesichts dieser deutlichen Kritik am Sankti-
onsverfahren mutet es befremdlich an, dass die vom 
Al-Qaida-Sanktionsausschuss verhängten gezielten 
Sanktionen – auch ›smart sanctions‹ genannt – ur-
sprünglich als bedeutender Fortschritt gegenüber den 
zuvor praktizierten umfassenden Ländersanktionen 
gewertet wurden.5 Insbesondere die vom Sicherheits-
rat ab 1990 gegen Irak verhängten Wirtschaftsblo-
ckaden trafen weniger das Regime von Saddam Hus-
sein als vielmehr das Gros der Zivilbevölkerung; 

ungewollte Solidarisierungseffekte mit dem Regime 
waren eine der Folgen.

Anders ist dies bei gezielten, sogenannten Indivi-
dualsanktionen: Hier verliert sich der oder die Be-
troffene nicht in der Anonymität der breiten Masse, 
er oder sie wird konkret benannt, mit Namen, Ge-
burtsort und -datum. Die Auswirkung der Sanktio-
nen ist personifiziert, das zwischenstaatliche Han-
deln des Sicherheitsrats schlägt auf die Ebene des 
Individuums durch. Politisches Kalkül des Rates in 
seiner ihm eigenen Ermessensfreiheit kollidiert mit 
dem Anspruch des Einzelnen auf eine Behandlung 
gemäß rechtsstaatlicher Normen und Regularien.

Wegen der bestehenden Rechtsunsicherheit sind 
UN-Mitgliedstaaten deutlich zurückhaltender bei 
neuen Anträgen. Insofern ist die Legitimität des Ver-
fahrens auch Voraussetzung für die Effektivität des 
Sanktionsregimes.

Über den Faktor Legitimität hinaus sind zwei 
weitere Kriterien für eine Bewertung der Effektivität 
des Sanktionsregimes heranzuziehen: Die Zielgenau
igkeit und die wirksame Umsetzung der Sanktions-
maßnahmen. Zwar steht der Faktor Legitimität ge-
genwärtig mit Recht im Vordergrund, die Effektivität 
und damit die Akzeptanz des Sanktionsregimes be-
ruhen letztlich auf dem ausgewogenen Zusammen-
wirken dieses Faktorenbündels. Diese Maxime war 
richtungsweisend für den deutschen Vorsitz im Sank-
tionsausschuss.

Erste Reformmaßnahmen

Als Deutschland Anfang 2011 im Zuge seiner zwei-
jährigen Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat den 
Vorsitz im damaligen Al-Qaida/Taliban-Sanktions-
ausschuss übernahm, waren vor allem unter dem 
vorausgegangenen Vorsitz Österreichs wichtige Re-
formschritte zur Stärkung rechtsstaatlicher Grund-
sätze im Sanktionsverfahren initiiert oder bereits 
abgeschlossen worden. Im Jahr 2008 erteilte der Si-
cherheitsrat mit Resolution 1822 dem Al-Qaida/Tali-
ban-Sanktionsausschuss den Auftrag, innerhalb von 
zwei Jahren sämtliche Eintragungen auf der Konsoli-
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dierten Liste (damals insgesamt 488) zu überprüfen, 
vor allem mit Blick auf mögliche Streichungen. Der 
Vorgang wurde termingerecht Mitte 2010 abge-
schlossen und führte dazu, dass insgesamt 45 Ein-
tragungen von der Liste gestrichen wurden. Die 
Resolution verfügte zudem, dass die Eintragungen 
künftig alle drei Jahre überprüft werden müssen.

Im Jahr 2009 richtete der Sicherheitsrat mit Re-
solution 1904 das Büro der Ombudsperson im UN-
Sekretariat ein. Die Ombudsperson wurde beauf-
tragt, Anträge auf Streichungen entgegenzunehmen, 
sie informationell in umfassender Weise aufzuberei-
ten und schließlich dem Sanktionsausschuss einen 
ausführlichen Bericht zum jeweiligen Antrag mit ein-
schlägigen Bemerkungen (observations) vorzulegen. 
Zwar lag die Entscheidung über den Antrag weiter-
hin beim Sanktionsausschuss, die Ombudsperson 
brachte im Entlistungsverfahren gegenüber der im 
Jahr 2006 mit Resolution 1730 eingerichteten Ko-
ordinierungsstelle (focal point) dennoch einen we-
sentlichen Fortschritt: Die Koordinierungsstelle, die 
für die länderbezogenen Sanktionsregime weiterbe-
steht, nahm zwar Anträge auf Streichung von Perso-
nen und Organisationen entgegen, leitete diese aber 
lediglich an die jeweiligen Pass- und Wohnstaaten 
sowie an den Staat weiter, der die Aufnahme bean-
tragt hatte; in deren Ermessen lag es, dem Sankti-
onsausschuss einen Antrag auf Streichung zu unter-
breiten. Mit Einrichtung des Büros der Ombuds- 
person gelangt nun jeder Entlistungsantrag vor den 
Sanktionsausschuss; die ›Türsteher‹-Funktion einzel-
ner Staaten wurde beseitigt und das Entlistungsver-
fahren somit ›individualisiert‹; der direkte Zugang 
betroffener Personen und Organisationen zum Al-
Qaida/Taliban-Sanktionsausschuss war nun proze-
dural gewährleistet.

Reformen unter deutschem  
Vorsitz 2011/2012

Dieser Reformkurs wurde unter deutschem Vorsitz 
in zweifacher Hinsicht fortgeführt und gestärkt:

n	 Das Sanktionsregime wurde getrennt in einen Al-
Qaida-Sanktionsausschuss gemäß den Resoluti-
onen 1267 und 1989 sowie einen Taliban-Sank-
tionsausschuss gemäß Resolution 1988.

n	 Das auf das Al-Qaida-Sanktionsregime beschränk
te Büro der Ombudsperson wurde substanziell 
aufgewertet und seine Kompetenzen ausgewei-
tet.

Nach Übernahme des Vorsitzes im Al-Qaida/Tali-
ban-Sanktionsausschuss hatte die deutsche Ständige 
Vertretung bei den UN in New York im Juni 2011 
ein Seminar veranstaltet, das sich vorrangig mit der 
Zielorientierung des Sanktionsregimes befasste. Da-
bei stand die Frage im Mittelpunkt, ob der transna-
tionale, islamistisch inspirierte Terrorismus weiter-

hin auf eine gemeinsame Urheberschaft von Al-Qaida 
und den Taliban zurückzuführen sei. Vor allem un-
ter Hinweis auf die im Gegensatz zu Al-Qaida ein-
deutig national ausgerichtete Agenda der Taliban 
wurde diese Frage von den versammelten Expertin-
nen und Experten im Grundsatz verneint. Es gibt 
über die Regionen verstreute Al-Qaida-Ableger wie 
›Al-Qaida auf der arabischen Halbinsel‹ oder ›Al-
Qaida im islamischen Maghreb‹; ähnliche Verzwei-
gungen gibt es bei den Taliban nicht.

Taliban-Sanktionsausschuss

Am 17. Juni 2011 richtete der Sicherheitsrat mit Re-
solution 1988 ein eigenes Taliban-Sanktionsregime 
ein, das analog zu anderen, länderbezogenen Sank-
tionsinstrumenten zur Überwindung innerstaatlicher 
Konflikte und zu nationaler Aussöhnung beitragen 
soll. Der Taliban-Sanktionsausschuss, der unter deut-
schem Vorsitz eingerichtet wurde, arbeitet mit die-
ser Zielrichtung eng mit der afghanischen Regierung 
zusammen, für die die Entlistung aussöhnungswil-
liger und kooperativer Taliban Priorität hat. Mit der 
Einsetzung einer Kontaktgruppe in Kabul, der ne-
ben Mitgliedern des Sicherheitsrats einschlägige af-
ghanische Ministerien und Behörden angehören, soll 
zielführende Kooperation erleichtert werden. Die 
Mitwirkungsmöglichkeiten der afghanischen Regie-
rung wurden im Jahr 2012 durch die Folgeresolution 
2082 erweitert.

Al-Qaida-Sanktionsausschuss

Im Al-Qaida-Sanktionsregime, das unter der eben-
falls am 17. Juni 2011 verabschiedeten Resolution 
1989 fortgeschrieben wurde, sind deutliche Fort-
schritte bei der Stärkung rechtsstaatlicher Grund-
sätze zu verzeichnen, dies vor allem durch eine Auf-
wertung des Büros der Ombudsperson.

Deren Berichte an den Sanktionsausschuss zu Ent-
listungsanträgen enthalten nun nicht mehr bloße 
Bemerkungen, sondern Empfehlungen (recommen-
dations). Diese Änderung in der Diktion ist von sank-
tionspolitischem Gewicht: Eine Empfehlung der Om-
budsperson auf Streichung kann vom Ausschuss nur 
dann zurückgewiesen werden, wenn innerhalb von 
60 Tagen dazu ein Konsens hergestellt wird. Alterna-
tiv kann auf Antrag eines Ausschussmitglieds, das 
die Empfehlung auf Streichung ablehnt, der Sicher-
heitsrat angerufen werden. Dieser entscheidet dann 
mit der üblichen Mehrheit von neun Stimmen bei 
Wahrung des Vetorechts der ständigen Mitglieder; 
von dieser Möglichkeit ist bislang noch kein Ge-
brauch gemacht worden.

Bis Ende 2012 gingen beim Büro der Ombuds-
person 36 Entlistungsanträge ein; über 21 davon 
wurde entschieden, und bei 20 kam es zur Entlis-
tung. Zu erwähnen ist, dass Jassin Kadi, der nach 
wie vor die europäische Gerichtsbarkeit beschäftigt, 
am 5. Oktober 2012 über das Ombudsverfahren von 
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   5  Vgl. Peter Wallensteen/Helena Grusell, Targeting the Right Tar-

gets? The UN Use of Individual Sanctions, Global Governance, 18. Jg., 

2/2012, S. 207–230. Zur Wirksamkeit von Sanktionen generell siehe 

Peter Rudolf, Sanktionen in der internationalen Politik. Zum Stand 

der Forschung, SWP-Studie S 30, Berlin November 2006.

   6  Jeder UN-Mitgliedstaat kann einen Antrag auf Entlistung stellen, 

die Hürde des Negativkonsenses für eine Ablehnung besteht jedoch 

nur bei Anträgen von ›designating states‹.

der Al-Qaida-Sanktionsliste gestrichen wurde. Diese 
Hürde, dass sich alle Staaten über die Ablehnung 
eines Entlistungsantrags einig sein müssen, wurde 
auch für entsprechende Vorlagen von UN-Mitglied-
staaten eingerichtet, die den Antrag auf Aufnahme 
ursprünglich gestellt hatten (designating states).6

Entlistungsanträge erforderten bis zur Verabschie-
dung von Resolution 1989 die einstimmige Annah-
me durch den Sanktionsausschuss. Nun verlangt ihre 
Ablehnung nach entsprechender Empfehlung der Om-
budsperson Einstimmigkeit im Gremium. Die Um-
kehr von Positivkonsens in Negativkonsens, ist sie 
nur eine formale Spielerei?

Bei genauerem Hinsehen gelang hier dem Sicher-
heitsrat – ob gewollt oder nicht – ein Kunststück: 
Die Möglichkeit zur Gewährung wirksamer Ver-
fahrensrechte für gelistete Personen und Organisa-
tionen wurde gestärkt, ohne das klassische Selbstver-
ständnis des Sicherheitsrats zu beeinträchtigen – eines 
Organs, dessen Mitglieder Entscheidungen in ers-
ter Linie nach politischem Interesse und in eigenem 
Ermessen fällen. Denn diese Entscheidungsfreiheit, 
die sich bei Positivkonsens zulasten eines Antrags 
auf Entlistung ausgewirkt hatte, arbeitet unter Ne-
gativkonsens zugunsten einer Streichungsempfeh-
lung.

Der im Jahr 2008 mit Resolution 1822 eingelei-
tete, im Folgejahr mit Resolution 1904 verfeinerte 
Überprüfungsprozess wurde weitergeführt. So sind 
in sechsmonatigem Turnus Eintragungen von Perso-
nen zu überprüfen, die mangelhafte Daten zur Iden-
tifizierung enthalten; als Mindestanforderung wer-
den Angaben zum vollen Namen, Geburtsort und 
-datum sowie zur Nationalität der Person erwartet.

Im gleichen Turnus werden Eintragungen zu Per-
sonen überprüft, die Berichten zufolge verstorben 
sind (reportedly deceased). Bei Personen, die dem Al-
Qaida-Aufruf zum ›globalen Dschihad‹ folgten, sind 
sichere Erkenntnisse zu ihrem Ableben oder gar eine 
Sterbeurkunde kaum beizubringen. Der Sanktions-
ausschuss begnügt sich daher mit einer offiziellen 
Erklärung dieses Inhalts vonseiten des Pass- oder 
Wohnstaats. Für Organisationen, die Berichten zu-
folge nicht mehr existieren (defunct entities), gelten 
entsprechende Überprüfungsprozeduren.

Bei Entlistungen in solchen Fällen ist die Frage der 
Vererbung oder des Transfers der freigegebenen Ver-
mögenswerte zu überprüfen, die natürlich nicht er-
neut für die Unterstützung terroristischer Handlun-
gen verwendet werden sollen. Diese Problematik 
erwies sich als besonders gravierend im Fall Osama 
bin Ladens, der nach seinem Tod am 2. Mai 2011 
erst am 21. Februar 2013 von der Liste gestrichen 
wurde. Absatz 32 der Resolution 2083 vom 17. De-
zember 2012 forderte unter Verweis auf die einschlä-
gige Regelung in Resolution 1373 besondere Sorg-
falt bei der Freigabe von Vermögenswerten nach 
einer Entlistung Osama bin Ladens. 

Diese Regularien, obwohl sie nicht zwingend zu 
Streichungen führen, tragen dennoch zur Sensibili-
sierung der Arbeit des Ausschusses und zur Dyna-
misierung des Sanktionsverfahrens bei – ganz im 
Sinne ständiger Anpassung der Sanktionsliste an die 
terroristische Bedrohungslage (living list).

Hier ist ein Verweis auf die Kernaufgabe des Al-
Qaida-Sanktionsregimes angebracht. Die Maxime 
der Prävention, also das grundlegende Mandat des 
Sanktionsausschusses, setzt auf Selbstkorrekturen, 
auf Distanzierung vom Terrorismus, die bei den auf 
der Liste stehenden Personen oder Organisationen 
durch die Sanktionen ausgelöst werden sollen. Es ist 
nur konsequent, solche Verhaltensänderungen durch 
regelmäßige Überprüfungen zu verifizieren. Schließ-
lich sind sie es, die den Erfolg der Sanktionsmaß-
nahmen erweisen; ein andauerndes Verbleiben auf 
der Liste käme einem Eingeständnis des Scheiterns 
der Sanktionspolitik gleich. So gesehen müsste es das 
Anliegen des Sanktionsausschusses sein, möglichst 
rasch möglichst viele Namen von der Liste zu strei-
chen.

Die Aufwertung des Ombudsverfahrens liegt ganz 
auf der Linie der Dynamisierung der Ausschussar-
beit im Allgemeinen und der Wiederbelebung des 
Präventionsgedankens im Besonderen: Die Distan-
zierung vom Al-Qaida-Netzwerk ist für die Om-
budsperson das entscheidende Kriterium bei der 
Bewertung von Anträgen auf Entlistung.

Ausblick

Im Vorfeld der im Dezember 2012 anstehenden Ver-
längerung der Mandate für den Al-Qaida- und den 
Taliban-Sanktionsausschuss veranstaltete die deut-
sche Ständige Vertretung ein Expertenseminar. Die 
Diskussion über das Al-Qaida-Sanktionsregime be-
handelte drei Schwerpunkte:
1.	 Bedrohung durch den Al-Qaida-Komplex
2.	 Al-Qaida-Bedrohung begegnen: Umsetzung der 

Sanktionen verbessern
3.	 Das Büro der Ombudsperson: Standards für die 

Überprüfung klären
Damit wurden die Aspekte behandelt, die aus Sicht 
des deutschen Vorsitzes die Effektivität des Sankti-
onsregimes ausmachen: Zielgenauigkeit, wirksame 
Umsetzung, Legitimität der Sanktionsmaßnahmen.
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Zu 1. Herausragendes Merkmal bei der vom Al-
Qaida-Komplex ausgehenden Bedrohung, so die Ein-
schätzung der Expertinnen und Experten, ist die Di-
versifizierung der Terrorstrukturen, sowohl in regio- 
naler Hinsicht als auch beim Täterprofil. Beim Auf-
treten der von Al-Qaida inspirierten Terrorgruppen, 
etwa in Jemen, Somalia, in der Maghreb/Sahel-Re-
gion oder in Nordnigeria, sei zu beobachten, dass 
Elemente der Al-Qaida-typischen Ideologie des ›glo-
balen Dschihad‹ sich vermengen mit regionalen oder 
lokalen Konflikten. Der Einfluss der Führung der 
›Kern‹-Al-Qaida auf die operativen Planungen und 
Aktionen dieser Gruppen sei gering, ihr Vorgehen 
erfolge im Wesentlichen nach eigener Interessenla-
ge. Symptomatisch für die nachlassende organisa-
torische Kohärenz im Al-Qaida-Komplex ist auch 
das Auftreten eines neuen Tätertyps, des sich oft über 
das Internet selbst-radikalisierten sogenannten Ein-
samer-Wolf-Terroristen.

Zu 2. Diese Entwicklungen, so die Auffassung 
im Expertenkreis, erschweren die effektive Umset-
zung gezielter Sanktionen. Die zunehmende regio-
nale Fragmentierung und der abnehmende organisa-
torische Zusammenhalt machten die Feststellung 
des ›Verbunden mit‹-Standards (associated with) 
schwieriger, welcher das entscheidende Kriterium 
für die Aufnahme in die Sanktionsliste ist. Gerade 
für den Bereich der Terrorfinanzierung dürfte es 
(noch) komplizierter werden, entsprechende Nach-
weise zu führen. Angesichts dieser geänderten Situa-
tion sollte die sanktionspolitische Grundfrage gestellt 
werden, ob der Al-Qaida-Komplex noch unter dem 
gemeinsamen Dach des 1267/1989-Sanktionsregimes 
adäquat erfasst werden kann oder ob nicht viel-
mehr spezifische länderbezogene Sanktionsregime die 
Bedrohungslage besser reflektieren würden.

Zu 3. Nach einhelliger Auffassung der Seminar-
teilnehmer leistet das Büro der Ombudsperson ei-
nen wichtigen Beitrag zur Förderung rechtsstaatli-
cher Grundsätze im Sanktionsverfahren; die Akzep- 
tanz der Sanktionsmaßnahmen und damit letztlich 
ihre Wirksamkeit würden dadurch gestärkt.

Folgende Prinzipien sollten, so der Tenor der Dis-
kussion, richtungsweisend für die Arbeit der Om-
budsperson sein:
n	 Personen und Organisationen sollten nur dann 

auf der Liste aufgeführt sein, wenn sie wissent-
lich und absichtlich (knowingly and intentional
ly) mit dem Al-Qaida-Netzwerk in Verbindung 
stehen.

n	 Die Ombudsperson sollte auch künftig ihre Emp-
fehlungen nur auf diejenigen Informationen stüt-
zen, die ihr zur Verfügung gestellt werden; bei 
Informationsverweigerung durch Mitgliedstaa-
ten stärkt diese Regelung tendenziell einen An-
tragsteller auf Entlistung.

n	 Bei der Frage der Zulässigkeit von Informatio-
nen, die unter Folter oder Anwendung anderer 

illegaler Methoden zustande kommen, schwankte 
die Diskussion zwischen kategorischer Ablehnung 
und einer pragmatischeren Sichtweise. Nach Auf-
fassung der deutschen Vertreter würde die Zu-
lässigkeit unter Folter erlangter Informationen 
die Anwendung eben solcher Methoden fördern 
und die Glaubwürdigkeit des Sanktionsregimes 
untergraben.

Einige Seminarteilnehmer warfen die Frage auf, war-
um nur den auf der Al-Qaida-Sanktionsliste aufge-
nommenen Personen und Organisationen die Mög-
lichkeit eröffnet ist, über die Ombudsperson die Strei- 
chung von der Liste  zu betreiben; eine Ausweitung 
des Mandats der Ombudsperson auf andere UN-
Sanktionsregime sei in Erwägung zu ziehen.

Implizit wird hier deutlich, dass das Al-Qaida-
Sanktionsregime im Vergleich zu anderen UN-Sank-
tionsregimen bei der Anwendung rechtsstaatlicher 
Verfahrensweisen nun am fortschrittlichsten ist – 
ein Merkmal, das auch mit seinen Eigenheiten zu-
sammenhängt.

Eigenheiten des Al-Qaida-Sanktionsregimes

Erstens handelt der Al-Qaida-Sanktionsausschuss 
nicht isoliert. Er ist eingebunden in die politischen 
Rahmenbedingungen, die Handlungsoptionen bei 
der Terrorabwehr vorzeichnen, dabei auch gewissen 
Präferenzen wie etwa der Sicherheitsvorsorge Vor-
schub leisten. Bemüht man die vermeintliche, freilich 
unechte Polarität von Sicherheit und Freiheit, so 
überrascht es nicht, dass nach den Anschlägen vom 
11. September 2001 das Pendel stark in Richtung 
Sicherheitsvorsorge ausschlug;7 diese Aktionsrich-
tung zeigte sich generell beim Aus- und Umbau der 
Sicherheitsarchitektur in vom Al-Qaida-Terrorismus 
betroffenen Staaten. Inzwischen hat sich im Anti-
Terror-Diskurs ganz überwiegend die Erkenntnis 
durchgesetzt, dass Sicherheit und Rechtsstaatlich-
keit keine gegensätzlichen, sondern komplementäre 
Elemente effektiver Terrorabwehr sind und sein müs-
sen. Wenn etwa aus Furcht vor Klagen keine Lis-
tungsanträge mehr gestellt werden, führt sich das 
Sanktionsregime ad absurdum.

Zweitens weisen die rechtsstaatlichen Defizite im 
Sanktionsverfahren, besonders akzentuiert durch die 
Welle der Aufnahmeanträge nach den Anschlägen 
vom 11. September 2001, auch auf systemische Un-
stimmigkeiten hin. Von seinem Selbstverständnis 
her handelt der Sicherheitsrat als zwischenstaatliches 
Organ nach politischem Ermessen, das nicht justi-
ziabel ist; durch die Verhängung gezielter Sanktio-
nen greift er jedoch in den Grundrechtsbestand 
von Personen und Organisationen ein, die einen 
Anspruch auf Wahrung rechtsstaatlicher Prinzipi-
en haben. Der Sicherheitsrat in Gestalt des Sankti-
onsausschusses tritt hier als Exekutivinstanz auf, 
die im Gegensatz zu entsprechenden einzelstaatli-
chen Organen keiner Gerichtsbarkeit unterworfen 
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   7  Vgl. Thomas Gehring/Thomas Dörfler, Division of Labour and Rule-

based Decision-making within the UN Security Council. The Al-Qai-

da/Taliban Sanctions Regime. (Unveröffentlichtes Manuskript, vor-

gelegt am Lehrstuhl für Internationale Beziehungen der Universität 

Bamberg). Die Autoren geben an, dass die Anzahl der Eintragungen 

von sieben im Jahr 2000 auf 397 im Jahr 2003 anstieg.

   8  Diese Unterschiedlichkeit mag auch der Grund dafür sein, dass 

Wallensteen/Grusell, a.a.O. (Anm. 5) das Al-Qaida-Sanktionsregime 

von ihrer Betrachtung ausnehmen.

   9  Vgl. Gehring/Dörfler, a.a.O. (Anm. 7).

ist. Das Prinzip politischer Ermessensfreiheit trifft 
im Al-Qaida-Sanktionsregime unvermittelt auf den 
individuellen Anspruch auf Rechtssicherheit – dies 
übrigens im Gegensatz zur allgemeinen Anti-Terror-
Resolution 1373 aus dem Jahr 2001, die die UN-
Mitgliedstaaten als Akteure bei der Bekämpfung des 
Terrorismus anspricht und verantwortlich macht.

Eine dritte Besonderheit des Al-Qaida-Sankti-
onsregimes wirkt sich gleichermaßen zuungunsten 
gelisteter Personen und Organisationen aus und ver-
stärkt ihren Status als ›Quasi-Geächtete‹. Im Unter-
schied zu den länderbezogenen Sanktionsregimen, 
mit deren Hilfe eine Beilegung innerstaatlicher Kon-
flikte erreicht werden soll, steht das Al-Qaida-Sankti-
onsregime außerhalb eines politischen Prozesses. 
Al-Qaida als substaatlich strukturiertes, transnati-
onal agierendes Netzwerk mit abstruser Program-
matik kann nicht als Akteur im internationalen Sys-
tem fungieren; es ist, wenn man so will, nicht satis- 
faktionsfähig.8 Während etwa im Fall des Taliban-
Sanktionsregimes die afghanische Regierung im Zuge 
der Aussöhnungsbemühungen Streichungen bean-
tragt, dem Regime also eine politische Dynamik ver-
leiht, ist die originäre Al-Qaida-Liste eher statisch. 
Die dort aufgeführten Personen sind in dem Sinne 
tatsächlich staatenlos, als sie für keinen UN-Mit-
gliedstaat ein politischer Faktor sind, um den man 
sich bemühen sollte – hier durch Antrag auf Strei-
chung von der Liste.

Diese Besonderheiten führten dazu, dass das Sank-
tionsregime, eingerichtet mit dem Ziel der Prävention, 
faktisch strafenden Charakter annahm. Dieses Ab-
driften blieb nicht unbemerkt: Betrachtet man die 
Entwicklung im Sanktionsregime seit seiner Einset-
zung im Jahr 1999, so kann man gewisse Abschnit-
te ausmachen. Jüngste Studien erkennen in dieser 
Abfolge eine zunehmende ›Verregelung‹ des Sankti-
onsverfahrens, durch welche die Ermessensfreiheit 
der Ausschussmitglieder als handlungsleitender Fak-
tor konterkariert, ausgeglichen und tendenziell re-
guliert wird.9 Diese Entwicklung wurde angesto-
ßen und getragen von der zunehmenden Kritik am 
Sanktionsregime, auf die der Sicherheitsrat, vielleicht 
etwas zögerlich, doch letztlich mit angemessener An-
passungsbereitschaft reagiert hat.

Bestimmte Resolutionen des Sicherheitsrats kön-
nen als Wegmarken dieser Entwicklung herangezo-
gen werden: Resolution 1617 aus dem Jahr 2005, 
die mit dem ›Verbunden mit‹-Standard genauere Kri-
terien für die Aufnahme in die Liste vorgab, sowie 
die Resolutionen 1730, 1904 und 1989, die über die 
Koordinierungsstelle und die Einrichtung und Stär-
kung des Büros der Ombudsperson erstmals direk-
te Abhilfemöglichkeiten für aufgeführte Personen 
und Organisationen geschaffen, später erweitert ha-
ben. Mit Resolution 2083 vom 17. Dezember 2012 
wurde das Mandat der Ombudsperson auf  30 Mo-
nate verlängert und somit weiter gestärkt.

Abschließend stellt sich die Frage, wie der deutsche 
Vorsitz im Al-Qaida-Sanktionsausschuss 2011/2012 
mit Blick auf die Entwicklungen im Sanktionsver-
fahren einzuordnen und zu bewerten ist.

Unter den Kriterien für ein effektives Sanktions-
regime, das sich für den Bereich der EU der gericht-
lichen Überprüfbarkeit der Umsetzung der Sankti-
onen ausgesetzt sieht, kam dem Faktor Legitimität 
vorrangige Bedeutung zu. Entscheidend dafür ist, 
dass das Ombudsverfahren gefestigt wird, was mit 
der nun erfolgten Festschreibung seiner Regularien 
und der Erweiterung der Mandatsdauer erreicht sein 
dürfte. Dies bedeutet allerdings nicht, dass das Ver-
fahren nicht noch ausgebaut und verfeinert werden 
könnte; hier wird es für die folgenden Vorsitze aus-
reichend zu tun geben, insbesondere bei der Frage 
einer Ausweitung des Ombudsverfahrens auf andere 
UN-Sanktionsregime. Ein fest etabliertes Ombuds-
verfahren fördert auch die Zielgenauigkeit des Sank-
tionsregimes, nicht nur durch die Überprüfung ein-
zelner Eintragungen, sondern auch durch die Wei- 
terentwicklung von Standards, die für die Aufnah-
me in die Liste relevant sind – ein willkommenes 
Nebenprodukt der Ombudsarbeit. Zielgenauigkeit 
heißt auch Trennschärfe, für deren Beachtung sich 
der deutsche Vorsitz eingesetzt hat; denn mancher-
orts besteht die Neigung, Dissidenz und Terrorismus 
gleichzusetzen.

Mit der Stärkung vor allem von Legitimität und 
Zielgenauigkeit dürfte das Al-Qaida-Sanktionsre-
gime während des deutschen Vorsitzes weiter an 
Effektivität und Akzeptanz gewonnen haben.
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Beitragsschlüssel für den Haushalt  
der Vereinten Nationen 2013 bis 2015 
(UN-Dok. A/RES/67/238 v. 24.12.2012)

Mitgliedstaat Prozent
Vereinigte Staaten 22,000
Japan 10,833
Deutschland 7,141
Frankreich 5,593
Großbritannien 5,179
China 5,148
Italien 4,448
Kanada 2,984
Spanien 2,973
Brasilien 2,934
Russland 2,438
Australien 2,074
Korea (Republik) 1,994
Mexiko 1,842
Niederlande 1,654
Türkei 1,328
Schweiz 1,047
Belgien 0,998
Schweden 0,960
Polen 0,921
Saudi-Arabien 0,864
Norwegen 0,851
Österreich 0,798
Dänemark 0,675
Indien 0,666
Griechenland 0,638
Venezuela 0,627
Vereinigte Arabische Emirate 0,595
Finnland 0,519
Portugal 0,474
Argentinien 0,432
Irland 0,418
Israel 0,396
Tschechien 0,386
Singapur 0,384
Südafrika 0,372
Iran 0,356
Indonesien 0,346
Chile 0,334
Malaysia 0,281
Kuwait 0,273
Ungarn 0,266
Kolumbien 0,259
Neuseeland 0,253
Thailand 0,239
Rumänien 0,226
Katar 0,209
Slowakei 0,171
Philippinen 0,154
Libyen 0,142
Algerien 0,137
Ägypten 0,134
Kroatien 0,126
Kasachstan 0,121
Peru 0,117
Oman 0,102
Slowenien 0,100
Ukraine 0,099
Nigeria 0,090
Pakistan 0,085
Luxemburg 0,081
Litauen 0,073
Kuba 0,069
Irak 0,068
Marokko 0,062

Mitgliedstaat Prozent
Suriname 0,004
Kambodscha 0,004
Mali 0,004
Papua-Neuguinea 0,004
Südsudan 0,004
Fidschi 0,003
San Marino 0,003
Nicaragua 0,003
Swasiland 0,003
Benin 0,003
Burkina Faso 0,003
Kongo (Demokratische Republik) 0,003
Haiti 0,003
Madagaskar 0,003
Mosambik 0,003
Mongolei 0,003
Moldau 0,003
Tadschikistan 0,003
Simbabwe 0,002
Antigua und Barbuda 0,002
Tschad 0,002
Niger 0,002
Kirgisistan 0,002
Laos 0,002
Malawi 0,002
Mauretanien 0,002
Ruanda 0,002
Timor-Leste 0,002
Lesotho 0,001
Seychellen 0,001
Guinea 0,001
Belize 0,001
Kap Verde 0,001
Dominica 0,001
Grenada 0,001
Guyana 0,001
Marshallinseln 0,001
Mikronesien 0,001
Nauru 0,001
Palau 0,001
St. Kitts und Nevis 0,001
St. Lucia 0,001
St. Vincent und die Grenadinen 0,001
Tonga 0,001
Bhutan 0,001
Burundi 0,001
Zentralafrikanische Republik 0,001
Komoren 0,001
Dschibuti 0,001
Eritrea 0,001
Gambia 0,001
Guinea-Bissau 0,001
Kiribati 0,001
Liberia 0,001
Malediven 0,001
Samoa 0,001
São Tomé und Príncipe 0,001
Sierra Leone 0,001
Salomonen 0,001
Somalia 0,001
Togo 0,001
Tuvalu 0,001
Vanuatu 0,001

Gesamt 100,000

Mitgliedstaat Prozent
Belarus 0,056
Uruguay 0,052
Zypern 0,047
Bulgarien 0,047
Lettland 0,047
Dominikanische Republik 0,045
Trinidad und Tobago 0,044
Ecuador 0,044
Libanon 0,042
Vietnam 0,042
Estland 0,040
Serbien 0,040
Aserbaidschan 0,040
Costa Rica 0,038
Bahrain 0,039
Tunesien 0,036
Syrien 0,036
Island 0,027
Guatemala 0,027
Brunei Darussalam 0,026
Panama 0,026
Sri Lanka 0,025
Jordanien 0,022
Gabun 0,020
Turkmenistan 0,019
Bahamas 0,017
Botswana 0,017
Bosnien-Herzegowina 0,017
El Salvador 0,016
Malta 0,016
Usbekistan 0,015
Ghana 0,014
Kenia 0,013
Mauritius 0,013
Kamerun 0,012
Monaco 0,012
Jamaika 0,011
Côte d’Ivoire 0,011
Albanien 0,010
Angola 0,010
Bangladesch 0,010
Sudan 0,010
Jemen 0,010
Namibia 0,010
Äquatorialguinea 0,010
Äthiopien 0,010
Paraguay 0,010
Myanmar 0,010
Liechtenstein 0,009
Tansania 0,009
Bolivien 0,009
Barbados 0,008
Honduras 0,008
Andorra 0,008
Mazedonien 0,008
Georgien 0,007
Armenien 0,007
Korea (Demokratische Volksrepublik) 0,006
Nepal 0,006
Senegal 0,006
Uganda 0,006
Sambia 0,006
Montenegro 0,005
Afghanistan 0,005
Kongo (Republik) 0,005
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Mitglied-
staat

2007–
2009   

2010– 
2012

2013– 
2015

Ände-
rung

USA 22,0 22,0 22,0 -

Japan 16,624 12,530 10,833 -1,697

Deutschland 8,577 8,018 7,141 -0,877
Großbritan-
nien 6,642 6,604 5,179 -1,425

Frankreich 6,301 6,123 5,593 -0,530

China 2,667 3,189 5,148 +1,959

Brasilien 0,876 1,611 2,934 +1,323

Russland 1,200 1,602 2,438 +0,836

Indien 0,450 0,534 0,666 +0,132

EU 38,857 38,992 34,889 -4,103

Am 24. Dezember 2012 verabschiedeten 
die UN-Mitgliedstaaten in Resolution 
A/RES/67/238 den Beitragsschlüssel für 
die Aufteilung der Ausgabenlast der Ver-
einten Nationen für den Zeitraum 2013–
2015. Er wurde ohne förmliche Abstim-
mung angenommen. Die im Jahr 2000 
festgelegte Methode zur Berechnung des 
Schlüssels (A/RES/55/5 B) behielt ihre 
Gültigkeit. Die Tabelle (S. 126) führt die 
193 Mitgliedstaaten nach der Höhe ihrer 
Beitragssätze in absteigender Reihenfolge 
auf. Bei gleichen Prozentsätzen werden 
die Staaten alphabetisch sortiert. 

Der Trend der vergangenen Jahre setzt 
sich fort: Im Vergleich zum Schlüssel 
2010–2012 sind die Beitragssätze der 
großen Zahler Japan, Deutschland, Groß-
britannien und Frankreich weiter gesun-
ken, während die Beitragssätze der gro-
ßen Schwellenländer Brasilien, Russland, 
Indien, China und einigen anderen Staa-
ten weiter stiegen. 

Der Anteil der am geringsten veranlag-
ten Staaten hat weiter abgenommen: Nur 
noch 35 (statt vorher 40) der 193 Mit-
gliedstaaten entrichten den Mindestsatz 
von 0,001 Prozent. 23 Staaten, neun mehr 
als im Vorjahreszeitraum, zahlen daher 
nun einen größeren Anteil von 0,002 oder 
gar 0,003 Prozent. 17 Staaten entrichten 
mehr als 1,0 Prozent des Haushalts und 
übernehmen damit gemeinsam 82,508 
Prozent (vorher waren es 84,733 Prozent) 
des Gesamthaushalts. Die drei größten 
Beitragszahler, die Vereinigten Staaten, 
Japan und Deutschland, werden im Zeit-
raum 2013–2015 gemeinsam nur noch 
mit 39,974 Prozent in die Pflicht genom-
men (2004–2006: 50,130 Prozent). Damit 

hat sich die kumulierte Beitragslast der 
drei Staaten in einem Jahrzehnt um 10,156 
Prozentpunkte verringert. Danach folgen 
Frankreich und Großbritannien. Frank-
reich liegt damit erstmals seit dem Jahr 
2001 wieder vor Großbritannien.  

Japans Beitragssatz verringerte sich 
aufgrund einer geringeren Wirtschafts-
leistung um 1,697 Prozentpunkte von 
12,530 (2010–2012) auf 10,833 Prozent. 
Deutschlands Beitragssatz ist um 0,877 
Prozentpunkte gesunken, von 8,018 Pro-
zent (2010–2012) auf 7,141 Prozent. Von 
den Staaten der Europäischen Union ist 
Deutschland das am höchsten, Malta mit 
0,016 Prozent das am niedrigsten veran-
lagte Mitglied. Gemeinsam tragen die 27 
EU-Mitglieder 34,889 Prozent der Bei-
tragslast, 4,103 Prozentpunkte weniger 
im Vergleich zu 2010–2012. 

Weiter vorgerückt, von Platz 8 auf 6 in 
der Tabelle, ist China. Dessen Beitragssatz 
erhöhte sich um 61 Prozent, also 1,959 
Prozentpunkte auf nunmehr 5,148 Pro-
zent. Innerhalb der letzten Dekade hat 
sich Chinas Finanzbeitrag für den Haus-
halt der Vereinten Nationen mehr als ver-
fünffacht (2000: 0,995 Prozent). Der Ab-
stand zwischen den beiden ständigen Mit- 
gliedern des Sicherheitsrats, China und 
Russland, hat sich für die gegenwärtige 
Gültigkeitsdauer etwas vergrößert: ob-
wohl Russland von Platz 15 auf Platz 11 
vorgerückt ist und 2,438 Prozent zahlt, 
zahlt China mehr als das Doppelte in den 
UN-Haushalt ein. Höchstveranlagtes 
Schwellenland ist nicht mehr Mexiko, 
sondern Brasilien mit 2,934 Prozent und 
dem höchsten Anstieg von 82 Prozent 
(1,323 Prozentpunkte) im Vergeich zum 
vorherigen Zeitraum. Brasiliens Beitrag 
ist damit erneut höher als der Russlands. 
Es rangiert auf Platz 10 und ist der am 
höchsten veranlagte Staat Lateinamerikas. 

Der höchste veranlagte Beitragszah-
ler Asiens ist, nach Japan und China, er-
neut die Republik Korea (Rang 13; 1,994 
Prozent). Mit deutlichem Abstand folgt 
Saudi-Arabien (0,864 Prozent). Danach 
kommt Indien. Neben China ist Indien 
die zweite Wirtschaftsmacht mit sehr ho-
hem Wachstum. Mit 0,666 Prozent ist es 
von Platz 27 auf Platz 25 vorgerückt. Nach 
wie vor an der Spitze der afrikanischen 
Länder steht Südafrika (Platz 36). Es trägt 
0,372 Prozent des Haushalts bei. Es fol-
gen Libyen (0,142 Prozent; Platz 50) 
und Algerien (0,137 Prozent; Platz 51). 

***
Zusätzlich zu den Pflichtbeiträgen zum 
ordentlichen Haushalt sind von den UN-
Mitgliedern außerdem Pflichtbeträge zur 
Finanzierung der Friedensoperationen der 
Vereinten Nationen (siehe Tabelle oben) 
zu zahlen. Dabei schlägt sich die besonde-
re Verantwortung der fünf ständigen Mit-
glieder des UN-Sicherheitsrats (China, 
Frankreich, Großbritannien, Russland, 
USA) für die Friedenssicherung auch in er-
höhten Beitragssätzen nieder. Pflichtbei-
träge sind auch für die beiden internatio-
nalen Strafgerichtshöfe für das ehemali- 
ge Jugoslawien und Ruanda zu zahlen; sie 
werden separat erhoben. Die Sonderor-
ganisationen besitzen eigene Rechtsper-
sönlichkeit und stellen eigene Haushalte 
auf; bei ihren Beitragsschlüsseln orientie-
ren sie sich an der Skala für den ordentli-
chen Haushalt der UN. Die freiwilligen 
Beiträge zu den Aktivitäten der Program-
me und Fonds (etwa UNDP, UNHCR 
oder UNRWA) werden außerhalb des or-
dentlichen Haushalts geleistet. 

Die letzten, zurückliegenden Beitragstabellen 

sind abgedruckt in: VN 2/2010, S. 78ff. (2010–

2012), VN, 3/2007, S. 116f. (2007–2009); VN, 2/2004, 

S. 52f. (2004–2006). Siehe auch Tabellen 

Deutschlands Beiträge zur Finanzierung des 

UN-Systems: www.dgvn.de/deutschlands_un-

finanzierung.html

Monique Lehmann · Anja Papenfuß

Nr. Mitgliedstaat 2013 2014–2015

1 Vereinigte 
Staaten 28,3835 28,3626

2 Japan 10,8330 10,8330

3 Frankreich 7,2159 7,2105

4 Deutschland 7,1410 7,1410

5 Großbritannien 6,6817 6,6768

6 China 6,6417 6,6368

7 Italien 4,4480 4,4480

8 Russland 3,1454 3,1431

9 Kanada 2,9840 2,9840

10 Australien 2,0740 2,0740

11 Spanien 2,9730 2,9730

12 Korea (Republik) 1,9940 1,9940

13 Niederlande 1,6540 1,6540

14 Schweiz 1,0470 1,0470

15 Belgien 0,9980 0,9980

Beitragssätze ausgewählter  
Mitgliedstaaten (in Prozent)

Die Änderungen (in Prozentpunkten) beziehen sich nur 
auf die Zeiträume 2013–2015 und 2010–2012.

Größte Beitragszahler für die  
UN-Friedenssicherung (in Prozent)

Quelle: UN Doc. A/67/224/Add.1 v. 27.12.2012.
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Vertrag über den Waffenhandel:  
Staatenkonferenz 18.–28. März 2013
n  Konferenz scheitert, dennoch Vertrag 

verabschiedet

Michael Brzoska · Ulrich Kühn

(Vgl. Michael Brzoska/Ulrich Kühn, Vertrag über 

den Waffenhandel: Staatenkonferenz 2.–27. Juli 

2012, VN, 5/2012, S. 223ff.)

Am 2. April 2013 verabschiedete die UN-
Generalversammlung den 28 Artikel um-
fassenden Vertrag über den Waffenhan-
del (Arms Trade Treaty – ATT). Dieser erste 
rechtlich bindende Vertrag zur Regulie-
rung des internationalen Handels mit kon-
ventionellen Waffen setzt weltweit gültige 
Standards für staatliche Waffengeschäfte 
und soll Transparenz und verantwortli-
ches Handeln der Staaten gewährleisten. 
Darüber hinaus soll der ATT verhindern, 
dass Waffen in die Hände von Terroris-
ten, Kriminellen oder Warlords geraten. 
Der Vertrag wurde mit großer Mehrheit 
von 154 UN-Mitgliedstaaten angenom-
men. Iran, Nordkorea und Syrien stimm-
ten dagegen; 23 Staaten, darunter die gro-
ßen Waffenexporteure China und Russ- 
land, enthielten sich (A/RES/67/234 B). 

Nur wenige Monate nach dem Schei-
tern der ersten Staatenkonferenz zur Aus-
handlung eines solchen Vertrags im Juli 
2012 wurde auf Grundlage des Vertrags-
entwurfs (UN Doc. A/CONF.217/CRP.1) 
vom 18. bis 28. März 2013 erneut in New 
York verhandelt. Diese zweite Staatenkon-
ferenz endete erneut ohne Konsens. Iran, 
Nordkorea und Syrien lehnten den Ver-
tragsentwurf ab. Dennoch entschied sich 
eine Koalition von 64 Staaten dazu, den 
Vertragsentwurf umgehend in die Gene-
ralversammlung zu bringen, wo er mit 
großer Mehrheit verabschiedet wurde. 

Dieses Ergebnis wurde durch drei Fak-
toren begünstigt: erstens durch einen 
straffen Verhandlungsprozess im März 
2013, zweitens durch das Vorliegen eines 

bereits weitgehend akzeptierten Entwurfs 
vom Juli 2012 und drittens durch große 
Kompromissbereitschaft einer Mehrzahl 
der Staaten.

Angesichts des engen Zeitrahmens war 
klar, dass eine Einigung nur auf der 
Grundlage des Juli-Entwurfs zu erreichen 
war. Trotzdem trugen zahlreiche Mitglied
staaten vielfältige Ansichten und Forde-
rungen an einen ATT vor. 

Welche Waffen?

Auch auf der zweiten Staatenkonferenz 
wurde immer noch heftig darüber gestrit-
ten, welche Waffenarten unter die Rege-
lungen des Vertrags fallen sollten. Weitge-
hende Einigkeit bestand darüber, sieben 
Kategorien schwerer Waffen (Kampfpan-
zer, gepanzerte Mannschaftswagen, groß-
kalibrige Artillerie, Kampfflugzeuge, 
Kampfhubschrauber, Kriegsschiffe, Ra-
keten und Raketenabschussgeräte) sowie 
eine achte Kategorie der kleinen und leich-
ten Waffen unter Kontrolle zu stellen 
(Art. 2 Abs. 1). Eine kleine Gruppe von 
Staaten, angeführt von den USA, sprach 
sich erneut gegen die Einbeziehung von 
Munition aus. Eine weitere Gruppe, zu der 
auch Russland gehörte, lehnte die Kon-
trolle von Technologie und Bauteilen ab. 
Zahlreiche Staaten, darunter Deutsch-
land, plädierten für eine breitere Defini-
tion einschließlich spezifischer Öffnungs-
klauseln für künftige Waffensysteme, die 
nicht ausdrücklich im Text genannt wer-
den, aber in ihrer Wirkung und Funkti-
onsweise den im Vertrag genannten Waf-
fensystemen ähneln.

Das Ergebnis ist ein Kompromiss, der 
gegenüber dem Stand vom Juli 2012 deut-
lich klarere, wenn auch materiell weitge-
hend identische Regelungen festschreibt. 
Während für die acht Waffenkategorien 
fünf in Artikel 2 Absatz 2 explizit auf-
geführte Aktivitäten (Ausfuhr, Einfuhr, 
Transit, Schiffstransport und Vermitt-
lung) kontrolliert werden sollen, wird bei 
Munition lediglich die Ausfuhr geregelt 
(Art. 3). Dementsprechend gibt es für den 
Import von Munition keine umfangrei-
chen Berichts- und Dokumentationspflich-
ten der an Waffentransfers beteiligten 
Staaten (Art. 12). Die Ausklammerung 

von Munitionseinfuhren war eine Kern-
forderung der amerikanischen Regierung, 
die sich in dieser Frage durchsetzen konn-
te – nicht jedoch bei der ebenfalls von 
ihr geforderten Ausnahme für die Ein-
fuhr von Kleinwaffen.

Darüber hinaus verbietet der Vertrag 
die Ausfuhr von Teilen und Komponenten 
für die acht genannten Waffenkategorien, 
wenn damit der Zusammenbau ermög-
licht wird (Art. 4). Diese Formulierung 
lässt einen breiten Interpretationsspiel-
raum zu.

Nicht unter den Vertrag fallen zahlrei-
che Güter, die laut deutschem Außenwirt-
schaftsrecht Rüstungsgüter sind. Dazu 
zählen Transporthubschrauber, unbewaff-
nete Drohnen oder Handgranaten. Gleich-
wohl werden die Vertragsparteien »ermu-
tigt«, die Vorschriften des Vertrags auf 
den größtmöglichen Kreis konventionel-
ler Waffen anzuwenden (Art. 5 Abs. 3). 
Der Vorschlag einiger Staaten wie Indien, 
die Liste der zu kontrollierenden Güter 
im Vertrag ausdrücklich auf die genann-
ten Kategorien zu begrenzen, wurde nicht 
berücksichtigt.

Ein weiterer strittiger Punkt betraf die 
Frage, ob nur Verkäufe oder auch unent-
geltliche Transfers von gelisteten Gütern 
erfasst werden sollten. Der Text lässt in 
Artikel 2 Absatz 2 beide Interpretatio-
nen zu und überlässt damit die Entschei-
dung den Mitgliedstaaten: Sie können ent-
scheiden, ob sie auch ›Waffengeschenke‹ 
mit ihren nationalen Kontrollsystemen 
erfassen oder nicht.

Verbote und Risikoabschätzung

Der ATT enthält einen abgestuften Kri-
terienkatalog für die Genehmigung von 
Waffenausfuhren. Verboten werden in Ar-
tikel 6 Waffenausfuhren, mit denen ein 
Staat gegen einschlägige internationale 
Verpflichtungen und Beschlüsse des Si-
cherheitsrats, insbesondere Waffenembar-
gos, verstoßen würde. Ebenfalls nicht ge-
stattet sind Genehmigungen, sollte der 
prüfende Staat davon Kenntnis haben, 
dass die Waffen zu schweren Verstößen 
gegen das humanitäre Völkerrecht ein-
gesetzt werden sollen. Der Katalog der 
absoluten Verbote ist damit recht kurz. 

Politik und  
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Vor allem die Einschränkung auf ledig-
lich bestimmte Regelungen des humani-
tären Völkerrechts (wie Völkermord, Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen) sowie die Begrenzung 
auf Kenntnisse zum Zeitpunkt der Ge-
nehmigung (und nicht der tatsächlichen 
Ausfuhr) wurden kontrovers diskutiert. 

Für fünf weitere Kriterien wird in Arti-
kel 7 Absatz 1 ein Prüfverfahren für Ge-
nehmigungen vorgeschrieben. So sollen 
potenzielle positive und negative Beiträge 
zu Frieden und Sicherheit, Risiken schwe-
rer Verletzungen des humanitären Völ-
kerrechts und der Menschenrechte sowie 
die Förderung des Terrorismus und des 
organisierten Verbrechens ermittelt und 
beurteilt werden. Kontrovers diskutiert 
wurde, ob für die Pflicht zum Verbot ei-
nes Transfers eine »überragende« (over-
riding) Gefahr negativer Wirkungen im 
Sinne der fünf Kriterien bestehen müsse 
oder ob eine »substanzielle« Gefahr aus-
reiche. Damit verbunden war die Frage, 
ob der potenziell positive Beitrag von 
Waffenausfuhren für die Sicherung von 
Frieden und Stabilität, den eine größere 
Zahl von Staaten im Vertragstext erwähnt 
sehen wollte, im Prüfverfahren gegen die 
Gefahr von Verstößen gegen Menschen-
rechte und humanitäres Völkerrecht ab-
gewogen werden könnte. 

Letztlich blieb es bei der Pflicht zum 
Verbot, allerdings nur bei Feststellung ei-
ner überragenden Gefahr negativer Wir-
kungen auf die Kriterien des Artikels 7. 
Die prüfenden Vertragsstaaten sind dar-
über hinaus aufgefordert, Maßnahmen zu 
prüfen, mit denen die Risiken des Waf-
fenhandels vermindert werden könnten, 
auch in Zusammenarbeit mit dem impor-
tierenden Staat (Art. 7 Abs. 2). 

Etwas schwächer ist die Formulierung 
für die Prüfung eines weiteren Kriteriums: 
der geschlechtsspezifischen Gewalt. Da-
bei geht es grundsätzlich um die Gefahr, 
die von Waffen im Zusammenhang mit 
geschlechtsspezifischer Gewalt ausgeht. 
Zahlreiche NGOs und viele Staaten wa-
ren der Meinung, dass der Juli-Entwurf 
diesem Risiko nicht ausreichend Rech-
nung getragen hätte. Im neuen Vertrags-
text werden die Staaten verpflichtet, das 
Risiko in ihre Prüfung mit einzubezie-
hen (Art. 7 Abs. 4).

Der Vertrag enthält auch klarere und 
differenziertere Vorschriften zur Siche-
rung des vorgesehenen Endverbleibs von 

Waffen (Art. 11). Sowohl exportierende 
als auch importierende Staaten werden 
aufgefordert, Maßnahmen zur Sicherung 
des Endverbleibs zu ergreifen und wer-
den zur Zusammenarbeit verpflichtet.  

Andere Aspekte werden im nun vor-
liegenden Vertrag deutlich abgeschwäch-
ter behandelt als ursprünglich diskutiert. 
Auf Wunsch vieler Rüstungsimporteure 
wurden zwei Prüfkriterien deutlich her-
abgestuft. So empfiehlt der ATT zur Kor-
ruptionsvermeidung jetzt nur noch natio-
nale Maßnahmen und internationale Ko- 
operation (Art. 15 Abs. 6). Das Kriterium, 
dass Waffenexporte die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung behindern könn-
ten, wurde ganz aus dem Text gestrichen.

Befürworter eines strikten ATT hat-
ten den Juli-Entwurf wegen einer in der 
letzten Phase der Verhandlungen einge-
fügten Klausel kritisiert, mit der ein Vor-
rang bestehender Verträge und Abkom-
men vor den Vorschriften eines ATT fest- 
geschrieben wurde. Dieses Schlupfloch 
wurde gegen das Votum einer von Indien 
angeführten Gruppe wichtiger Rüstungs-
importeure im verabschiedeten Vertrags-
text weitgehend geschlossen.

Ebenso wenig konnten sich jene Staa-
ten durchsetzen, die für ein Verbot der 
Lieferung von Waffen an nichtstaatliche 
Akteure eintraten. Hierzu zählten neben 
den meisten afrikanischen Staaten unter 
anderem China, Iran, Kuba, Nordkorea, 
Russland, Syrien und Venezuela. 

Beim Thema Transparenz erreichten 
die Befürworter eines strikten ATT nicht 
ganz ihre Ziele. Die vorgesehenen jährli-
chen Berichte der Vertragsstaaten an die 
UN müssen nicht veröffentlicht werden. 

Bewertung

Im Vergleich zum Juli-Entwurf enthält der 
verabschiedete Vertrag zahlreiche Verbes-
serungen. Die Formulierungen sind kla-
rer, Widersprüche wurden beseitigt. An 
der Substanz hat sich jedoch nicht allzu 
viel geändert. In einigen Punkten wurden 
Verpflichtungen der Vertragsstaaten ab-
geschwächt. Die gefundenen Kompromis-
se waren vor allem dem Wunsch nach 
möglichst breiter internationaler Unter-
stützung geschuldet. Ob diese Rechnung 
aufgeht, bleibt abzuwarten. Die Chancen, 
dass der ATT in nicht allzu ferner Zukunft 
in Kraft tritt, stehen gut. Die für das In-
krafttreten benötigten 50 Ratifizierungen 
dürften relativ rasch zusammenkommen.

Ob jedoch die beiden größten Waffen-
exporteure, die USA und Russland, ra-
tifizieren werden, ist fraglich. Anders als 
im Juli 2012 haben die USA dem Text zu-
gestimmt. Dies dürfte auf die veränderte 
innenpolitische Lage nach dem Ende des 
amerikanischen Wahlkampfs zurückzu-
führen sein. Der zweiten Regierung Oba
ma wird es trotzdem schwer fallen, eine 
Ratifizierung im Senat zu erreichen. Die 
Waffenlobby, die einflussreiche ›National 
Rifle Association‹, lehnt auch den neuen 
Vertrag ab, obwohl ihr größtes Bedenken, 
die Einschränkung des privaten Waffen-
besitzes, im Vertrag nicht enthalten ist. 
Ebenso fraglich ist, ob Russland und Chi-
na den Vertrag ratifizieren werden, wur-
den doch einige ihrer wesentlichen Kritik-
punkte nicht aufgenommen. Während die 
Ablehnung Irans, Nordkoreas und Syriens 
nur geringe Bedeutung hat, würden jedoch 
mit den USA, Russland und China die Ex-
porteure von mehr als 60 Prozent des welt-
weiten Rüstungsexports außerhalb des 
Vertrags bleiben.

Auch wird sich erweisen müssen, ob 
der Vertrag faktische Wirkung entfalten 
kann. Über die bereits bestehenden völ-
kerrechtlichen Regelungen hinaus bleibt 
die Interpretation und Anwendung der 
Kriterien ausschließlich den Vertragsstaa-
ten überlassen. Eine Reihe maßgeblicher 
Vorschriften lassen sich eng, aber auch 
sehr weit auslegen. Für Deutschland bringt 
der Vertrag keine neuen Verpflichtungen 
in Richtung einer restriktiveren Rüstungs-
exportpolitik. Die Prüfkriterien gehen 
nicht über diejenigen hinaus, die in 
Deutschland bereits seit Jahrzehnten zur 
Anwendung kommen. Umstrittene Ge-
schäfte, wie etwa Lieferungen von Pan-
zern nach Saudi-Arabien, bleiben legal. 
Trotzdem dürfte der erfolgreiche Vertrags-
prozess auch in Deutschland zur laufen-
den Diskussion über die eigene Geneh-
migungspraxis und den damit verbunde- 
nen Grad an Transparenz beitragen.

Viel wird davon abhängen, ob es in Zu-
kunft besser gelingt, die Staaten zu ver-
antwortlicher Rüstungsexportpolitik zu 
animieren. Der Vertrag bietet dafür erst-
mals eine international ausgehandelte, 
rechtlich verbindliche Grundlage.

 

Vertragstext: UN Doc. A/CONF.217/2013/L.3 v. 

27.3.2013. Weitere Informationen und Dokumente 

über: www.un.org/disarmament/ATT/
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Wirtschaft und  
Entwicklung

ITU: 12. Weltweite Konferenz für 
internationale Fernmeldedienste 2012
n  Neue Telekommunikationsregeln 

erhalten wenig Zustimmung
n  Internetregeln ausgeklammert
n  Spaltung der ITU möglich

Wolfgang Kleinwächter

Vom 3. bis 14. Dezember 2012 richtete die 
Internationale Fernmeldeunion (ITU) in 
Dubai, Vereinigte Arabische Emirate, die 
12. Weltweite Konferenz für internatio-
nale Fernmeldedienste (World Conference 
on International Telecommunications – 
WCIT) aus. Die WCIT-12 hatte die aus 
dem Jahr 1988 stammende Vollzugsord-
nung für internationale Fernmeldediens-
te (International Telecommunication Re-
gulations – ITR) neu zu verhandeln. Die 
ITRs sind ein völkerrechtlicher Vertrag, 
der Kernelemente der grenzüberschreiten-
den Telekommunikation regelt. Der Ver-
trag galt als ein Erfolg, trug er doch in den 
neunziger Jahren wesentlich zur Libera-
lisierung und Dynamisierung des globa-
len Telekommunikationsmarkts bei. Das 
Internet spielte damals keine Rolle. 

Es war aber gerade die Entwicklung 
des Internets, die das Umfeld der ITRs mit 
Beginn der Jahrtausendwende wesentlich 
veränderte. Immer mehr Telekommuni-
kationsdienste werden über das Internet 
abgewickelt. Grob gerechnet fällt nur 
noch ein Viertel des globalen Telekom-
munikationsverkehrs unter die ITRs. In 
der ITU war die Frage, ob die ITRs einer 
Neufassung bedürfen, lange umstritten. 
Die USA waren der Auffassung, dass man 
den Vertrag auslaufen lassen sollte; ande-
re ITU-Mitgliedstaaten drängten auf eine 
Novellierung. Schließlich wurde beschlos-
sen, diese Fragen auf der 12. Weltweiten 
Konferenz im Jahr 2012 in Dubai zu klä-
ren. 

Kontroverse um Internetverwaltung

Dabei stießen von Anfang an zwei gegen-
sätzliche Positionen aufeinander. Auf der 
einen Seite setzten sich vor allem China, 
Iran, Russland sowie einige arabische und 
afrikanische Entwicklungsländer dafür 
ein, das Mandat der ITRs auszuweiten 

und das Internet in die Regularien einzu-
beziehen. Dies lehnten die westlichen Staa-
ten, allen voran die USA, ab. Sie argumen-
tierten, das Internet funktioniere nach 
anderen als den klassischen Telekommu-
nikationsregeln. ›Internet Governance‹ be-
ruht auf dem sogenannten ›Multistake-
holder-Modell‹. Bei diesem Modell sind 
alle Stakeholder – Regierungen, Privat-
wirtschaft, Zivilgesellschaft und die tech-
nische Community – in Politikentwick-
lung und Entscheidungsfindung gleichbe- 
rechtigt eingebunden. Dieses Modell, so 
die westlichen Staaten, sei und bleibe für 
das Internet der Erfolgsgarant. Dieses 
Modell solle nicht durch einen zwischen
staatlichen Kontrollmechanismus einge-
schränkt werden. Der 2. Weltgipfel über 
die Informationsgesellschaft (WSIS II) 
im Jahr 2005 hatte dieses Modell in der 
›Tunis-Agenda‹ abgesegnet. 

Das globale ›Internet Governance Eco-
System‹ besteht im Wesentlichen aus nicht-
staatlichen und technischen Organisati-
onen wie der ›Internet Corporation for 
Assigned Names and Numbers‹ (ICANN), 
den ›Regional Internet Registries‹ (RIRs), 
der ›Internet Engineering Task Force‹ 
(IETF), dem ›World Wide Web Consor-
tium‹ (W3C), der ›Internet Society‹ (ISOC) 
und anderen Organisationen. Regierun-
gen haben in diesem System nicht die letz-
te Entscheidungsmacht. 

Bereits im Vorfeld der Dubai-Konfe-
renz spitzte sich der Interessenskonflikt 
zu: Die USA, aber auch die Europäische 
Union und andere westliche Staaten, 
warnten davor, dass eine Ausdehnung 
der Telekommunikationsregeln auf das 
Internet die Offenheit und Freiheit des 
Netzes einschränken könne, was wiede-
rum erhebliche Konsequenzen für Inno-
vationen, Wirtschaftswachstum und per-
sönliche Freiheiten der Internetnutzer hät- 
te. Beide Häuser des amerikanischen Kon-
gresses sowie das Europäische Parlament 
hatten im Herbst 2012 Resolutionen ver-
abschiedet, die sich für das ›Multistake-
holder-Modell‹ bei der Internetverwaltung 
einsetzten und eine staatliche Aufsicht 
durch einen erweiterten ITR-Vertrag un-
ter dem Dach der ITU zurückwiesen. 

Zwischen ICANN und der ITU be-
stehen seit Ende der neunziger Jahre gra-
vierende Meinungsunterschiede darüber, 
wer für die Vergabe und Verwaltung von 
Domain-Namen und IP-Adressen zustän-
dig sein soll. Länder wie China, Iran, 

Russland, Saudi-Arabien, die Vereinigten 
Arabischen Emirate und andere würden 
es vorziehen, alle das Internet betreffen-
de Fragen in einer zwischenstaatlichen 
Organisation, die auf dem Völkerrechts
prinzip der souveränen Gleichheit der 
Staaten beruht, zu behandeln. Sie fühlen 
sich in einer privaten Gesellschaft, die 
in Kalifornien ihren Sitz hat, vom ame-
rikanischen Wirtschaftsministerium be-
aufsichtigt wird und bei der Regierungen 
lediglich in beratender Funktion über das 
›Governmental Advisory Committee‹ 
(GAC) vertreten sind, nicht wohl. Der seit 
dem WSIS II schwelende Streit wurde nun 
in die Verhandlungen über die Anpassung 
der ITRs hineingetragen. 

Widersprüchliche Vorschläge

Zwar hatte ITU-Generalsekretär Hama-
doun I. Touré in seiner Eröffnungsrede in 
Dubai betont, dass die ITU keine Kon
trolle über das Internet anstrebe, doch die 
vorliegenden Entwürfe einer Gruppe von 
ITU-Mitgliedstaaten zielten genau in diese 
Richtung. Der unter anderem von Bah-
rain, China und Russland eingebrachte 
Entwurf schlug vor, das Mandat der ITRs 
zu erweitern und weite Bereiche des In-
ternet-Verkehrs einzubeziehen. Dies be-
traf zum Beispiel Bestimmungen zum 
›Routing‹, zu ›Peering‹, ›Naming and 
Numbering‹ sowie zur Ausweitung der 
Anzahl der von den ITRs betroffenen Un-
ternehmen auf fast alle Internet-Dienst-
leister. Dem Entwurf zufolge sollten die 
ITRs auch Themen wie Cybersicherheit 
oder rechtswidrige Kommunikationsin-
halte aufgreifen. 

Für zusätzliche Kontroversen sorgte 
das von Russland eingebrachte Konzept 
des ›nationalen Internet-Segments‹. Eine 
›Internet-Nationalisierung‹ wirft natürlich 
die Frage einer Fragmentierung des Inter-
nets auf und könnte das Ende seiner ge-
genwärtigen Universalität bedeuten. 

De facto hätte eine solche Novellie-
rung der ITRs nicht nur das Mandat der 
ITU erheblich erweitert, es wäre auch zu 
einem Kompetenzstreit zwischen der ITU 
auf der einen Seite und ICANN und den 
›Regional Internet Registries‹ auf der an-
deren Seite gekommen. 

Aufgrund dieser politischen und öko-
nomischen Konflikte rückten die notwen-
digen Verbesserungen der ITRs wie neue 
Notrufdienste, Regelungen zu ›eWaste› 
und ›eEfficency‹, verbesserte Kommuni-
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kationsdienste für die hohe See und an-
dere Aspekte in den Hintergrund. Mehr-
mals stand die Konferenz kurz vor dem 
Scheitern.

›Großer Kompromiss‹ 

In dieser Situation ergriff der ITU-Ge-
neralsekretär die Initiative und präsen-
tierte nach bilateralen Gesprächen mit 
den Streitparteien am vorletzten Konfe-
renztag einen ›großen Kompromiss‹. In 
Tourés Vertragsentwurf tauchte das Wort 
Internet nicht mehr auf. Die strittigen 
Absätze waren weitgehend entschärft. Alle 
das Internet betreffende Fragen hatte er 
in eine unverbindliche Resolution ge-
schoben, die die ITU auffordert, den Di-
alog zum Thema ›Internet Governance‹ 
fortzuführen. Was zunächst wie die per-
fekte Lösung aussah, entpuppte sich beim 
genaueren Hinsehen als ein Vorschlag 
mit Pferdefüßen. In der folgenden Aus-
sprache erkannten die westlichen Staaten 
an, dass Themen wie ›Naming and Num-
bering‹ oder ›Sender Pays‹ nicht mehr auf-
tauchten, verwiesen aber auf Widersprü-
che in den Artikeln 5A und 5B, die Cy- 
bersicherheit und Spam behandelten. 
Nach Ansicht der westlichen Staaten sind 
diese Themen nicht durch das Mandat der 
ITU gedeckt. Überdies gibt es dafür kei-
ne akzeptierte Definition. 

Unter Cybersicherheit verstehen einige 
Staaten vor allem Maßnahmen gegen Cy-
berkriminelle, einschließlich der Verbrei-
tung rechtswidriger Kommunikationsin-
halte wie Kinderpornografie oder Hass- 
propaganda sowie urheberrechtlich ge-
schützter Werke. Andere verstehen dar-
unter den Kampf gegen Cyberterrorismus 
und Hacker. Und neuerdings spielt die 
Frage von Cyberkrieg und Cyberwaffen 
eine Rolle. All dies sind Fragen, die nicht 
die ITU betreffen. 

Ähnlich verhält es sich bei Spam. Touré 
argumentierte, dass die gewählte Formu-
lierung in Artikel 5A »Unsolicited bulk 
electronic communications« nichts mit In-
halten zu tun habe, und er schlug vor, in 
Artikel 1 eine Generalklausel einzufügen, 
nach der der ganze Vertrag keine Fragen 
des Inhalts von Kommunikation betrifft. 
Der britische Delegierte hatte die Lacher 
auf seiner Seite, als er Tourés Vorschlag 
mit der Bemerkung kommentierte, das 
sei etwa so als würde man sagen, Wasser 
habe nichts mit Flüssigkeit zu tun. Um 
herauszufinden, was unter »unsolicited 

bulk electronic communication« fällt, 
muss man zwangsläufig in die Datenpa-
kete schauen. Dies öffnet der ›Deep Pa-
cket Inspection‹ (DPI) Tür und Tor und 
damit der Installation und völkerrecht-
lichen Legitimation eine gewaltige Zensur
infrastruktur. 

Die strittige Resolution 

Die Kontroverse spitzte sich in der letz-
ten Konferenznacht weiter zu, durch die 
zunächst eher unscheinbar daherkom-
menden Resolution Nr. 3 zu ›Internet 
Governance‹. Die Resolution, die als un-
verbindliche Empfehlung in den Anhang 
des Vertrags aufgenommen werden soll-
te, bestand aus drei Teilen: Einer Prä-
ambel mit Referenzen zu bereits ange-
nommenen WSIS- und  ITU-Dokumenten 
sowie zwei Absätzen, die den General-
sekretär und die Mitgliedstaaten der ITU 
einlud, nicht weiter spezifizierte Aktivi-
täten im Bereich der Internetverwaltung 
zu unternehmen. 

Beim genaueren Hinsehen kam auch 
hier der Pferdefuß zum Vorschein. Die 
Referenzen zu angenommen WSIS- und 
ITU-Dokumenten waren sehr einseitig. 
So wurde etwa bei in der ›Tunis-Agenda‹ 
nur auf den Absatz Bezug genommen, der 
die Zuständigkeit von Regierungen für 
eine Internet-Politik bestätigt, nicht aber 
auf jenen Absatz, der die Effizienz und 
Funktionsfähigkeit des bestehenden ›Mul-
tistakeholder-Internet-Governance-Eco-
Systems‹ mit ICANN, den RIRs, ISOC, 
IETF und anderen bekräftigt. Die Einla-
dungen zu Aktivitäten an den General-
sekretär und die Mitgliedstaaten konnten 
auch als Einladung zum Aufbau eines al-
ternativen zwischenstaatlichen ›Internet-
Governance-Mechanismus‹ unter dem 
Dach der ITU interpretiert werden. 

Die Resolution wurde erst spät nach 
Mitternacht verhandelt. Der Vorsitzende 
der Konferenz, Scheich el Ghansani aus 
den Vereinigten Arabischen Emiraten, ver-
suchte die kontroverse Debatte abzukür-
zen und fragte zunächst nach der ›Raum-
temperatur‹, um eine Mehrheitsmeinung 
zur Resolution zu ermitteln. Etwa 70 De-
legationen signalisierten ihr Einverständ-
nis, 40 waren eher dagegen, der Rest 
schlief bereits. In diesem Moment erklärte 
der Vorsitzende die Resolution für an-
genommen und verstieß damit gegen ein 
Grundprinzip der ITU, alle wesentlichen 
Beschlüsse im Konsens anzunehmen. 

Spaltung der ITU?

Dieses Manöver verschlechterte das oh-
nehin angespannte Klima entscheidend. 
In der verbleibenden Zeit wurde deutlich, 
dass das Ziel, einen neuen universellen 
ITR-Vertrag zustande zu bringen, nicht 
mehr erreichbar war. Die Zweideutigkei-
ten im Vertragstext sowie die Merkwür-
digkeiten rund um die Resolution zur In-
ternetverwaltung führten dazu, dass die 
ITR-Schlussakte nur von 89 der 193 ITU-
Mitgliedstaaten unterzeichnet wurde. 
55 Staaten, darunter die USA und alle EU-
Mitglieder, lehnten eine Unterzeichnung 
in Dubai ab. Rund 50 Staaten waren nicht 
anwesend gewesen. Am 1. Januar 2015 
wird die ITR-Schlussakte in Kraft treten. 
Man wird abwarten müssen, ob überhaupt 
eine Mehrheit der Staaten den Vertrag 
ratifizieren wird. 

Das letztliche Scheitern der Konferenz 
führt zu einer unübersichtlichen Situation. 
Für diejenigen Staaten, die die neuen ITRs 
nicht ratifizieren, gelten die alten weiter. 
Offen ist, wie sich das bilaterale Verhält-
nis zwischen Staaten gestalten soll, wenn 
ein Staat, der die ITRs von 2012 ratifi-
ziert hat, die Regelungen von 1988 nicht 
mehr akzeptiert. Sollten sich diese Diver-
genzen bis zur nächsten ITU-Konferenz 
der Regierungsbevollmächtigten im Herbst 
2014 in der Republik Korea fortsetzen, 
besteht durchaus die Gefahr einer Spal-
tung der ITU. 

Die deutsche Bundesregierung hatte in 
Dubai erklärt, dass sie den Vertrag zu-
nächst nicht unterzeichnet. Gleichzeitig 
kündigte sie an, die Ergebnisse der Kon-
ferenz mit den Interessenvertretern aus 
Privatwirtschaft, Zivilgesellschaft und 
der technischen Community in Deutsch-
land zu diskutieren. Diese offenen Kon-
sultationen fanden Anfang Februar 2013 
in Bonn und Berlin statt. Dabei zeigte sich, 
dass das Interesse, den neuen ITRs bei-
zutreten, gering ist. Vorgeschlagen wur-
de, zunächst den Ausgang der nächsten 
ITU-Konferenz der Regierungsbevoll-
mächtigten abzuwarten, bevor eine end-
gültige Entscheidung getroffen wird.

Schlussakte: Final Acts of the World Conference 

on International Telecommunications, 3.–14. 

Dezember 2012, Dubai, Vereinigte Arabische 

Emirate, über: www.itu.int/en/wcit-12/Pages/

default.aspx
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weisungsentscheidung stehen; eine Ver-
längerung ist nur aufgrund eines Ge- 
richtsurteils möglich, und die Vorausset-
zungen für das Festhalten müssen perio-
disch überprüft werden. Schließlich muss 
der ausweisende Staat das Interesse an der 
Ausweisung mit dem rechtlichen Anspruch 
auf Wahrung eines intakten Familienle-
bens abwägen.  

Aufnahmestaat ist dasjenige Land, des-
sen Staatsangehörigkeit die auszuweisen-
de Person besitzt, sowie jedes weitere auf-
grund des Völkerrechts zur Aufnahme 
verpflichtete oder zur Aufnahme bereite 
Land. Über den engen Begriff der Staats-
angehörigkeit hinaus können sich nach 
Ansicht der ILC Aufnahmeverpflichtun-
gen ergeben, wenn der Erwerb der Staats-
angehörigkeit willkürlich und ungerecht-
fertigt verweigert wird. Im Falle mehrerer 
Möglichkeiten sollen die Wünsche des 
Auszuweisenden vorrangig berücksichtigt 
werden. Eine Ausweisung in Länder, in 
denen Lebensgefahr droht oder die Ge-
fahr grausamer oder unmenschlicher Be-
handlung besteht, ist ausgeschlossen.  

Teil 4 sieht das Recht des Auszuwei-
senden vor, von der Entscheidung benach-
richtigt und von einer zuständigen Stelle 
gehört zu werden sowie die Entschei-
dung durch effektive gerichtliche Verfah-
ren überprüfen zu lassen. Rechtsbehelfen 
von rechtmäßig im Land befindlichen Per-
sonen kommt eine aufschiebende Wir-
kung zu. Im Rahmen der Verfahren ist zu 
garantieren, dass der auszuweisenden Per-
son ein Übersetzer gestellt wird. Es besteht 
ferner eine Hinweispflicht auf die Mög-
lichkeit diplomatischen Schutzes, und et-
waige Besuche von Konsulatspersonal 
sind uneingeschränkt zu gestatten. Die 
Anwendung dieser Verfahrensrechte gilt 
nicht für Personen, die sich rechtswidrig 
seit weniger als sechs Monaten im Land 
aufhalten. 

Abschließend wird in Teil 5 die staat-
liche Verantwortung für rechtswidrige 
Ausweisungen im Rahmen der sich aus 
den Artikeln über die Staatenverantwort-
lichkeit ergebenden sekundären Verpflich-
tungen festgestellt. Zunächst kann, wie in 
Artikel 29 aufgeführt, das Recht auf Wie-
dereinreise in den ausweisenden Staat ge-
boten sein, wenn eine zuständige Institu-
tion die Rechtswidrigkeit der Ausweisung 
festgestellt hat und keine neuen Gründe 
der Einreise entgegenstehen. Schadenser-
satzzahlungen und sonstige Formen der 

Das souveräne Recht der Staaten zur 
Ausweisung wird bekräftigt. Es wird je-
doch zugleich beschränkt, indem eine Aus-
weisung nur auf Grundlage eines natio-
nalen Gesetzes und unter Angabe eines 
Grundes vorgenommen werden kann. Die 
Ausweisung muss im Übrigen im Einklang 
mit internationalen Rechtsnormen stehen, 
insbesondere den Menschenrechten. 

Teil 2 untersagt die Ausweisung von 
rechtmäßig im Ausreisestaat befindlichen 
Flüchtlingen, von Personen, die diesen Sta-
tus beantragt haben sowie von sich recht-
mäßig aufhaltenden Staatenlosen, sofern 
die Ausweisung nicht aus Gründen der 
nationalen Sicherheit und der öffentlichen 
Ordnung geboten ist. Artikel 8 sieht vor, 
dass diese Artikel unbeschadet weiterer 
Rechtsvorschriften gelten. Damit sind ins-
besondere weiterführende Schutznormen 
der internationalen Konventionen über 
den Status von Flüchtlingen von 1951 be-
ziehungsweise Staatenlosen von 1954 und 
deren Umsetzung durch nationales Recht 
gemeint. Darüber hinaus verbieten die Ar-
tikel eine Entziehung der Staatsangehö-
rigkeit, die einzig dem Ziel dient, eine Aus-
weisung zu ermöglichen, sowie eine kol- 
lektive Ausweisung mehrerer Personen 
ohne detaillierte Untersuchung des Ein-
zelfalls. Ebenso verboten ist eine verschlei-
erte Ausweisung, die vorliegt, wenn es der 
betroffenen Person aufgrund eines dem 
Staat zurechenbaren Verhaltens im jewei-
ligen Land nicht möglich ist, zu bleiben, 
und das Verlassen des Landes durch den 
Staat bezweckt war. Das Verbot der ver-
schleierten Ausweisung rechtfertigt sich 
daraus, dass ohne behördliches Verfah-
ren die Rechte zum Schutz des Auszu-
weisenden keine Geltung erlangen. Ver-
boten ist schließlich die Ausweisung zum 
Zweck der Einziehung des Vermögens so-
wie zur Umgehung eines bestehenden Aus-
lieferungsgesuchs. 

Teil 3 beginnt mit der Verpflichtung, 
die Menschenwürde sowie allgemein die 
Rechte des Betroffenen bei Ausweisungen 
zu achten. Der ausweisende Staat hat über-
dies den Schutz des Lebens des Auszuwei
senden und den Schutz vor Folter zu ach-
ten. Das Festhalten von Personen zwecks 
Ausweisung darf keinen strafenden Cha-
rakter aufweisen. Sie müssen daher se-
parat von strafrechtlich sanktionierten 
Häftlingen untergebracht werden. Die 
Festhaltedauer muss in einem angemes-
senen Verhältnis zur Vornahme der Aus

Völkerrechtskommission:  
64. Tagung 2012
n  Artikel zur Ausweisung von  

Ausländern angenommen
n  Fortschritte bei den Themen Schutz 

von Personen im Katastrophenfall, 
Immunität staatlicher Amtsträger und 
Verträge über Zeit

n  Neuaufnahme der Themen Vorläufige 
Anwendung von Verträgen sowie 
Bildung und Nachweis von  
Gewohnheitsrecht

Christian Schliemann

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Christian 

Schliemann, Völkerrechtskommission: 

63. Tagung 2011, VN, 2/2012, S. 83f., fort.)

Die Völkerrechtskommission (Internatio-
nal Law Commission – ILC) befasst sich 
mit der Kodifizierung und Weiterentwick-
lung des Völkerrechts. Auf der 64. Ta-
gung im Jahr 2012 setzten die Expertin-
nen und Experten der Kommission ihre 
Arbeit in zwei Sitzungsperioden aufge-
teilt (7.5.–1.6. und 2.7.–3.8.2012) fort. 

Zum Thema Ausweisung von Auslän-
dern nahm die ILC 32 Entwurfsartikel 
einschließlich Kommentar an. Die Arti-
kel wurden zur Kommentierung bis zum 
1. Januar 2014 an die Staaten weiterge-
leitet und werden danach der Generalver-
sammlung zur abschließenden Entschei-
dung über eine zukünftige Kodifizierung 
vorgelegt. Die Thematik liegt im Span-
nungsfeld zwischen staatlicher Souverä
nität und Menschenrechten. Der Entwurf 
ist in fünf Teile untergliedert: Allgemeine 
Regeln für die Ausweisung; Ausweisungs-
verbote; Schutz der Rechte der betroffenen 
Person; Regeln für die Ausweisungspro-
zedur sowie Folgen der Ausweisung. 

Gemäß den einleitenden Artikeln um-
fasst der personale Anwendungsbereich 
sowohl rechtmäßig als auch rechtswidrig 
im ausweisenden Staat befindliche Per-
sonen. Sachlich beginnt der Schutz des 
Auszuweisenden mit der Einleitung eines 
diesbezüglichen behördlichen Verfahrens 
und endet mit der Ausweisung. Explizit 
ausgenommen ist die Ausweisung von 
Ausländern im Fall des bewaffneten Kon-
flikts gemäß Artikel 10 Absatz 4. 

Rechtsfragen
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Wiedergutmachung für materielle und im-
materielle Schäden sind ebenso anerkannt.  

Beim Thema Schutz von Personen im 
Katastrophenfall wurde an einigen Arti-
keln weiter gearbeitet. Ein Problem war 
die Konkretisierung der allgemeinen 
Pflicht zur Kooperation. Gemäß dem vom 
Formulierungsausschuss vorläufig ange-
nommenen Artikel 5bis umfasst Koope-
ration jede Form humanitärer Hilfe, die 
Koordinierung internationaler Hilfsak-
tionen und Kommunikation, die Bereit-
stellung von Hilfspersonal, Hilfsausrüs-
tung sowie technischer, medizinischer und 
wissenschaftlicher Ressourcen – wobei 
Kommissionsmitglieder das Fehlen finan-
zieller Hilfe kritisierten. Stein des Ansto-
ßes war generell die Verwendung der 
Rechte-und-Pflichten-Terminologie, die 
nicht gängiger Staatenpraxis entspreche. 
Der Berichterstatter bestätigte hierzu ei-
nerseits, dass kein Staat aufgrund des Hil-
fegesuchs eines anderen Staates zu kon-
kreter Hilfe verpflichtet ist. Andererseits 
sei aber, im Einklang mit früheren Be-
schlüssen, eine generelle Verpflichtung zur 
Kooperation gegeben. 

Vom Formulierungsausschuss eben-
falls vorläufig angenommen wurde Arti-
kel 13 über die Möglichkeit des betroffe-
nen Staates, die Hilfeleistung an Bedin- 
gungen zu knüpfen, wobei die identifi-
zierten Bedürfnisse auf Hilfe angewiese-
ner Personen und die Qualität der Hilfe 
zu berücksichtigen seien. Ebenfalls ange-
nommen wurde Artikel 14, der den hil-
fesuchenden Staat verpflichtet, notwen-
dige Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Durchführung der Hilfe zu ermöglichen. 
Hierzu sieht der Artikel die Möglichkeit 
von Ausnahmeregelungen für die Einfuhr 
von Gütern, die Einreise von Personen und 
deren Freizügigkeit im Land sowie die Ge-
währung von Immunitäten und Privile-
gien vor. Er verlangt zudem, diesbezüg
liche Rechtsnormen allgemein zugäng- 
lich zu machen, damit die Hilfeleistung 
den nationalen Gesetzen gemäß gewähr-
leistet werden kann. Weiter verpflichtet 
Artikel 15 zu Konsultationen zwischen 
betroffenem Staat und kooperierenden 
Akteuren über die Beendigung von Hil-
feleistungen sowie bei bevorstehender Be-
endigung zu einer rechtzeitigen Benach-
richtigung.  

Die Immunität staatlicher Amtsträger 
wurde auf Grundlage eines einleitenden 
Berichts der neu bestellten Berichterstatte-

rin umfassend diskutiert. Ziel der Bear-
beitung des Themas sei die Herstellung 
eines Gleichgewichts zwischen dem die 
Souveränität der Staaten schützenden Prin
zip der Immunität staatlicher Amtsträger  
einerseits und den Bemühungen der inter-
nationalen Gemeinschaft, die Straflosig-
keit schwerer internationaler Verbrechen 
zu bekämpfen andererseits. Erörtert wur-
den unter anderem Problemschwerpunkte 
wie die Ausweitung des personalen An-
wendungsbereichs der Immunität, die 
Schaffung von Ausnahmen für schwere 
Verbrechen sowie das Verhältnis zwingen-
der Normen des Völkerrechts zum Prin-
zip der Immunität von Amtsträgern. Die 
Berichterstatterin schlug eine Aufteilung 
des Themas in Schwerpunkte vor, die in 
Zukunft separat diskutiert werden sollen.  

Die Arbeitsgruppe zum Thema Ver-
pflichtung zur Strafverfolgung oder Aus-
lieferung (aut dedere aut judicare) kam in 
diesem Jahr über eine generelle Diskus
sion der zukünftigen Behandlung des The-
mas und eine Sondersitzung zur parallel 
ergangenen Entscheidung des IGH in 
›Questions relating to the Obligation to 
Prosecute or Extradite‹ (Belgium v. Sene-
gal) nicht hinaus. Zur nächsten Tagungs-
periode wird ein Arbeitspapier zum wei-
teren Vorgehen vorgelegt.

Ziel der Behandlung des Meistbegüns-
tigungsprinzips ist die Verabschiedung ei-
nes Berichts, welcher der Fragmentierung 
des Völkerrechts entgegenwirken und eine 
einheitliche Anwendung des Prinzips im 
Investitionsrecht gewährleisten soll. Die 
Arbeitsgruppe diskutierte zunächst einen 
Bericht zur Praxis der Interpretation des 
Meistbegünstigungsprinzips. Ein zweiter 
damit verbundener Bericht behandelte die 
besondere Natur von Investitionstribu-
nalen mit einer privaten und einer staat-
lichen Partei. Darin wurde hervorgeho-
ben, dass diese eine Mischung aus öf- 
fentlichem und privatem sowie innerstaat-
lichem und internationalem Recht dar-
stellen, was je nach Perspektive Auswir-
kungen auf die Interpretation des Meist- 
begünstigungsprinzips haben kann. Im 
dritten Bericht wurde untersucht, ob das 
Meistbegünstigungsprinzip auf das Recht 
zur Streitbeilegung vor Investitionstribu-
nalen anwendbar sei. Im Ergebnis wur-
de diese Möglichkeit bejaht, jedoch in 
Abhängigkeit von der konkreten Formu-
lierung der Investitionsverträge und dem 
Interpretationsansatz der Tribunale. 

Zum Thema Verträge über Zeit wur-
den weitere vorläufige Schlussfolgerun-
gen präsentiert. Diese befassten sich ei-
nerseits mit der rechtlichen Natur, dem 
Umfang sowie dem konkreten Gehalt 
nachfolgender Praxis als Interpretations-
quelle von Verträgen. Andererseits behan-
delten sie die Wirkung von Schweigen und 
widersprechendem Verhalten von Ver-
tragsparteien sowie das Bestehen forma-
ler Vertragsänderungsprozeduren auf die 
Möglichkeit der Verwertung nachfolgen-
der Praxis zur Vertragsinterpretation. Bis 
zur nächsten Tagung wird der nunmehr 
zum Berichterstatter ernannte Vorsitzende 
der Studiengruppe einen ersten Bericht an 
die gesamte Kommission vorlegen, wel-
cher bereits konkrete Schlussfolgerungen 
oder Richtlinien enthalten soll.

Erstmals diskutiert wurde das The-
ma Vorläufige Anwendung von Verträ-
gen. Es wurde aufgenommen, weil Arti-
kel 25 des Wiener Übereinkommens über 
das Recht der Verträge, der die vorläufi-
ge Anwendung von Verträgen regelt, we-
der eine klare Definition enthält noch hin-
reichend regelt, ob und gegebenenfalls 
welche rechtlichen Verpflichtungen hier
aus für Staaten entstehen. Aufgrund von 
Beratungen zwischen dem neu bestellten 
Berichterstatter und Kommissionsmitglie-
dern wurden einige Problemfelder iden-
tifiziert, wie etwa die Auswirkung einer 
vorläufigen Anwendung auf das Inkraft-
treten und die Beendigung von Verträgen 
oder die unterschiedliche Bedeutung der 
vorläufigen Anwendung je nach Vertrags-
art und -inhalt, die in einem ersten Be-
richt zur nächsten Tagungsperiode be-
handelt werden sollen. 

Ebenfalls neu aufgenommen wurde das 
Thema Bildung und Nachweis von Ge-
wohnheitsrecht. Berichterstatter Michael 
Wood erläuterte als Hauptmotivation für 
die Aufnahme des Themas, dass die be-
stehende Unsicherheit über die Entste-
hung von Gewohnheitsrecht eine große 
Schwäche des Völkerrechts sei. Eine Be-
schäftigung mit diesem Thema würde da-
her zu einer Stärkung des Rechtsstaatlich-
keitsprinzips auf internationaler Ebene 
führen. Vor diesem Hintergrund soll es 
Aufgabe der Völkerrechtskommission 
sein, Richtlinien oder Vorschläge zu er-
arbeiten, die Gerichten bei der Anwen-
dung von Gewohnheitsrecht helfen. Ein 
erster Bericht wurde für die 65. Tagung 
in Aussicht gestellt.



134 			   Vereinte Nationen  3/2013

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen | Rechtsfragen

IGH:  
Tätigkeit 2012
n  Staatenimmunität bekräftigt
n  Viele Fälle mit Menschenrechtsbezug
n  Entscheidung im Fall Habré

Maral Kashgar

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Maral 

Kashgar, IGH: Tätigkeit 2011, VN, 4/2012, S. 176f., 

fort.)

Das Jahr 2012 bot dem Internationalen 
Gerichtshof (IGH) erneut Gelegenheit, 
grundlegende Fragen des Völkerrechts zu 
beantworten und damit zu dessen Weiter-
entwicklung beizutragen. Seine Entschei-
dungen betrafen in diesem Jahr im pro-
zessualen Bereich Fragen nach der Be- 
teiligung von Individuen an Verfahren vor 
dem IGH. Im materiellen Bereich lag das 
Augenmerk auf dem Menschenrechts-
schutz. Daneben klärte er die Reichweite 
der Staatenimmunität bei schweren Ver-
stößen gegen das humanitäre Völkerrecht. 
Hinzu kam wieder ein Fall aus dem Be-
reich der maritimen Grenzstreitigkeiten, 
dem Bereich, aus dem bislang die meisten 
Fälle des IGH stammen. 

Im Berichtszeitraum fällte der IGH 
vier Urteile, fasste zwei Beschlüsse, gab 
ein Gutachten und hielt vier öffentliche 
Anhörungen ab. 

Gutachten zum Arbeitsrecht 

Am 1. Februar 2012 legte der IGH ein 
Gutachten vor, welches der Internatio-
nale Fonds für landwirtschaftliche Ent-
wicklung (IFAD) zwei Jahre zuvor er
beten hatte. Hier stand die Rechtsgültig- 
keit eines Urteils des Verwaltungsgerichts 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILOAT) zur Debatte. In dem Urteil des 
Verwaltungsgerichts ging es um die Be-
schwerde einer Angestellten des IFAD aus 
dem Jahr 2008. Die Beschwerdeführerin 
war für den Globalen Mechanismus des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen 
zur Bekämpfung der Wüstenbildung tä-
tig, welcher organisatorisch zum IFAD 
gehört. Nachdem ihr Arbeitsvertrag aus-
gelaufen war, ohne dass ihr eine Verlän-
gerung angeboten wurde, klagte sie gegen 
den IFAD vor dem ILOAT wegen der 
Nichteinhaltung der Bedingungen ihres 
Arbeitsverhältnisses. Nach dem Erfolg der 
Beschwerde vor dem Verwaltungsgericht 
rief der IFAD den Internationalen Ge-

richtshof an. In einem Gutachten sollte 
der IGH die Zuständigkeit des Verwal-
tungsgerichts sowie die Rechtsgültigkeit 
dessen Urteils prüfen. Nach dem ILOAT-
Statut kann das Exekutivorgan einer in-
ternationalen Organisation, die die Zu-
ständigkeit des Gerichts anerkannt hat, 
eine Entscheidung des ILOAT dem IGH 
zur Begutachtung ihrer Rechtsgültigkeit 
vorlegen. Gemäß UN-Charta und IGH-
Statut kommt dieses Recht jedoch ledig-
lich UN-Sonderorganisationen mit Er-
mächtigung durch die Generalversamm- 
lung zu. Die inhaltliche Reichweite der 
Prüfungskompetenz des IGH ergab sich 
aus dem ILOAT-Statut. Danach darf der 
IGH nur prüfen, ob eine Entscheidung des 
ILOAT hinsichtlich seiner Zuständigkeit 
rechtsgültig ist oder ob seine Entschei-
dung einem wesentlichen Verfahrensfeh-
ler unterliegt. Eine inhaltliche Prüfung 
der Erwägungsgründe des Verwaltungs-
gerichts durch den IGH ist nicht vorgese-
hen und liegt damit außerhalb seiner Zu-
ständigkeit.

Der IGH kam zu dem Ergebnis, dass 
das infrage stehende ILOAT-Urteil rechts-
gültig sei. Die Beschwerdeführerin war 
Angestellte des IFAD und nicht des Glo-
balen Mechanismus wie vom IFAD be-
hauptet. Das ILOAT war daher zustän-
dig, die Beschwerde zu prüfen. Weiterhin 
waren keine Verfahrensfehler ersichtlich.

Bei der Wahrnehmung seines Ermes-
sens, das Gutachten abzugeben, tat sich 
der IGH allerdings schwer, da hier die 
Gleichheit der Parteien fraglich war. Denn 
nach den Verfahrensregeln des ILOAT 
steht ausschließlich der internationalen 
Organisation als Arbeitgeber das Recht 
zu, die Entscheidung des ILOAT in einem 
Gutachten vom IGH überprüfen zu las-
sen. Dem Arbeitnehmer der internatio-
nalen Organisation als Individuum steht 
dieses Recht nicht zu. Der IGH sah jedoch 
in seinen im Rahmen des Verfahrens vor-
genommenen Vorkehrungen die Gleich-
heit der Parteien als hinreichend gesichert 
an. Denn zum einen hatte der IGH den 
Präsidenten des IFAD dazu aufgefordert, 
alle Stellungnahmen der Beschwerdefüh-
rerin sowie ihre Erwiderungen zu den 
Stellungnahmen des IFAD an den IGH 
weiterzuleiten. Zum anderen setzte das 
Gericht keine mündlichen Anhörungen 
an, da Individuen nicht als Partei am 
mündlichen Verfahren vor dem IGH teil-
nehmen dürfen. 

Staatenimmunität

Am 3. Februar 2012 erging das besonders 
in Deutschland mit Spannung erwartete 
Urteil zur Frage nach der Reichweite des 
völkerrechtlichen Grundsatzes der Staa-
tenimmunität. Deutschland hatte im Jahr 
2008 vor dem IGH gegen Italien geklagt. 
Grundlage der Klage waren zum einen 
von italienischen Gerichten stattgegebene 
Klagen italienischer Opfer deutscher 
Kriegsverbrechen aus dem Zweiten Welt-
krieg. Zum anderen wurden von italie-
nischen Gerichten griechische Gerichts-
entscheidungen in ähnlichen Fällen für 
vollstreckbar erklärt und die Zwangsvoll-
streckung in deutsches Eigentum in Ita-
lien genehmigt. Deutschland sah darin 
eine Verletzung seiner Staatenimmunität, 
wonach Staaten für ihr hoheitliches Han-
deln vor den Gerichten anderer Staaten 
nicht verklagt werden dürfen. Denn nach 
den Grundsätzen der Staatensouveränität 
und der Gleichheit der Staaten, aus denen 
sich die Staatenimmunität ableitet, darf 
sich kein Staat über einen anderen Staat 
stellen und über diesen richten (par in 
parem non habet imperium). 

Italien versuchte sich unter anderem 
mit der Behauptung zu verteidigen, dass 
mittlerweile Ausnahmen von der Staaten
immunität völkergewohnheitsrechtlich 
anerkannt seien. Eine Ausnahme bestün-
de bei unerlaubten Handlungen, die auf 
dem Territorium des Staates des Gerichts-
stands (hier Italien beziehungsweise Grie-
chenland) zu Tod, Verletzungen oder Sach-
schäden führten. Des Weiteren bestünde 
kein Recht auf Staatenimmunität bei 
Kriegsverbrechen, die humanitäres Völ-
kerrecht mit zwingendem Charakter ver-
letzten. 

Der IGH prüfte, ob sich die Behaup-
tungen Italiens im Völkergewohnheits-
recht wiederfinden ließen. Hierzu prüfte 
er die Staatenpraxis sowie die Rechts-
auffassung von Staaten anhand ihrer na-
tionalen Gesetzgebung sowie Rechtspre-
chung. Auch das Ratifikationsverhalten 
der Staaten hinsichtlich völkerrechtlicher 
Verträge, die Ausnahmeklauseln von der 
Staatenimmunität enthalten, wurden un-
tersucht. Letztlich kam das Gericht zu 
dem Schluss, dass das Völkergewohnheits-
recht derartige Ausnahmen, wie sie von 
Italien vorgebracht wurden, nicht kenne. 
Es werde im Gegenteil immer noch ver-
langt, dass Staaten ihre gegenseitige Im-
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munität achteten, unabhängig von der 
Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit der 
hoheitlichen Handlung. Darüber hinaus 
erteilte der Gerichtshof der Argumenta-
tion, die eine Ausnahme von der Staaten
immunität bei schweren Verstößen gegen 
das humanitäre Völkerrecht oder bei 
schweren Menschenrechtsverletzungen 
verlangt, weil diese Bestimmungen als 
zwingendes Völkerrecht letztlich der Staa-
tenimmunität vorgehen, eine Absage. 
Dem IGH zufolge gehe diese Argumen-
tation davon aus, dass es zwischen der 
Staatenimmunität und völkerrechtlichen 
Normen mit zwingendem Charakter zu 
Konflikten kommen könne. Unmissver-
ständlich stellte er jedoch klar, dass diese 
Prämisse falsch sei. Die Frage nach der 
Gewährung von Staatenimmunität sei 
eine prozessuale Frage und daher der ma-
teriellen Frage nach der Rechtsverletzung 
vorgeschaltet und von dieser zu unter-
scheiden. Es könne gar nicht zu einem 
Konflikt kommen. Daher sei auch die 
Schwere einer möglichen Rechtsverlet-
zung oder die Verletzung von zwingen-
dem Völkerrecht für die Frage, ob Staa-
tenimmunität zu gewähren sei, irrelevant. 

Folglich erklärte der IGH, dass die 
italienischen Gerichtsurteile die Staaten
immunität Deutschlands verletzten. Hin-
sichtlich der Vollstreckbarkeitserklärung 
fremder Urteile erklärte der IGH, dass 
die italienischen Gerichte ihre Gerichts-
barkeit gegen Deutschland ausgeübt und 
damit Deutschlands Immunität verletzt 
hätten, auch wenn es zu keiner inhaltli-
chen Prüfung der fremden Urteile kam. 
Weiterhin stelle auch die Vollstreckung 
in deutsches Eigentum eine Verletzung der 
Staatenimmunität Deutschlands dar. Im 
Ergebnis verurteilte der IGH Italien dazu, 
Maßnahmen zu ergreifen, welche die Wir-
kung der Urteile, die die deutsche Immu-
nität verletzten, aufheben.

Dieses richtungsweisende Urteil dürf-
te die Frage nach den Ausnahmen zur 
Staatenimmunität nach geltendem Recht 
grundlegend geklärt haben. Dabei stützte 
sich der Gerichtshof bei seiner Prüfung 
maßgeblich auf die Praxis und Rechts-
auffassung der Staaten. Bei aller Kritik 
am IGH und trotz der Vorwürfe, das Ur-
teil bedeute einen herben Rückschlag für 
den Menschenrechtsschutz, darf nicht ver-
gessen werden, dass der IGH auf Grund-
lage des geltenden Rechts urteilt, welches 
die Staaten selbst setzen. Darüber hinaus 

zählt das Prinzip der Staatenimmunität 
zu den Grundfesten der Staatengemein-
schaft und trägt damit zum friedlichen 
Miteinander der Staaten bei. 

Schadensersatz für rechtswidrige 
Inhaftierung und Abschiebung

Im Juni 2012 erging in der Sache Ahma-
dou Sadio Diallo (Republik Guinea ge-
gen die Demokratische Republik Kongo) 
ein Urteil des IGH zur Festsetzung der 
Höhe des Schadenersatzes, zu dessen Zah-
lung der IGH Kongo bereits in seinem 
Urteil vom 30. November 2010 verur-
teilt hatte. In dem Hauptsacheverfahren 
ging es um die widerrechtliche Inhaftie-
rung und Ausweisung des guineischen Ge-
schäftsmanns Diallo aus Kongo. Guinea 
klagte gegen Kongo wegen der Verletzung 
der Rechte Diallos sowie auf Schadens-
ersatz. In seinem Urteil aus dem Jahr 2012 
kam der IGH zu dem Schluss, dass Dial-
lo ein immaterieller Schaden in Höhe von 
85 000 US-Dollar sowie ein materieller 
Schaden in Höhe von 10 000 US-Dollar 
entstanden sei. Da der Gerichtshof bislang 
noch keine gefestigte Spruchpraxis zur Be-
messung von Schadensersatzansprüchen 
vorweisen kann, orientierte er sich hier-
bei an der Spruchpraxis der europäischen, 
interamerikanischen und afrikanischen 
Menschenrechtsgerichtshöfe.

Unter immateriellen Schäden fasst der 
IGH unter anderem seelische Leiden, Er-
niedrigungen und Verlust des Ansehens 
oder des sozialen Status. Dabei könne 
ein immaterieller Schaden auch ohne einen 
besonderen Nachweis angenommen wer-
den. Der Geschädigte habe im vorliegen-
den Fall durch die Umstände seiner Fest-
nahme, die lange Haftdauer und durch 
die Ausweisung aus Kongo, wo er 32 Jah-
re lang gelebt und gearbeitet hatte, un-
zweifelhaft einen immateriellen Schaden 
erlitten. Bei der Festsetzung der Schadens-
höhe richtete sich der IGH gemäß der 
Praxis der Menschenrechtsgerichte nach 
Billigkeitserwägungen. Weiterhin sei der 
materielle Schaden dem Geschädigten da-
durch entstanden, dass er sein Eigentum 
zurücklassen musste. Das Gericht setzte 
die Schadenshöhe jedoch weit geringer an 
als von Guinea angegeben, da zum einen 
viele der aufgeführten Schadensposten 
nicht nachgewiesen werden konnten und 
zum anderen der Geschädigte seiner Scha-
densminderungspflicht nicht nachgekom-
men war. 

Der Fall Habré

Im Juli 2012 entschied der IGH den 
Rechtsstreit zwischen Belgien und Sene-
gal über die Pflichten Senegals aus der 
UN-Anti-Folter-Konvention. Belgien be-
klagte, dass Senegal kein Strafverfahren 
gegen den ehemaligen Präsidenten Tschads 
Hissène Habré, der sich seit seinem Sturz 
Anfang der neunziger Jahre in Senegal 
aufhielt, eingeleitet hatte. Außerdem for-
derte Belgien die Auslieferung Habrés, die 
Senegal verweigerte.

Habré wurden schwere Menschen-
rechtsverstöße, unter anderem Folterun-
gen, während seiner Amtszeit vorgewor-
fen. Nachdem in den Jahren 2000 und 
2001 Opfer seines Regimes vor senega-
lesischen und belgischen Gerichten Kla-
gen gegen ihn eingereicht hatten, hatten 
belgische Behörden Ermittlungen gegen 
Habré eingeleitet. Im Jahr 2005 erließ 
Belgien einen Haftbefehl gegen Habré und 
verlangte von Senegal mehrfach erfolglos 
dessen Auslieferung. 

Im Jahr 2009 wandte sich Belgien an 
den IGH. Dieser erklärte sich auf Grund-
lage der Fakultativklausel in Artikel 30 
der Anti-Folter-Konvention für zuständig. 
Danach kann jeder Vertragsstaat eine 
Streitigkeit zwischen ihm und einem an-
deren Vertragsstaat über die Auslegung 
oder Anwendung der Konvention dem 
IGH unterbreiten. Voraussetzung hier-
für ist, dass sich die Streitigkeit nicht durch 
Verhandlungen beilegen lässt und keine 
Einigkeit über die Ausgestaltung eines 
zur Lösung der Streitigkeit einzurichten-
den Schiedsverfahrens besteht. Der IGH 
ermittelte zum einen eine Streitigkeit der 
beiden Staaten über die Auslegung der 
Pflicht, gemäß Artikel 6 Absatz 2 der 
Konvention unverzüglich eine vorläufige 
Untersuchung des Falles einzuleiten. Zum 
anderen ging es um die Pflicht des Auf-
enthaltsstaats, gemäß Artikel 7 Absatz 1 
den Fall seinen eigenen Strafverfolgungs-
behörden zu unterbreiten, wenn der Staat 
den Verdächtigen nicht ausliefere. Zwi-
schen den beiden Staaten umstritten war 
dabei der zeitliche Rahmen zur Umset-
zung dieser Pflichten. Weiterhin ließ Se-
negal die Forderung Belgiens nach einem 
Schiedsverfahren zur Klärung der Streitig-
keit unbeantwortet, was dem IGH zur Be-
gründung seiner Zuständigkeit genügte.

Da Senegal zudem bestritten hatte, 
dass Belgien in seinen eigenen Rechten 
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betroffen und damit klagebefugt sei, er-
klärte der IGH, dass nach dem Sinn und 
Zweck der Konvention die Erfüllung der 
darin enthaltenen Pflichten im gemein-
schaftlichen Interesse aller Vertragsstaa-
ten liege. Diese Pflichten gelten allen Ver-
tragsstaaten gegenüber und können somit 
von jedem Vertragsstaat eingefordert wer-
den. Der IGH erklärte Belgien für klage-
befugt und die Klage daher für zulässig. 

Bei der Prüfung der Pflichten Senegals 
kam der IGH zu wichtigen Ergebnissen 
für die Auslegung der infrage stehenden 
Normen der Konvention. Er erklärte, dass 
der gemeinsame Sinn und Zweck dieser 
Bestimmungen die Begründung eines 
Konventionsmechanismus zur Verhütung 
der Straflosigkeit von Folterern sei. Da-
bei greifen die Pflichten zur Durchfüh-
rung einer vorläufigen Untersuchung so-
wie der Einleitung eines Strafverfahrens, 
sobald sich der Straftäter auf dem Terri-
torium des jeweiligen Vertragsstaats auf-
hält. Es bestünde allerdings lediglich eine 
Pflicht zu Verfolgung von Straftaten, die 
nach dem Inkrafttreten der Konvention im 
jeweiligen Staat begangen wurden. Die 
Konvention hindere einen Vertragsstaat 
jedoch nicht, auch frühere Straftaten zu 
verfolgen. 

Hinsichtlich der Pflicht zur Strafver-
folgung oder zur Auslieferung (aut dedere 
aut iudicare) stellte das Gericht fest, dass 
die Strafverfolgung für jeden Vertrags-
staat, auf dessen Territorium sich der po-
tenzielle Straftäter befindet, verpflichtend 
sei. Die Auslieferung stelle hingegen ledig-
lich eine Option für den jeweiligen Ver-
tragsstaat dar, wodurch er sich von der 
Strafverfolgungspflicht befreien könne. 
Eine Pflicht zur Auslieferung konnte das 
Gericht entgegen der Ansicht Belgiens 
nicht feststellen.

Im Ergebnis stellte das Gericht fest, 
dass Senegal seine Pflichten zur unverzüg-
lichen Einleitung einer Untersuchung des 
Falles (Art. 6 Abs. 2) sowie die Pflicht 
zur Strafverfolgung (Art. 7 Abs. 1) ver-
letzt hatte. Es verurteilte Senegal zur Be-
hebung des Rechtsverstoßes durch die 
unverzügliche Einleitung eines Strafver-
fahrens durch seine zuständigen Strafver-
folgungsbehörden, sollte Habré nicht aus-
geliefert werden.

Dieser Fall stellt aus zweierlei Gründen 
eine Besonderheit dar. Erstens zählt er zu 
den seltenen Fällen, in denen das Gericht 
zur Auslegung und Anwendung von Men-

schenrechtsverträgen herangezogen wird. 
Oft scheitern solche Bemühungen an den 
Zulässigkeitsvoraussetzungen, insbeson-
dere an den Voraussetzungen der Men-
schenrechtskonventionen für die Zustän-
digkeit des IGH. Zweitens ist dies der erste 
Fall, in dem das Gericht seine Zuständig-
keit zur Entscheidung eines Rechtsstreits 
über die Auslegung der Anti-Folter-Kon-
vention annahm.

Nicaragua gegen Kolumbien 

Im November erging schließlich das letz-
te Urteil des Jahres 2012. Gegenstand war 
der Rechtsstreit zwischen Nicaragua und 
Kolumbien über Gebietsansprüche und 
maritime Grenzen der beiden Staaten in 
der Karibischen See. Das Gericht hatte 
bereits im Jahr 2007 seine Zuständigkeit 
über die Rechtsstreitigkeit erklärt. Bei der 
Entscheidung in der Sache wurde der Ge-
richtshof vor die Herausforderung gestellt, 
eine gerechte Aufteilung des strittigen See-
gebiets zu finden. Es handelte sich dabei 
um ein Gebiet von 200 Seemeilen gemes-
sen ab der Küste Nicaraguas. Nicaragua 
stellte in diesem Gebiet Ansprüche auf 
den Festlandsockel (der jenseits des Küs-
tenmeers eines Küstenstaats gelegene 
Meeresboden und Meeresuntergrund der 
Unterwassergebiete) sowie auf die darüber 
liegenden Gewässer als seine ausschließ-
liche Wirtschaftszone. In seiner ausschließ
lichen Wirtschaftszone hat ein Küsten-
staat nach den als Gewohnheitsrecht an- 
erkannten Regeln des UN-Seerechtsüber-
einkommens souveräne Erforschungs- 
und Ausbeutungsrechte der lebenden und 
nichtlebenden Ressourcen der Gewässer 
und des Meeresbodens. Über den Festland
sockel übt er ebenfalls souveräne Erfor-
schungs- und Ausbeutungsrechte aus. 
Dabei hat der Küstenstaat unter anderem 
die friedlichen Durchfahrts- und Über-
flugrechte anderer Staaten zu berücksich-
tigen. 

Problematisch an der Zuteilung des 
strittigen Seegebiets – und zugleich das 
Besondere an diesem Fall – war jedoch, 
dass die Rechte Nicaraguas auf den Fest-
landsockel und über die ausschließliche 
Wirtschaftszone mit der Souveränität Ko-
lumbiens über dessen in diesem Seegebiet 
befindliches Küstenmeer kollidierten. In 
dem strittigen Seegebiet befanden sich 
nämlich Inseln, über die Kolumbien Sou-
veränität beanspruchte. Ein Staat kann 
nach den gewohnheitsrechtlich anerkann-

ten Bestimmungen des Seerechtsüberein-
kommens die Breite seines Küstenmeers 
auf höchstens zwölf Seemeilen von seiner 
Küste aus bestimmen. In diesem Fall wä-
ren die zwölf Seemeilen von den Küsten 
der einzelnen Inseln aus zu bemessen. 
Hinzu kam ein potenzieller Anspruch Ko-
lumbiens auf den Festlandsockel unter 
drei ihm gehörenden Inseln sowie eine 
ausschließliche Wirtschaftszone in der 
Breite von 200 Seemeilen. 

Nachdem der IGH die Gebietshoheit 
über einige strittige Inseln Kolumbien zu-
gesprochen hatte, legte er eine vorläufige 
maritime Grenze fest, die einen erhebli-
chen Teil des strittigen Seegebiets Kolum-
bien zusprach. In seinem dreigliedrigen 
Prüfungsaufbau in derartigen Grenzstrei-
tigkeiten prüfte der IGH anschließend Er-
wägungsgründe, die eine Korrektur die-
ser vorläufigen Grenze erforderlich mach- 
ten. Eine entscheidende Rolle spielte hier-
bei einerseits, dass die Küste Nicaraguas 
um das Achtfache länger war als die sich 
durch die teilweise sehr kleinen und weit 
voneinander entfernten Inseln ergebende 
Küste Kolumbiens. Andererseits dürfe eine 
Grenzziehung nicht dazu führen, dass 
dem einen oder dem anderen Staat – in 
diesem Fall Kolumbien – der Zugang zu 
seinen Gebieten abgeschnitten wird. Un-
ter Berücksichtigung dieser Faktoren kor-
rigierte der Gerichtshof die vorläufige 
Grenzlinie, sodass eine Kompromisslö-
sung durch eine Gebietsaufteilung im Ver-
hältnis von etwa 1:3 zugunsten Nicara-
guas gefunden werden konnte. Im letzten 
Schritt der Prüfung, bei der der Gerichts-
hof prüft, ob das Ergebnis der Grenzzie-
hung unverhältnismäßig sei, hielt sich der 
IGH an seiner bisherigen Spruchpraxis 
und kam zu dem Schluss, dass trotz der 
großen Differenz zwischen dem Verhält-
nis der Küstenlänge von etwa 1:8 und der 
Gebietsaufteilung von etwa 1:3 die Ge-
bietsaufteilung dennoch nicht unverhält-
nismäßig sei.

Der IGH war in seinem Urteil sehr um 
eine Lösung bemüht, die auf das Einver-
ständnis beider Parteien stößt und damit 
zu den friedlichen und freundlichen Be-
ziehungen beider Länder beiträgt. Dies 
und die Tatsache, dass die Parteien sich 
für den friedlichen Weg der Streitbeile-
gung vor dem IGH entschieden hatten, 
zeigt die bedeutende Rolle des Gerichts-
hofs im System der Friedenswahrung der 
Vereinten Nationen. 
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Fast gute Freunde –  
UN und EU in der Friedenssicherung

Seit gut zwei Jahrzehnten sehen sich die Vereinten 
Nationen ständig wachsenden Anforderungen in der 
internationalen Friedenssicherung gegenüber. Die 
Blauhelm-Missionen haben immer komplexere Man-
date zu erfüllen: neben der klassischen Friedenswah-
rung (peacekeeping) zunehmend auch der Schutz 
der Zivilbevölkerung oder die Absicherung von Pro-
zessen zur Friedenskonsolidierung. Die zur Bewäl-
tigung dieser Herausforderungen erforderlichen Kräf-
te und Fähigkeiten kann die Weltorganisation schon 
längst nicht mehr nur aus den traditionellen Trup-
penstellerstaaten generieren. Diese sind hinsichtlich 
der Ausbildung und Ausrüstung ihrer Soldatinnen 
und Soldaten oft selbst überfordert. Die UN sind 
vielmehr auch auf die Kooperation mit Regionalor-
ganisationen wie der Europäischen Union angewie-
sen, die ihre militärischen und zivilen Kapazitäten 
in den Dienst der internationalen Friedenssicherung 
stellen. Die Zusammenarbeit zwischen internatio-
nalen Organisationen gestaltet sich indes schwie-
rig, da sie in ihren Handlungen an unterschiedliche 
Ziele, Strukturen und Entscheidungsverfahren ge-
bunden sind.

Wie und unter welchen Bedingungen also koope-
rieren internationale Organisationen auf einem so 
schwierigen Politikfeld? Dieser Frage geht Manuela 
Scheuermann in ihrer Würzburger Dissertation am 
Beispiel der UN-EU-Beziehungen in der militärischen 
Friedenssicherung nach. Den Ausgangspunkt ihrer 
Überlegungen bildet dabei zum einen das von bei-
den Organisationen gleichermaßen hochgehaltene Be-
kenntnis zum Multilateralismus. Zum anderen geht 
sie von den großen normativen wie auch politischen 
Schnittmengen aus, durch die sich EU und UN als 
quasi natürliche Verbündete in ihren Bemühungen 
um eine Weltordnung empfehlen, die auf friedlicher 
Zusammenarbeit und ›good global governance‹ auf-
baut. Zugleich macht die Autorin auch klar, dass die-
ses in politischen und wissenschaftlichen Diskursen 
gern gepflegte Narrativ eines näheren Hinsehens be-
darf. Sie verweist darauf, dass internationale Orga-
nisationen »auch egoistische Akteure« (S. 381) sein 
können, die die Kooperationsbeziehungen auch an 
ihren Interessen ausrichten. 

Scheuermann geht an die Thematik sehr gründ-
lich heran: In Teil A stellt sie nicht einfach Referen-
zen zu verschiedenen Theorieansätzen der Interna-
tionalen Beziehungen her, sondern erweitert gängige 
Auffassungen von Multilateralismus als einem ver-
regelten Miteinander staatlicher Akteure um eine nor-
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mative Dimension. In diesem Verständnis ist Multi-
lateralismus »Teil einer normativ-ontologischen Idee 
von global governance« (S. 65), beinhaltet also mit 
dem immanenten Streben nach einer guten Weltord-
nung sowohl ein Ziel wie auch eine Handlungsauf-
forderung. Sodann formuliert die Autorin eine Rei-
he utilitaristischer, normativer und ›neutraler‹ aus 
der Organisationssoziologie abgeleiteter Faktoren 
wie Nützlichkeit, ähnliches Aufgabenfeld oder ex-
terner Druck, welche inter-organisatorische Bezie-
hungen prägen. Scheuermann entwickelt so ein an-
spruchsvolles, eigenständiges Modell zur Analyse 
der Kooperationsbeziehungen zwischen internatio-
nalen Organisationen, das weit über die von ihr un-
tersuchte UN-EU-Interaktion hinaus Anwendung 
finden kann und sollte.

Ihr analytisches Instrumentarium setzt die Au-
torin dann in Teil B souverän ein, wenn sie sich den 
Fundamenten der UN-EU-Zusammenarbeit zuwen-
det. Dabei rekonstruiert sie zunächst das Bild von 
der engen Verflechtung jener »Pendants im globalen 
System« (S. 101), die hinsichtlich ihrer Aufgaben-
bereiche, Werte, Ziele und Funktionsbestimmun-
gen viele Gemeinsamkeiten aufweisen. Diese ober-
flächliche Harmonie relativiert Scheuermann dann 
aber gleich wieder, wenn sie sich den durchaus un-
terschiedlichen Vorstellungen zuwendet, die beide 
Institutionen vom gemeinsam beschworenen Prin-
zip des Multilateralismus pflegen. Entlang der Be-
schreibungen von »offenem« beziehungsweise »ef-
fektivem« Multilateralismus arbeitet Scheuermann 
präzise die Versuchungen in UN wie EU heraus, die-
sen normativen Begriff für eigene Interessen, wie 
etwa die Verbesserung der eigenen Handlungsfähig-
keit, zu instrumentalisieren. Trotz einer engen Be-
ziehung sind UN und EU eben doch nur fast gute 
Freunde.

In Teil C gibt die Autorin der Analyse der prak-
tischen Zusammenarbeit von UN und EU in der mi-
litärischen Friedenssicherung breiten Raum. Zu-
nächst nimmt sie eine sorgfältige Darstellung der 
politischen und rechtlichen Fundamente und Rah-
menbedingungen dieser Kooperation vor und geht 
auf die EU-internen Entscheidungsprozesse bei der 
Unterstützung von UN-Missionen ein. Dabei wird 
wiederum deutlich, wie sehr die EU darum bemüht 
ist, die vollständige Kontrolle über ihre militärischen 
Beiträge durch eigene Gremien und Strukturen, na-
mentlich das Politische und Sicherheitspolitische Ko-
mitee (PSK), auszuüben. Jede Form eines direkten 
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Zugriffs der Vereinten Nationen auf EU-Kapazitä-
ten bleibt so ausgeschlossen.

Das Herzstück ihrer Analyse bilden vier Fallstu-
dien zu den drei bislang gemeinsam durchgeführten 
Militäreinsätzen Artemis (2003) und EUFOR (2006) 
in der Demokratischen Republik Kongo, der EUFOR 
Chad/CAR (2008/2009) sowie zur Ablehnung einer 
Bitte um Unterstützung der UN-Mission MONUC 
in Kongo im Jahr 2008. Das Augenmerk dieser her-
vorragend recherchierten Untersuchung liegt auf den 
konkreten Mechanismen und Verfahren dieser Zu-
sammenarbeit, von der Ebene der Spitzen bis hin zur 
Kommunikation der Hauptquartiere und Einhei-
ten der eingesetzten Truppen. Scheuermann zeich-
net hier ein ungemein realitätsnahes, dabei aber auch 
immer wieder im Lichte ihres Theorieansatzes re-
flektiertes Bild dieser Einsätze. Dabei geht sie auch 
auf die teils komplizierten Hintergründe ein, wie die 
häufige Uneinigkeit der EU-Staaten oder die immer 
wieder enttäuschten Erwartungen, die beide Orga-
nisationen an ihre Zusammenarbeit richten. Es blei-
ben aber Fallstudien; jeder dieser gemeinsamen oder 
besser parallelen Militäreinsätze von UN und EU 
hatte seine eigenen Charakteristika. Ein für die Pla-
nung und Durchführung künftiger Einsätze hilfrei-
ches Modell der Zusammenarbeit kann so nicht ent-
wickelt werden.

Entsprechend fällt dann auch der Schlussteil D 
etwas knapp aus. Er umfasst eine für den schnellen 
Überblick hilfreiche Zusammenfassung der Studie 
sowie einen systematischen Überblick über die die 
Kooperation prägenden Faktoren und endet mit »Ge-
meinsam stark!« (S. 396), einem beherzten Appell 
an die Politik, das Potenzial dieser besonderen Bezie-
hung zwischen UN und EU für eine multilaterale 
und friedliche Weltordnung stärker zu nutzen. Ob 
dieser Appell gehört wird, muss offen bleiben – seit 
dem Ende von EUFOR Chad/CAR 2009 gab es zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Europäischen 
Union keine militärische Zusammenarbeit mehr, und 
daran dürfte sich auch in der absehbaren Zukunft 
wenig ändern. Die EU ist immer bereit, ihren Multi-
lateralismus auch in anderen Kontexten als im Zu-
sammenwirken mit den UN auszuüben.

Insgesamt hat Manuela Scheuermann ein äußerst 
lesenswertes Buch zu einem wichtigen Thema vor-
gelegt. Zwar mögen die UN-EU-Beziehungen im mi-
litärischen Bereich sehr spezifisch erscheinen, doch 
eröffnet die Autorin mit dieser exemplarischen Un-
tersuchung ganz vorzügliche und vielschichtige Ein-
blicke in die komplizierten Mechaniken des Zusam-
menwirkens zweier internationaler Organisationen. 
Weil das Buch bei allem hohen theoretischen An-
spruch, analytischer Tiefe und empirischer Breite 
zudem in einer eingängigen und lebendigen Sprache 
verfasst ist, sei seine Lektüre allen empfohlen, die 
sich mit Friedenssicherung, internationalen Orga-
nisationen, UN und EU befassen.

Schutz gegen geschlechts-
bezogene Gewalt 

Beate Rudolf

›Geschlechtsbezogene Gewalt und Menschenrechte‹ – 
wer angesichts dieses Titels nur eine weitere Unter
suchung der Praxis von UN-Menschenrechtsorga
nen zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen er- 
wartet, wird positiv überrascht: Sarah Elsuni entwi-
ckelt in ihrer Dissertation überzeugend einen An-
satz, der auch Gewalt gegen lesbische, schwule, bi-
sexuelle, transgender und intersexuelle Menschen 
(LSBTI) umfasst. Transgender steht für Personen, 
die sich einem anderen Geschlecht als dem (gesell-
schaftlich definierten) Geburtsgeschlecht zugehörig 
fühlen; Intersexuelle bezeichnet Menschen, die nicht 
dem ›männlichen‹ oder ›weiblichen‹ Geschlecht zu-
geordnet werden können. Elsuni hält es für notwen-
dig, Gewalt gegen diese Menschen ebenso wie häus-
liche Gewalt gegen Frauen nicht nur in ihrer indivi- 
duellen Dimension zu sehen, sondern auch die da-
hinter liegenden gesellschaftlichen Strukturen, die 
solche Gewalt ermöglichen oder gar fördern. Diese 
strukturelle Gewalt will Elsuni menschenrechtlich 
erfassen, indem sie den Gleichheitssatz als Recht auf 
Nichtdiskriminierung versteht. Die Autorin zeigt auf, 
wie dies durch eine dynamische Auslegung bestehen-
der menschenrechtlicher Verträge erfolgen kann. 
Beim Internationalen Pakt über wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte und beim Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte ist 
es möglich, beim Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) 
jedoch nicht. Damit gelingt ihr ein konsequenter Lö-
sungsweg zum menschenrechtlichen Umgang mit ge-
schlechtsbezogener Gewalt, der nicht voraussetzt, 
dass bestehende Menschenrechtsverträge geändert 
werden müssen. Gerade angesichts der Tatsache, dass 
innerhalb der Vereinten Nationen erst vor einigen 
Jahren Debatten über den menschenrechtlichen Schutz 
von intersexuellen Kindern sowie vor homophober 
und transphober Gewalt begonnen haben, bietet 
Elsunis Werk einen methodisch überzeugenden Weg, 
diesen Schutz schon jetzt menschenrechtlich zu ge-
währleisten.

Die Autorin legt den Begriff Geschlecht breit aus; 
er geht über die Zweigeschlechtlichkeit und die mitt-
lerweile auch im Völkerrecht anerkannte Unterschei-
dung zwischen biologischem und sozialem Geschlecht 
(im Englischen: ›sex‹ und ›gender‹) hinaus. Elsuni 
möchte mit ›Geschlecht‹ alle Anknüpfungen an die 
Geschlechtlichkeit des Menschen erfassen. Das sind 
nicht nur Anknüpfungen an das vermeintlich ein-
deutig bestimmbare biologische Geschlecht oder die 
sozial konstruierten Geschlechterrollen, sondern auch 
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Anknüpfungen an die Nichtkonformität sexueller 
und geschlechtlicher Lebensweisen, einschließlich 
des sexuellen Begehrens.

Anstelle eines solch breiten Verständnisses von 
Geschlecht wäre es auch möglich, ›sexuelle Orien-
tierung‹ und ›Geschlechtsidentität‹ als neue Diskri-
minierungsmerkmale einzuführen oder diese Krite-
rien unter ›anderer Status‹ in den Diskriminierungs- 
verboten der beiden Internationalen Pakte zu fassen. 
Doch Elsuni lehnt diese Lösungswege ab, weil da-
mit das herkömmliche biologische Verständnis von 
Geschlecht beibehalten würde und die ihm zugrunde 
liegenden Machtverhältnisse ausgeblendet blieben. 
Das ist konsequent, da die Autorin unter ›Gewalt‹ ge-
rade auch strukturelle Gewalt fasst, also solche, die 
sich in ungleichen Machtverhältnissen und unglei-
chen Lebenschancen äußert. Hier wird die Verbin-
dung von Gewalt und Diskriminierung sichtbar, die 
im Weiteren ausgeführt wird.

Geschlechtsbezogene Gewalt richtet sich bei ei-
ner solchen Betrachtung gegen Menschen, die als Be-
drohung des bestehenden gesellschaftlichen Systems 
angesehen werden, weil sie dessen Heteronormativi-
tät, also der Zweigeschlechtlichkeit und Heterose-
xualität als Norm, nicht entsprechen oder die Hie-
rarchisierung der Geschlechter infrage stellen: Sie 
manifestiert sich in Operationen intersexueller Kin-
der, in Gewalt gegen LSBT und in häuslicher Gewalt. 
Die von Privatpersonen ausgehende Gewalt in all die-
sen Fällen ist vor diesem Hintergrund auch gesell-
schaftlich eingebettet und Bestandteil struktureller 
Gewalt. Der Staat fördert oder formt strukturelle Ge-
walt, die individuelle Gewalt begünstigt, indem er 
etwa (wirksame) Sanktionen gegen ›private‹ Gewalt 
unterlässt.

Um geschlechtsbezogene Gewalt durch die inter-
nationalen Menschenrechte zu erfassen, will Elsuni 
die allgemeinen Gleichheitsgebote und die Diskrimi-
nierungsverbote nutzen. In ihrer Analyse der Ausle-
gung der beiden Pakte und von CEDAW wird zweier-
lei deutlich: Zum einen ist es gelungen, Gewalt gegen 
Frauen, auch häusliche Gewalt als häufigsten Fall der 
privaten Gewalt, als Menschenrechtsproblem zu er-
fassen – dies allerdings, aus Sicht der Autorin, auf 
Kosten des Ausschlusses anderer Formen von ge-
schlechtsbezogener Gewalt. Zum anderen besteht 
ein Dilemma: Das herkömmliche Verständnis von 
Gleichheit und Diskriminierung erfordert es, eine 
Vergleichsgruppe zu benennen, um eine Ungleich-
behandlung festzustellen. Damit werden aber die be-
stehenden Kategorisierungen reproduziert und ver-
stärkt, also gerade die von Elsuni kritisierte Hetero- 
normativität und die Normierung von Zweige-
schlechtlichkeit.

Dem stellt die Autorin ihren eigenen machttheo-
retischen Ansatz gegenüber. Dieser berücksichtigt, 
dass es überall Macht- und Herrschaftsverhältnisse 
gibt und dass sie Einfluss nehmen. Sie argumentiert, 

dass Gleichheit ein Recht auf Nichtdiskriminierung 
ist. Diskriminierung sei dabei kein punktuelles Er-
eignis, sondern ein Prozess, innerhalb dessen Grup-
pen anhand bestehender Machthierarchien ausge-
grenzt und benachteiligt werden. Die Art der Dis- 
kriminierung müsse unter Berücksichtigung des ge-
sellschaftlichen Kontextes mithilfe sozialwissen-
schaftlicher Erkenntnisse ermittelt werden. Lege man 
ein formales Gleichheitsverständnis zugrunde, so blie-
ben die Machtverhältnisse, die der Diskriminierung 
zugrunde liegen, unverändert bestehen. Zu fragen sei 
daher nicht nach Unterschieden zwischen Gruppen, 
sondern danach, ob ein hierarchisches Verhältnis vor-
liegt, das sich in Benachteiligungen äußert. Gleich-
heit wird also nicht anhand von Kategorien ermittelt, 
sondern anhand von Beziehungen. Auf diese Weise 
werden auch bestehende Essentialisierungen, also 
die Zuschreibung unausweichlicher Eigenschaften, 
nicht fortgesetzt.

Diesen Ansatz wendet Elsuni im letzten Teil ih-
rer Untersuchung an. Auch wenn die menschen-
rechtlichen Diskriminierungsverbote die Kategorie 
Geschlecht verwenden, steht dies einem machttheo-
retischen Verständnis nicht entgegen, da Menschen-
rechte selbst dynamische Begriffe sind und eine dy-
namische Auslegung des Begriffs Geschlecht mithin 
grundsätzlich möglich ist. Sie scheitert allerdings bei 
CEDAW, da das Übereinkommen Geschlecht auf 
die Mann-Frau-Dichotomie beschränkt. Bei den bei-
den Pakten hingegen ist die Zweigeschlechtlichkeit 
nicht festgelegt.

Die bereits im Jahr 2007 abgeschlossene Arbeit ist 
nach wie vor aktuell und wertvoll, weil sie eine Brü-
cke schlägt zwischen Menschenrechten, Frauen- und 
Geschlechterstudien und den ›Queer Studies‹, die 
davon ausgehen, dass Geschlecht und Sexualität so-
zial und kulturell konstruiert werden, sowie dem An-
tidiskriminierungsrecht. Für die unterschiedlichen 
Zielgruppen aus diesen Bereichen stellt die Autorin 
die für das Verständnis ihres Ansatzes wesentlichen 
Grundlagen dar und präsentiert einen überzeugen-
den Weg zum wirksamen Menschenrechtsschutz. Aus-
geblendet bleibt in der Untersuchung die Gewähr-
leistungsdimension von Menschenrechten, die es 
ebenfalls ermöglicht, die Bedeutung von Strukturen 
für die Verletzung oder Wahrung von Menschenrech-
ten zu berücksichtigen. Der Blick auf strukturelle Dis-
kriminierung wirft zudem die (nicht behandelte) Fra-
ge nach den Rechtsfolgen der Feststellung einer Dis- 
kriminierung in einem Einzelfall auf: Erfasst der 
subjektiv-rechtliche Anspruch auf Nichtdiskriminie-
rung die Beseitigung aller strukturellen Ursachen 
von Benachteiligungen; wo liegen die Grenzen? Elsu-
nis Arbeit macht aber eines deutlich: Nur wer Macht-
strukturen berücksichtigt, kann geschlechtsbezoge-
ner Gewalt wirksam begegnen. Ein auf diese Weise 
neu verstandenes Diskriminierungsverbot könnte hier 
zu substanziellen Verbesserungen führen.
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Mehr Einfluss der Parlamente  
bei Auslandseinsätzen

Was vor 20 Jahren kaum denkbar war, gehört heute 
zum Alltag des Deutschen Bundestages: Entschei­
dungen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr. Nico-
lai von Ondarza, Mitarbeiter der Stiftung Wissen­
schaft und Politik, lenkt mit seiner Studie ›Legitima- 
toren ohne Einfluss?‹ den Blick über den nationalen 
Tellerrand auf die komplexen Entscheidungsprozesse 
bei multinationalen, UN-mandatierten Streitkräfte­
einsätzen und untersucht die Rolle europäischer Par­
lamente. Er geht davon aus, dass eine stärkere Parla­
mentsbeteiligung eine verantwortungsvollere Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik befördere. Zugleich 
benennt er das Spannungsverhältnis zwischen effek­
tivem Multilateralismus und Parlamentsbeteiligung. 

Kenntnisreich und sicher führt der Autor zunächst 
durch das Labyrinth intergouvernementaler Entschei­
dungsverfahren im »komplexen Mehrebenensystem« 
von Gemeinsamer Sicherheits- und Verteidigungs­
politik (GSVP) und UN. In einem zweiten Schritt 
vergleicht er die Parlamentsbeteiligung bei Einsatz­
entscheidungen für alle EU-Mitgliedstaaten in Be­
zug auf Informationszugang, Mitentscheidungs- 
und Haushaltsrechte sowie sicherheitspolitische 
Präferenzen. Er vertieft dies für fünf EU-Staaten und 
das Europäische Parlament, die exemplarisch für die 
ganze Spannweite parlamentarischer Beteiligungs­
rechte stehen. Sein Ergebnis ist, dass die Parlaments­
beteiligung (sehr) niedrig ist in Frankreich, Polen 
und beim Europäischen Parlament, mittel bis hoch 
in Spanien, (sehr) hoch in Irland und durchgängig 
sehr hoch in Deutschland. An den Entscheidungs­
prozessen zu der EUFOR RD CONGO und der 
UNIFIL-Erweiterung im Jahr 2006 schildert von 
Ondarza die reale Beteiligung der sechs Parlamen­
te. Auffällig ist der Zusammenhang zwischen par­
lamentarischen Rechten und Aktivitäten: Zur EU­
FOR RD CONGO erfolgte in Polen keine Anfrage, 
in Frankreich eine (beantwortet nach 238 Tagen), in 
Deutschland 14 und in Irland 17, beantwortet nach 
elf beziehungsweise vier Tagen. Wo Parlamente über 
Einsätze mitentscheiden, sind durchweg auf inter­
nationaler Ebene Entscheidungen vorausgegangen 
und Fakten geschaffen worden, die ein Parlament 
nur noch verbunden mit hohen politischen Kosten 
(internationaler Glaubwürdigkeitsverlust, Miss­
trauensvotum gegenüber der eigenen Regierung) wi­
derrufen könnte. Die formelle Mitentscheidung ist 
aber dann kein bloßes ›Absegnen‹, wenn ein Parla­
ment im Vorfeld informell einbezogen ist und Ein­
fluss nimmt. Das ist in Deutschland der Fall, vari­

Winfried Nachtwei

iert aber je nach Loyalitätsverständnis von Koali- 
tionsabgeordneten. Da diese unter einem besonde­
ren Zustimmungsdruck stehen, ist die zusätzliche 
Zustimmung großer Teile der Opposition umso wich-
tiger. Eine Sonderrolle hat das Europäische Parla­
ment. Obwohl ohne Konsultations- oder gar Mit­
entscheidungsrechte bei GSVP-Einsätzen bewies es 
auffällige Eigeninitiative, insbesondere durch früh­
zeitige, wenn auch rechtlich unverbindliche, politi­
sche Resolutionen.

Im Unterschied zur plausiblen Landesverteidigung 
der Vergangenheit stehen Einsätze der multilateralen 
Krisenbewältigung in jedem Einzelfall unter besonde­
rem Begründungs- und Legitimationszwang. Maß­
geblicher Ort der Politiklegitimierung ist in einer De­
mokratie das Parlament. Wenn der Autor zu Recht 
feststellt, dass es bei Kriseneinsätzen nur eine frag­
mentierte und auf nationale Beiträge beschränkte 
parlamentarische Beteiligung gebe, dann deutet dies 
auf einen eklatanten, strukturellen Legitimations­
mangel dieser wesentlichen Instrumente multilate­
raler Sicherheitspolitik hin. Negative Rückwirkun­
gen auf die öffentliche Akzeptanz solcher Einsätze 
und die sicherheitspolitische Handlungs- und Durch­
haltefähigkeit liegen dann nahe.

Von Ondarza widerlegt die verbreitete Annah­
me, eine Parlamentsbeteiligung verzögere multila­
terale Entscheidungsprozesse. Den EU-Staaten emp­
fiehlt er eine obligatorische parlamentarische Mit- 
entscheidung über die Genehmigung einer Operation 
vor Truppenentsendung und nach Abschluss der eu­
ropäischen Verhandlungen. Für das Europäische Par­
lament empfiehlt er Kompetenzerweiterungen unter­
halb der Schwelle einer – unrealistischen – Änderung 
des Vertrags von Lissabon. Die nationalen Parlamen­
te und das Europäische Parlament sollten schließ­
lich durch eine neue und flexible Form interparla­
mentarischer Kooperation verknüpft werden.

Laien, aber auch Kennern der Materie gewährt 
diese Studie vielfältige neue Einblicke. Sie hilft, die 
parlamentarische und nationale Nabelschau zu über­
winden. Sie fördert das Verständnis für einen effek­
tiven Multilateralismus. Die Studie belegt Deutsch­
lands Spitzenplatz bei der Parlamentsbeteiligung. 
Doch die Mitwirkungsrechte könnten erheblich bes­
ser für effektive Krisenbewältigung genutzt werden: 
durch mehr strategische Klarheit statt Mikromanage­
ment; durch mehr Ausgewogenheit der Mittel statt 
Militärlastigkeit; und vor allem durch viel mehr UN-
Orientierung.

Nicolai von Ondarza

Legitimatoren ohne 
Einfluss? 

Nationale Parla-
mente in Entschei-
dungsprozessen  
zu militärischen  
EU- und VN-Opera-
tionen im Vergleich

Europäische  
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Baden-Baden: 
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gesellschaft 2012
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Dokumente der Vereinten Nationen
In der folgenden Übersicht sind eine Resolution der General­
versammlung sowie die Resolutionen und die Erklärungen des 
Präsidenten des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen mit ei­
ner kurzen Inhaltsangabe und den (etwaigen) Abstimmungs­
ergebnissen von März bis Mai 2013 aufgeführt. Die Dokumen­

te sind alphabetisch nach Ländern, Regionen oder Themen 
sortiert. In der jeweiligen Rubrik erfolgt die Auflistung chro­
nologisch (das älteste Dokument zuerst). Diese Dokumente im 
Volltext sind zu finden über die Webseite des Deutschen Über­
setzungsdienstes: www.un.org/Depts/german

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Afghanistan S/RES/2096(2013) 19.3.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Hilfsmission der Ver-
einten Nationen in Afghanistan (UNAMA) bis zum 19. März 2014 zu 
verlängern.

Einstimmige 
Annahme

Afrika S/PRST/2013/4 15.4.2013 Der Sicherheitsrat betont, dass die tieferen Ursachen und die regio-
nalen Dimensionen der Konflikte Afrikas angegangen werden müssen 
und befürwortet die Ausarbeitung von Maßnahmen. Der Rat ist sich 
dessen bewusst, wie wichtig eine umfassende Strategie zur Verhütung 
bewaffneter Konflikte ist, die operative und strukturelle Maßnahmen 
beinhaltet. Er erkennt an, wie wichtig starke und wirksame nationale 
Institutionen sind, und fordert den Generalsekretär auf, dafür zu sor-
gen, dass die Maßnahmen der Vereinten Nationen zur Unterstützung 
des Aufbaus von Institutionen die nationale Eigenverantwortung för-
dern.

Côte d’Ivoire S/RES/2101(2013) 25.4.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, dass alle Staaten in dem am 30. April 2014 
endenden Zeitraum die notwendigen Maßnahmen ergreifen wer-
den, um die Lieferung, den Verkauf oder den Transfer, auf direktem 
oder indirektem Weg, von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrma-
terial von ihrem Hoheitsgebiet aus oder durch ihre Staatsangehöri-
gen oder unter Benutzung von ihre Flagge führenden Schiffen oder 
Luftfahrzeugen nach Côte d’Ivoire zu verhindern. Der Rat beschließt 
ferner, die Maßnahmen betreffend Finanzen, Reisen sowie die Einfuhr 
von Rohdiamanten aus Côte d’Ivoire ebenso bis zum 30. April 2014 zu 
verlängern.

Einstimmige 
Annahme

Generalversammlung

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Syrien A/RES/67/262 15.5.2013 Die Generalversammlung verurteilt mit Nachdruck den weiter eska-
lierenden Einsatz von schweren Waffen durch die syrischen Behörden, 
namentlich die unterschiedslose Beschießung von Panzern und Flug-
zeugen aus, den Einsatz ballistischer Flugkörper gegen Bevölkerungs-
zentren sowie den Einsatz von Streumunition. Sie verurteilt jegliche 
Gewalt, ungeachtet dessen, von welcher Seite sie ausgeht, und fordert 
alle Parteien auf, alle Formen von Gewalt, einschließlich terroristischer 
Handlungen und Gewalt- oder Einschüchterungshandlungen, die sek-
tiererische Spannungen schüren könnten, sofort zu beenden und ihren 
Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, einschließlich des humanitären 
Völkerrechts, genauestens nachzukommen. Die Versammlung verlangt, 
dass alle Parteien alle Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, ein-
schließlich der Angriffe auf Zivilpersonen, sofort beenden, verlangt au-
ßerdem, dass die syrischen Behörden alle Verletzungen der internatio-
nalen Menschenrechtsnormen sofort beenden. Sie legt dem Sicherheitsrat 
nahe, diesbezüglich geeignete Maßnahmen zu erwägen. Sie verlangt 
ferner, dass die syrischen Behörden dem Generalsekretär im Rahmen 
seiner Untersuchung aller Behauptungen hinsichtlich des Einsatzes 
chemischer Waffen vollen und ungehinderten Zugang gewähren, und 
fordert alle Parteien auf, bei dieser Untersuchung zu kooperieren. 

+107;
–12;
=59
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Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Libyen S/RES/2095(2013) 14.3.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Unterstützungsmission 
der Vereinten Nationen in Libyen (UNSMIL) bis zum 13. März 2014 zu 
verlängern. Er beschließt ferner, dass das Mandat der UNSMIL als einer 
integrierten besonderen politischen Mission in vollem Einklang mit den 
Grundsätzen der nationalen Eigenverantwortung darin besteht, der 
libyschen Regierung bei der Festlegung der nationalen Bedürfnisse 
und Prioritäten in ganz Libyen behilflich zu sein. Er beschließt außerdem, 
das in Resolution 1973(2011) festgelegte Mandat der Sachverständigen-
gruppe um einen Zeitraum von 13 Monaten zu verlängern.

Einstimmige 
Annahme

Mali S/RES/2100(2013) 25.4.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, die Mehrdimensionale integrierte Sta-
bilisierungsmission der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA) mit ei-
ner Stärke von bis zu 11 200 Soldaten und 1 440 Polizisten einzurichten. 
Ihr Mandat umfasst unter anderem die Stabilisierung wichtiger Bevöl-
kerungszentren, die Unterstützung zur Wiederherstellung der staatli-
chen Autorität im gesamten Land sowie für die Umsetzung des Fahr-
plans für den Übergang, einschließlich des nationalen politischen Dialogs 
und des Wahlprozesses, sowie den Schutz von Zivilpersonen und des 
UN-Personals. Der Rat ersucht den Generalsekretär, das Büro der Ver-
einten Nationen in Mali in die MINUSMA einzugliedern. Er beschließt 
ferner, dass die Autorität der Internationalen Unterstützungsmission 
in Mali unter afrikanischer Führung (AFISMA) am 1. Juli 2013 an die MI-
NUSMA übertragen wird und die MINUSMA zu diesem Zeitpunkt mit 
der Durchführung ihres Mandats für zunächst zwölf Monate beginnen 
wird.

Einstimmige 
Annahme

Ostafrikanisches 
Zwischenseen
gebiet

S/RES/2098(2013) 
+ Anlagen

28.3.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Organisation der Ver-
einten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo (MONUSCO)  
bis zum 31. März 2014 zu verlängern. Er beschließt zudem, dass die 
MONUSCO zunächst für ein Jahr und im Rahmen der genehmigten Trup-
penstärke von bis zu 19 815 Soldaten ausnahmsweise eine ›Interventi-
onsbrigade‹ umfassen wird, die unter anderem aus drei Infanterieba-
taillonen, einer Artilleriekompanie, einer Kompanie Spezialkräfte und 
einer Aufklärungskompanie besteht. Der Rat begrüßt die Unterzeich-
nung des Rahmenabkommens über Frieden, Sicherheit und Zusam-
menarbeit für die Demokratische Republik Kongo und die Region am 
24. Februar 2013. Er befürwortet in dieser Hinsicht die rasche Einrich-
tung eines regionalen ›11+4‹-Aufsichtsmechanismus unter Beteili-
gung der politischen Führer der Region und mit den Guten Diensten 
der Garanten des Rahmenabkommens sowie eines nationalen Auf-
sichtsmechanismus.

Einstimmige 
Annahme

Sierra Leone S/RES/2097(2013) 26.3.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat des Integrierten Büros der 
Vereinten Nationen für die Friedenskonsolidierung in Sierra Leone 
(UNIPSIL) bis zum 31. März 2014 zu verlängern. Er beschließt ferner, dass 
das UNIPSIL im Einklang mit den Auffassungen der Regierung Sierra 
Leones und den nach dem erfolgreichen Abschluss der Wahlen 2012 
herrschenden Bedingungen vor Ort bis zum 31. März 2014 vollständig 
abgebaut werden soll.

Einstimmige 
Annahme

Somalia S/RES/2102(2013) 2.5.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, zum 3. Juni 2013 die Hilfsmission der Ver-
einten Nationen in Somalia (UNSOM) unter der Leitung eines Sonder-
beauftragten des Generalsekretärs zunächst bis zum 1. Mai 2014 mit 
Sitz in Mogadischu einzurichten. Das Mandat der UNSOM umfasst un-
ter anderem die Bereitstellung der Gute-Dienste-Funktion der Verein-
ten Nationen zur Unterstützung des Friedens- und Aussöhnungspro-
zesses der Bundesregierung Somalias, die Unterstützung der Bun- 
desregierung und nach Bedarf der AMISOM, indem sie im Hinblick auf 
Friedenskonsolidierung und Staatsbildung strategische Politikbera-
tung erteilt. Das Mandat umfasst ferner die Koordinierung der inter-
nationalen Geberunterstützung, insbesondere im Bereich der Hilfe für 
den Sicherheitssektor und der Gefahrenabwehr in der Schifffahrt so-
wie der Verfolgung von Rechtsverletzungen.

Einstimmige 
Annahme

Westsahara S/RES/2099(2013) 25.4.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Mission der Vereinten 
Nationen für das Referendum in Westsahara (MINURSO) bis zum  
30. April 2014 zu verlängern.

Einstimmige 
Annahme
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Robert Frau	 pp. 99–103
The Use of Drones.  
An International Law Perspective

States use unmanned aerial vehicles for their technical abilities 
as well as for reasons of force protection. Even in light of the 
recent debate on combat drones in the USA and Germany, 
the use of drones will likely increase among states. In an armed 
conflict, states have to adhere to international humanitarian 
law. Most importantly, the principle of distinction demands 
to target only military objectives and fighters. Given their 
superior ability to gather information, drones may increase 
adherence to the law. However, like any other means of war-
fare, drones may be used in an unlawful manner. Inside and 
outside of an armed conflict, human rights law applies, be-
cause the use of combat drones amounts to effective control 
required for ‘jurisdiction’ under human rights law.

Ekkehard Griep		  p. 104
Comment: May 29th – A Good Start

For the first time ever, German peacekeepers have been honored 
for their work by members of the German government in June 
2013. Yet, the UN declared the 29th of May as the Interna-
tional Day of UN Peacekeepers as early as 2002. Despite Ger-
many’s commitment to and work within the United Nations, 
public attention for the United Nations and their instruments 
is low in Germany itself. Observance of UN Days is one step 
towards strengthening public regard for the bonds between 
Germany and the United Nations, but more remains to be done. 

Timo Mahn 			   pp. 105–110
Coherence of UN Development Activities.  
The Course for Change Is Set 

The United Nations play an important role in international 
development. While their services and expertise are highly 
regarded in developing countries, the three dozen funds, pro-
grammes and agencies with development operations in the field 
are called upon to improve the system-wide coherence of their 
activities. The ‘Delivering as One’ (DaO) initiative and the cre-
ation of ‘UN Women’ can be seen as achievements recommen
ded back in 2006 by an expert commission. But several other 
reform proposals still lack implementation. Against this back-
ground, the Quadrennial Comprehensive Policy Review (QCPR) 
of 2012 has set the United Nations development system on a 
new course towards more coherence. In particular, the de-
velopment organizations of the United Nations are called 
upon to harmonize their business practices and operations.

Manuel Fröhlich		 pp. 111–116
Representatives, Mediators and More than Managers. 
The Work of the Special Representatives of the UN 
Secretary-General 

In recent decades, the work of the Special Representatives 
of the Secretary-General (SRSGs) has become an essential 
part of the United Nations’ efforts to maintain internation-
al peace and security. Since the foundation of the United 
Nations, their number has increased significantly while 
their responsibilities were broadened over time. But the work 
of SRSGs has not yet received much scholarly or public atten-
tion except few prominent examples like Martti Ahtisaari 
or Lakhdar Brahimi. Looking beyond these prominent exam-
ples, the relevance of SRSGs merits a closer look at the ori-
gin, legal basis and the development over time of this special 
type of actor. It becomes clear that their success as trouble-
shooters depends to a great deal on their individual qualifica-
tions and diplomatic experience as well as the ability to estab-
lish themselves as relevant personifications of the world or- 
ganization.

			 
“In Syria War Crimes Are Taking Place” 	 pp. 117–119 

Interview with Patricia O’Brien, UN Under-Secretary-General 
for Legal Affairs and UN Legal Counsel on sensible issues, 
immunity of UN personnel, the ‘responsibility to protect’ in 
Syria and gender parity in the United Nations.

Manfred Mimler 			   pp. 120–125
The United Nations and Terrorism.  
The Al-Qaida Sanctions Committee under German 
Chairmanship 2011/2012

The Al-Qaida sanctions regime of the United Nations has 
been criticized for lack of a legal remedy when infringing 
upon fundamental rights of affected parties. This principle, 
however, stands in contrast to the obligation of member states 
to implement sanctions imposed by the Security Council un-
der Chapter VII of the UN Charter. This inconsistency is 
due to the very nature of targeted sanctions: Decisions based 
on political considerations that are as such not litigable af-
fect parties entitled to judicial remedies. The failure of the 
Sanctions Committee to effectively review the sanctions list 
as well as peculiarities of the Al-Qaida sanctions regime have 
aggravated affairs. Recent reforms, in particular the new Of-
fice of the Ombudsperson, should instill the dynamics neces-
sary to render the sanctions regime both effective and legiti-
mate.
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